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Editorial: Die politische Krise in Europa und die 
Reorganisation der bürgerlichen Kräfte 


„Noch vor einem Jahrzehnt glaubten 
viele, sie sei am Schluss ihrer Weisheit 
und Wirksamkeit angelangt ...: die The- 
orie des Neo-Liberalismus“ - so Elmar 
Altvater 1981 in der PROKLA 44. Die 
ökonomischen und politischen Folgen der 
Krise 1929 ff. brachten das Laisser-faire in 
die Defensive. Mit den Klassenkämpfen 
und sozialen Auseinandersetzungen in den 
1960er und 1970er Jahren galt der Keyne- 
sianismus in den industriellen Zentren 
als die anerkannte wirtschaftspolitische 
Doktrin sowie die adäquate Form, den Wi- 
derspruch von Kapital und Lohnarbeit zu 
bearbeiten. „Lieber fünf Prozent Inflation 
als fünf Prozent Arbeitslosigkeit“ - noch 
1972 schien der Ausspruch des späteren 
Bundeskanzlers Helmut Schmidt Com- 
mon Sense, wurde Geldwertstabilität für 
weit weniger wichtig gehalten als das Be- 
schäftigungsniveau. Es kam bekanntlich 
anders - auch dank Helmut Schmidt, der 
die ersten Austeritätsmaßnahmen einlei- 
tete, Jahre vor Helmut Kohl. Mit Ronald 
Reagan in den USA, Margaret Thatcher 
in Großbritannien und Helmut Kohl in 
Deutschland wurde der sozialstaatlich ver- 
fasste Nachkriegskapitalismus jedoch end- 
gültigangezählt. Rot-Grün unter Gerhard 
Schröder markierte mit der Agenda 2010 
den vorläufigen Höhepunkt neoliberaler 
Politik in Deutschland. Die Linke hatte 
es über Jahre schwer, mit der Offensive von 
Kapitalinteressen und neuer Bürgerlichkeit 
einen politischen Umgang zu finden. 


Angesichts der tiefgreifenden Krise des 
Kapitalismus, die ihren Ausgangspunkt 
zwar 2006 aufdem US-Immobilienmarkt 
hatte, sich aber 2007 über die globalen Fi- 
nanzmärkte weltweit ausbreitete, zeigten 
sich viele Linke guten Mutes: Die Hege- 
monie des Neoliberalismus habe Risse 
bekommen, in die das „Neue“ eindringen 
könnte, das überall und dank des globalen 
Widerstands gegen die sozialen und politi- 
schen Zumutungen bereits aufblitze (vgl. 
PROKLA 177). 

In Europa repräsentierte für viele Sy- 
riza die Hoffnung politischer Alternati- 
ven, nachdem die Krise schließlich in die 
sogenannte Eurokrise (2009f.) mündete, 
auf die die Euro-Länder unter deutscher 
Führungmit Austerität antworteten, wäh- 
rend Angela Merkel die „marktkonforme 
Demokratie“ ausrief. Die Linkspartei 
in Griechenland, aber auch Podemos in 
Spanien machten vielen Hoffnung, dass 
die neoliberale Alternativlosigkeit in eine 
Sackgasse geraten war. Seit Juli 2015 wissen 
wir, dass es anders kam. Selbst wenn die 
Geschichte noch nicht zu Ende ist. 

In einigen der letzten PROKLA-Aus- 
gaben sind wir vor allem auf die ökonomi- 
sche Dimension der Krise (PROKLA 157), 
die Krise der Wirtschaftswissenschaften 
(PROKLA 164), die EU und den Euro 
(PROKLA 168) und den „Krisengewinner 
Deutschland“ (PROKLA 166) eingegan- 
gen. Dass Deutschland Krisengewinner 
ist, ist eine Voraussetzung dafür, dass eine 
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breite Zustimmungfür die Austeritäts-und 
Dominanzpolitik der Bundesregierungor- 
ganisiert werden kann. Auch viele Texte 
außerhalb der jeweiligen Schwerpunkte 
hatten Griechenland zum Thema. In der 
vorliegenden PROKLA geht es vor allem 
darum, wie sich die Krise politisch in der 
Reorganisation der bürgerlichen Kräfte 
ausdrückt und fortschreibt. 

Die Krise hatte nicht nur ökonomische, 
sondern auch politische und ideologische 
Folgen. Sie zerrüttete die Profitaussichten 
und veränderte die Reproduktionsbe- 
dingungen des Kapitals insgesamt. Diese 
Veränderungen trafen nicht alle Kapitale 
gleichermaßen. Entsprechend vielfältig 
sind die Reaktionen - etwa der Unterneh- 
mensverbände. Während Finanzvermögen 
(u.a. in Griechenland) gerettet wurden und 
die Troika-Politik in der Eurozone aufeine 
Tragfähigkeit der Staatsschulden und eine 
Schwächung der ArbeiterInnenklasse ab- 
zielt, unterminiert dieser Austeritätskurs 
gleichzeitig die Binnenwirtschaft der 
betroffenen Länder und stellt für das auf 
diese Binnenmärkte ausgerichtete Kapital 
ein Problem dar. Das exportorientierte 
Deutschland, für das der EU-Binnenmarkt 
nach wie vor der wichtigste Absatzmarkt 
ist, drängte trotzdem auf einen europawei- 
ten Sparkurs - und konnte dank der wach- 
senden Bedeutungder nicht-europäischen 
Absatzmärkte (China, USA) diesen Kurs 
durchhalten. Die Instabilitäten etwa in 
China zeigen aber auch, wie wichtig Alter- 
nativen für das deutsche Kapital sind. Der 
vor allem vom deutschen Außenministe- 
rium vorangetriebene Iran-Deal erscheint 
damit ebenfalls in einem anderen Licht. 

Der Titel von Altvaters 1981 verfasstem 
Aufsatz („Der gar nicht diskrete Charme 
der neoliberalen Konterrevolution“) spielte 
auf einen Film von Luis Buäuel von 1972 
an: Derdiskrete Charme der Bourgeoisie, in 
dem sechs RepräsentantInnen ihrer Klasse 
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in einem fiktiven lateinamerikanischen 
Land zu einem Essen zusammenkommen 
wollen und sich aus verschiedensten Grün- 
den ständig verpassen, aber - allen Abst- 
rusitäten zum Trotz - an ihren Ritualen 
festhalten. Wie in Buäuels Filmen scheint 
die jetzige bürgerliche Welt gleichfalls aus 
den Fugen geraten zu sein. Trotz schwerer 
politischer Krise und vieler Widersprüche 
wirkt es jedoch, als hätten sich die bürgerli- 
chen Kräfte in Europa vorerst reorganisiert 
und ihre Rituale der Austeritätspolitik sich 
verfestigt - nicht nur, aber auch dank der 
ordnungspolitischen Faust aus Berlin. 
Für internationale Beobachter mag die 
Politik der Bundesregierungebenso surreal 
erscheinen wie so manch ein Buäuel-Film. 
Weltweit renommierte Ökonomen wie 
Paul Krugman oder Thomas Piketty ver- 
traten wiederholt öffentlich, auch in einem 
Brief an Bundeskanzlerin Angela Merkel, 
dassdie Griechenland aufgezwungene Aus- 
teritätspolitik zu weiterer Verarmung und 
einer Destabilisierung der Eurozone führt. 
Selbst der Internationale Währungsfonds 
(IWF) positioniert sich in der Frage eines 
Schuldenschnitts inzwischen offen gegen 
die deutsche Bundesregierung. Deutsch- 
land hielt dennoch Kurs, mit zumindest 
passiver Unterstützung aus Frankreich. 
Der Ökonom und Berater des ehemaligen 
EU-Kommissionspräsidenten Jose Ma- 
nuel Barroso, Philippe Legrain, schrieb in 
Foreign Policy: „Ja, kleine Länder wie die 
Slowakei und Finnland haben Deutsch- 
land zugestimmt. Aber ihre Stimmen sind 
letztlich nicht entscheidend. Aus Berliner 
Perspektive sind sie die nützlichen Idioten, 
um die engstirnigen deutschen Interessen 
zu decken. Umesklar zu sagen. Was Berlin 
und Frankfurt Griechenland angetan ha- 
ben - genau das werden sie auch mit allen 
anderen machen.“ Und Shahin Vallee vom 
European Institute der London School of 
Economics schrieb in der New York Times: 
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„Deutschland hat Frankreich signalisiert, 
dass es bereit war, alleine voran zu gehen.“ 
Deutschland hat in den letzten Jahren 
nicht unbedingt seine wirtschafts- und 
europapolitischen Positionen geändert, 
aber sein Gewicht in den Verhandlungen 
massiv vergrößert. Allen voran Frankreich 
ist nicht mehr in der Lage, Berlin auch nur 
ansatzweise substanzielle Kompromisse 
abzuringen. „Wir erleben gegenwärtig die 
innere Kolonialisierung Europas: Die poli- 
tische Ökonomie des europäischen Imperi- 
alismus kehrt aufden Kontinent und, mehr 
noch, innerhalb der Grenzen der Europäi- 
schen Union zurück“, so das Mitglied des 
PROKLA-Beirats, Stephan Lessenich, in 
der Süddeutschen Zeitung (27.7.2015). Die 
Ereignisse im Juli 2015 haben gezeigt, dass 
sich die Eurokrise zu einer tief greifenden 
politischen Krise transformiert hat - und 
Deutschland ist wieder wer. 

Für das gegenwärtige Verständnis der 
Veränderung bürgerlicher Herrschaft in 
Europa wurden in den letzten Jahren ver- 
schiedene Begriffe eingebracht: „kollekti- 
ver Bonapartismus“ (Hauke Brunkhorst) 
oder „autoritärer Wettbewerbsetatismus“ 
(Lukas Oberndorfer). Auch der schon 
vor Jahren von Colin Crouch entwickelte 
Begriff der „Postdemokratie“ wurde her- 
angezogen. Im Hinblick auf Mittel- und 
Osteuropa, aber auch Griechenland, wird 
oft von „Oligarchie“ gesprochen. Anhand 
der postsozialistischen Transformati- 
onsprozesse in Russland, der Ukraine, 
Serbien, der Tschechischen Republik und 
der Slowakei geht Joachim Becker in sei- 
nem Beitrag für diese PROKLA der Frage 
nach, was die Oligarchie als eine Form 
bürgerlicher Herrschaft auszeichnet, deren 
Elemente zunehmend auch in Westeuropa 
anzutreffen sind. 

Bei der Frage nach der politischen Form 
der Absicherung bürgerlicher Herrschaft 


darf nicht vergessen werden, dass es sich im 
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Kern um einen sozialen Konflikt handelt, 
d.h. um die Frage, wie dieser bearbeitet und 
soziale Ungleichheit reproduziert wird. Jens 
Beckertund Wolfgang Streeck stellten 2011 
eine zentrale Ausgangsfrage: „Nachdem die 
Zuwächse des Sozialprodukts während der 
vergangenen dreißig Jahre vornehmlich 
den oberen Bevölkerungsschichten zugu- 
tekamen, stellt sich in der Schuldenkrise 
die Frage, ob und mit welchen Mitteln 
die Wohlhabenden versuchen werden, 
ihre Position auch um den Preis einer 
massiven sozialen und politischen Krise 
zu verteidigen“ (FAZ, 20.8.2011). In den 
vergangenen Jahren ist deutlich geworden: 
Das Kapital, die Vermögenden und die 
Gläubiger-Länder verteidigen ihre Pfründe 
und ihren Handlungsspielraum - und dabei 
scheint ihnen inzwischen fast jedes Mittel 
recht, um die Frage von Beckert/Streeck 
in Kurzform zu beantworten. Eine Lösung 
der Krise zulasten der Vermögenden wird 
nach wie vor vehement blockiert. Bis auf 
wenige Ausnahmen ist es der Linken nicht 
gelungen, eine Bearbeitung der Krise im 
Sinne wirksamer Umverteilung von oben 
nach unten entlangder Klassenspaltung auf 
die Tagesordnung zu setzen. Demgegenüber 
konnten die bürgerlichen Kräfte erfolgreich 
die Lohnabhängigen verschiedener Länder 
gegeneinander ausspielen und ihre Strategie 
durch nationalistische Diskurse stützen. 
Dabei gelingt es rechtspopulistischen 
Parteien wie den Wahren Finnen oder 
dem Front National, insbesondere das 
konservative Lager vor sich herzutreiben, 
das zu immer weniger Zugeständnissen auf 
europäischer Ebene bereit ist. In Deutsch- 
land hingegen ist die rechte Alternative 
für Deutschland (AfD) aufgrund eigener 
Widersprüche zwar blockiert und als po- 
litische Kraft in Auflösung begriffen. Der 
Schock des rasanten Aufstiegs einer rechten 
Partei mit bürgerlichem Anstrich scheint 
der CDU aber so tief in den Knochen zu 
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sitzen, dass sie sich, unterstützt von der 
SPD, die Politik der „eurokritischen“ Partei 
selbst aneignet. Schäubles Vorgehen und 
der Vorstoß, Griechenland aus dem Euro 
zu werfen, ist die Fortführung der AfD- 
Politik mit anderem Parteibuch - auch 
wegen des erheblich innerparteilichen 
Widerstands gegen weitere Kredite für 
Griechenland, der mit den rechten „euro- 
kritischen“ Positionen der AfD sympathi- 
siert und selbst Angela Merkel ungewohnt 
heftigschwächt. Die autoritäre Politik wird 
vorallem in Deutschland von einer breiten 
Mehrheit getragen. Schäuble ist so beliebt 
wie nie. Viele sozialwissenschaftliche Ana- 
Iysen gehen davon aus, dass der Zuspruch 
für autoritäre Politik, Entsolidarisierung 
und „Menschenfeindlichkeit“ ihren Grund 
in der Prekarisierungund Verunsicherung 
breiter Schichten der Bevölkerung haben, 
für die zwar rechtspopulistische, aber 
kaum emanzipatorische oder linke Deu- 
tungsangebote gemacht werden können. 
Dem widerspricht Thomas Goes in die- 
sem Heft und zeigt anhand qualitativer 
Interviews, dass ein „linker Populismus“ 
durchaus möglich ist. 

Durch massiven staatlichen Einsatz 
wurde eine Entwertung des Kapitals ver- 
hindert. Welche politischen Widersprüche 
ergeben sich daraus und wie artikulieren 
sie sich in den bürgerlichen und konser- 
vativen Parteien im Verlauf der Krise? 
Darauf gehen John Kannankulam und 
Fabian Georgi in ihrem Beitrag zu die- 
sem Heft ein und zeigen, dass die in der 
Bundesregierung dominante „autoritär- 
neoliberale“ Fraktion im Sommer 2012 
einen Kurswechsel einleitete, indem sie 
mit ordoliberal-konservativen Prinzipien 
brach und ihren erbitterten Widerstand 
gegen Schuldenvergemeinschaftung und 
expansive Geldpolitik abschwächte. Die 
daraus entstehenden Widersprüche führ- 
ten zur Verselbstständigung eines Teils 
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des ordoliberal-konservativen Lagers und 
ermöglichten die Gründung der AfD, 
was jedoch neue Konflikte im bürgerli- 
chen Lager hervorrief und die weitgehend 
kompromisslose Austeritätslinie der Bun- 
desregierungin den Auseinandersetzungen 
mit der griechischen Regierung neuerlich 
verhärtete. 

Auch die ökonomische Krise setzt sich 
bis dato fort und liefert einen Resonanz- 
boden für die unterschiedlichsten Phäno- 
mene wie rechten Populismus, bürgerliche 
Moralkampagnen, Antifeminismus, sozia- 
len Populismus und verschärfte Repression, 
auch wenn sich diese nicht unmittelbar als 
notwendige Folgen aus der ökonomischen 
Krise ableiten oder auf sie reduzieren las- 
sen. Während Felix Syrovatka die Erfolgs- 
bedingungen und Strategien des Front 
National thematisiert, geht Daniel Keil 
der sozialen Basis und den ideologischen 
Elementen des Phänomens Pegida nach, ge- 
wissermaßen dem außerparlamentarischen 
Arm der AfD. Pegida und seinen diversen 
Ablegern gelangen die größten rechten 
Massenmobilisierungen seit Jahren, die die 
Vorzeichen der gegenwärtigen rassistischen 
Anschläge und Angriffe auf Flüchtlinge 
und Flüchtlingsunterkünfte darstellen. 
Spätestens nach der Niederlage Syrizas im 
Juli 2015 ist unbezweifelbar, dass nicht 
die Linke, sondern vor allem die Rechte 
in Europa gestärkt aus den vergangenen 
Krisenjahren hervorgeht. 

Michael Heinrich kritisiert in seinem 
Einspruch die verbreitete These, der Euro sei 
eine Fehlkonstruktion und hält demgegen- 
über fest, dass der in den Maastricht-Vertrag 
eingebaute Zwang zur Austeritätspolitik 
durchaus so gewollt ist. Insofern geht die 
in Teilen der Linken verbreitete Auffassung, 
EU und Euro seien doch ‘eigentlich’ eine 
gute Sache, nur in den Händen der falschen 
Politiker, an der Realität vorbei. Gegen das 
Zusammenspiel von EZB und deutscher 
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Regierung haben ökonomisch schwächere 
Euro-Mitglieder keine Chance. 

Viele Fragen bleiben leider offen, Fra- 
gen, die an anderer Stelle oder vielleicht 
in folgenden Heften thematisiert werden 
müssen. 

Außerhalb des Schwerpunkts setzt 
Christian Lotz seine Kritik an postmar- 
xistischen Strömungen aus PROKLA 
176 fort und geht auf die neuere Kritische 
Theorie ein (Honneth, Habermas), die 
das Forschungsprogramm der Kritik der 
politischen Ökonomie verlassen hat und 
statt in der Gesellschaftskritik auf dem 
Feld der Moral nach letztgültigen Prä- 
missen sucht - und nicht fündig werden 
kann. Selbst wenn der Text von Christian 
Lotz außerhalb des Schwerpunkts ist, so 
schließt sich der Kreis, schließlich stellt sich 
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diskutieren. 


Geopolitische Konflikte nach der „neuen 
Weltordnung” (Dezember 2015) 


Nur ein knappes Vierteljahrhundert nach ihrer Ausrufung durch George 
H.W. Bush befindet sich die „neue Weltordnung“ in Auflösung. Der Konflikt 
in der Ukraine, die (Bürger-)Kriege im Nahen Osten und der Aufstieg des 
sogenannten Islamischen Staat, die Weltwirtschaftskrise und die durch sie 
beschleunigten Verschiebungen zugunsten der BRICS-Staaten, die Krise in der 
EU, die Konflikte um natürliche Ressourcen und die ökologischen Krisenphä- 
nomene wie der Klimawandel haben die Vorstellungeiner friedlichen globalen 
Entwicklungunter kapitalistischen Vorzeichen und unter US-amerikanischer 
Führunggründlich desavouiert. Es verstärken sich zudem sowohl Tendenzen 
der ökonomischen und politischen Vereinheitlichung des kapitalistischen 
Weltsystems als auch Tendenzen seinerzunehmenden Fragmentierung. Welche 
Art der Weltordnungsich gegenwärtigherausbildet, was also nach der „neuen 
Weltordnung“ kommt, ist auch in der Diskussion keineswegs unumstritten. 
Offen ist ferner, welche Konfliktachsen dabei in den Vordergrund treten und 
welche Bündnisse sich herausbilden würden. Das Heft wird die geopoliti- 
schen Konflikte nach der „neuen Weltordnung“ empirisch wie theoretisch 
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mit der Reorganisation der bürgerlichen 
Kräfte immer auch die Frage, wie sie zu 
kritisieren sind. 

In seinem Besprechungsessay eröffnet 
Alex Demirovid die Diskussion über die 
vollständige und ergänzte Neuüberset- 
zung von Das Kapital lesen von Louis 
Althusser und seinen Mitarbeitern. Dabei 
referiert er nicht nur die lange Rezeptions- 
geschichte zwischen Missverständnissen 
und Verdrängung, sondern macht deutlich, 
warum die Beiträge - gerade heute - für 
eine kritisch-marxistische Theorie der ka- 
pitalistischen Gesellschaftsformation ein 
noch unausgeschöpftes Potenzial bergen. 


Etienne Schneider, Thomas Sablowski 


und Ingo Stützle 
(Für die Redaktion) 


Daniel Keil 


Die Erweiterung des Resonanzraums 


Pegida, die Aktualisierung des Völkischen und die 
Neuordnung des Konservatismus 


Seit 2014 können drei Bewegungen beobachtet werden, die in der (jüngeren) 
Protestgeschichte etwas Neues darstellen. Von März bis zum Ende des Jahres 2014 
richteten sich die sogenannten Montagsmahnwachen für den Frieden bundes- 
weit gegen die westliche Ukraine-Politik und schlossen sich danach mit anderen 
Friedensinitiativen zu einer Kampagne namens „Friedenswinter“ zusammen (vgl. 
Daphi et.al. 2014, Schäfer 2015). Zweitens artikulierten „besorgte Eltern“ auf 
Demonstrationen gegen die Neuordnung sexueller Aufklärung im Bildungsplan 
Baden-Württemberg antifeministische und homophobe Ressentiments. Schließ- 
lich fanden die „Patriotischen Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes“ 
(Pegida) zunächst in Dresden, aber schnell auch in vielen weiteren Städten Zulauf. 
Diese drei Bewegungen bilden bei all ihren Unterschieden so etwas wie die Kon- 
stellation eines neuen völkischen Denkens. Während die Friedensmahnwachen 
aus einem verschwörungsideologischen Spektrum organisiert wurden, was sich 
an der zentralen Mobilisierungsaussage „Gegen die tödliche Politik der Federal 
Reserve (einer privaten Bank)!“ ablesen lässt (zit. n. Daphi et al. 2014: 4), einem 
typischen Ideologie-Versatzstück in sogenannten Truther-Kreisen', stammen die 
antifeministischen Demonstrationen aus dem „Lebensschützer“-Spektrum und 
christlich-fundamentalistischen Milieus (vgl. Sanders et al. 2014). Die Grün- 
der_innen von Pegida kamen cher aus einem unorganisierten konservativen bis 
neurechten Spektrum (vgl. Geiges et al 2015: 11ff.). Neu an diesen Bewegungen 
war sowohl der Erfolgvon Querfront-Bemühungen (insbesondere beiden Mahn- 
wachen) wie auch, dass sich organisierte neonationalsozialistische Strukturen mit 
„besorgten Bürger_innen“ verbinden konnten, und dass die unterschiedlichen 
rechtsradikalen Spektren zumindest temporär zusammenarbeiteten. Selbst wenn 
es relativ schnell zu Zerwürfnissen, Spaltungen und Neugruppierungen? kam, 


1 Eine Widerlegung solcher im Kern antisemitischer Projektionen versucht Stützle 2014. 
2 So zum Beispiel in dem Versuch von Teilen der Mahnwachen wie auch von Pegida, 
mit einer Kundgebungsreihe namens „Endgame“ („Engagierte Demokraten gegen die 
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zeichnet sich hier eine Reorganisation rechter Kräfte an, die zugleich davon ge- 
stärkt wird, dass neurechte Ideologeme wiederum einen wachsenden Einfluss auf 
bürgerliche Parteien haben. Das ist erwa an der Positionierung Sigmar Gabriels 
abzulesen, der ein Recht darauf proklamierte, deutschnational zu sein (Stern, 
4.2.2015) und in einem Strategiepapier der SPD Pegida-Anhänger_innen ein 
Dialogangebot unterbreitete (vgl. Süddeutsche Zeitung, 1.7.2015). Dadurch 
verschiebt sich das gesellschaftliche Klima insgesamt, was zu einer verstärkten 
Akzeptanz rechter Ideologeme und zu einem Ansteigen von Gewalttaten insbe- 
sondere gegen Migrant_innen führt. 

Die angemessene begriflliche Einordnung dieser Reorganisation muss dabei 
die Differenzen und Gemeinsamkeiten erfassen können. Der gängige Begriff des 
Rechtspopulismus ist dafür zu unscharf (vgl. Butterwegge 2011; Kellershohn 
et.al. 2014). Dieser legt zudem den Fokus auf die Form der Politik, nicht aber 
auf dessen Inhalt. Damit verdeckt der Begriff der Rechtspopulismus in seiner 
alltäglichen Verwendung den allgemeinen Zusammenhang zur Politik in der 
bürgerlichen Gesellschaft.‘ Stattdessen ist ein inhaltlich ausgerichtetes Begriffs- 
instrumentarium notwendig, wofür sich aus mehreren Gründen der Begriff des 
völkischen Nationalismus eignet. Selbst wenn dieser Begriff nicht eindeutig de- 
finiert werden kann und auch historisch ein plurales Spektrum bezeichnet, wie 
an den vielen völkischen Gruppierungen in der Weimarer Republik zu schen 
ist, so kann dennoch eine Grundmotivik destilliert werden. Breuer (2008: 21) 
macht als Kernelemente der historischen völkischen Bewegungen die Verbindung 
einer Mittelstandsideologie mit einer Kritik der reflexiven Modernisierung und 
Rechtsnationalismus im Rahmen einer sozialen Bewegung aus. Das zentrale 
Motiv hierbei ist ein aggressiver Harmoniewunsch, der behauptet, das Volk sei ein 
organisch Ganzes, das in der Krise durch soziale Destabilisierungen angegriffen 
wird. Alles, was der natürlich vorgestellten Homogenität widerspricht, wird als 


Amerikanisierung des Abendlandes“) eine neue Bewegung zu installieren; oder die Spal- 
tung von Pegida Dresden, aus der der nicht erfolgreiche Ableger „Direkte Demokratie 
für Europa“ resultierte. 

3 2014verdreifachten sich die Angriffe auf Flüchtlingsunterkünfte auf 170. Bis Mitte 2015 
wurden bereits 150 gezählt (FR 14.07.2015). 

4 Steinert (1998: 164) weist darauf hin, dass schon mit der Entstehung der bürgerlichen 
Gesellschaft, in bürgerlichen Revolten die „Matadore von bürgerlicher Befreiung immer 
wieder mit aufgepeitschtem Fanatismus und Schaum vor dem Mund das Volk begeistern 
[mussten], statt sich auf die Eigeninteressen der politischen Subjekte zu verlassen“, da 
die bürgerliche Politik immer die subalternen Klassen benötigte, aber nur die Freiheit 
des Eigentums anbieten konnten, über welches diese nicht verfügen, und daher „auf das 
Große und Ganze verpflichtet werden“ müssen und die Organisation nach Interessen 
gerade verhindert werden muss (ebd.: 165). 
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Feind markiert. Der völkische Publizist Hans Freyer (1931: 37) fasste das so 
zusammen: Volk sei das, was „nicht Gesellschaft, nicht Klasse, nicht Interesse, 
also nicht ausgleichbar, sondern abgründig revolutionär“ sei. Die Revolution des 
Volkes münde in einer Emanzipation des Staates „aus einer jahrhundertelangen 
Verstrickungin gesellschaftliche Interessen (ebd.: 55). Hieraus folgt nun kein ega- 
litäres Gemeinschaftsmodell, sondern die völkische Ordnungzeichnet sich gerade 
durch die Einhaltungeiner als natürlich gedachten Ungleichheit aus: „Gleichheit 
ist Tod, Gliederung ist Leben.“ (Julius Langbehn zit. n. Breuer 2008: 18). 
Pegida, auf die sich dieser Artikel fokussiert, ist Teil einer Konstellation völ- 
kischer Erneuerung in der Krise, damit eine Reaktion auf (vermeintliche) soziale 
Destabilisierungen und zugleich Teil einer Neuordnung des Konservatismus in 
Deutschland, die sich zentral um völkische Motive gruppiert. Diese Entwicklung 
kommt nicht aus dem Nichts und ist auch kein naturwüchsiges Krisenphäno- 
men, sondern ist auf eine Krise des Konservatismus zurückzuführen, die selbst 
wiederum von vielfältigen politischen Strategien angetrieben wurde und wird. 
Ich werde im Folgenden zunächst anhand der vorhandenen Studien kurz 
beschreiben, wer und was Pegida eigentlich ist, um danach zentrale Grundmotive 
darzustellen, die ich auf Grundlage von Reden herausarbeite. Anhand dieser 
Grundmotive werde ich dann die Entwicklung nachzeichnen, um plausibel zu 
machen, dass tatsächlich eine Neuordnung des Konservatismus stattfindet. 


Pegida - Entstehung und Teilnehmer_innen 


Ende Oktober 2014 fand die erste Demonstration der „Patriotischen Europäer“ 
statt, deren Idee in einer Facebookgruppe entstanden und die mit 350 Men- 
schen noch schlecht besucht war (vgl. Geiges et al. 2015: 11f.). Anlass war eine 
Demonstration in Dresden, aufder, zumindest nach Wahrnehmung des späteren 
„Orgateams“ von Pegida, Waffen für die PKK zur Unterstützung des Kampfes 
in Kobane gefordert wurden. Hieraus entstand wohl auch der Hauptslogan 
„Gewaltfrei und vereint gegen Glaubenskriege auf deutschem Boden“, der auf 
dem Fronttransparent der Spaziergänge zu lesen ist (ebd.: 47). Interessant ist 
hierbei, dass laut Selbstdarstellung am Anfang nicht die später ins Zentrum 
geratene „Islamisierung“ stand, sondern vielmehr die „Linke, die Antifa und 
kurdische Mitbürger“ (Rene Jahn) und die Angst davor, dass „der Konflikt der 
PKK hier in Deutschland, in Dresden ausgetragen wird“ (Kathrin Oertel). Die 
Verknüpfungeines antilinken Affekts mit der Angst vor einer „Islamisierung“ ist 


5 Beide Aussagen entstammen einem Interview, das die damaligen Mitglieder des sogenann- 
ten Pegida-Orgateams Rene Jahn und Kathrin Oertel der rechten Internetseite blunews 
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ein meiner Ansicht nach zentrales Moment, das in den meisten Studien bisher 
nicht ausreichend gewürdigt ist (s.u.). In den folgenden Monaten entstanden 
bundesweit viele Ableger von Pegida, die aber in der Größe bei Weitem nicht 
an die Dresdner Spaziergänge heranreichen konnten. In Dresden wuchsen die 
Teilnehmer_innenzahlen bis auf 25.000 am 12.01.2015 (Becher etal. 2015: 20), 
bevor eszu inneren Zerwürfnissen und einer Spaltungim Orgateam kam, worauf 
auch die Teilnahmezahlen deutlich zurückgingen (vgl. Geiges et al. 2015: 18ff.). 

Die Frage, wer an den Spaziergängen von Pegida teilgenommen hat (bzw. 
immer noch teilnimmt), versuchen verschiedene Studien zu beantworten (Vor- 
länder 2015; Rucht et al. 2015; Patzelt 2015; Geiges et al. 2015). Bei allen me- 
thodischen und forschungspraktischen Schwierigkeiten geben diese Studien 
dennoch Hinweise auf die soziostrukturellen Hintergründe - zumindest eines 
Teils- der Teilnehmer_innen. Das größte Problem bei den Befragungen war die 
geringe Bereitschaft der Demonstrant_innen, an den Umfragen teilzunehmen 
(exemplarisch Rucht et al. 2015: 6ff.). Dennoch kommen alle Studien in Hin- 
blick auf die sozioökonomischen Daten zu ähnlichen Ergebnissen: Bei Pegida 
demonstrieren überwiegend Männer (zwischen 75% und 81,9%), überwiegend 
Konfessionslose (zwischen 70% und 78%), überwiegend im Alter zwischen 40 
und 55 Jahren, mit überdurchschnittlichen Bildungsabschlüssen (nur bis zu 5% 
Hauptschulabschluss, jedoch bis zu 36% Hochschulabschluss), viele Angestellte, 
aber auch Arbeiter_innen (über 50%) und überdurchschnittlich viele Selbststän- 
dige bzw. Freiberufler_innen (18% bis 20%). Als häufigstes durchschnittliches 
Einkommen ermittelten Geiges et al. (2015: 68) 1.500 bis 1.999 Euro (20,6%), 
während 29,6 Prozent unter 1.500 Euro verdienten und der Rest darüber. Patzelt 
(2015: 14) zufolge hatten 48 Prozent ein Einkommen von über 2.000 Euro und 
52 Prozent ein niedrigeres Einkommen.‘ Daraus lässt sich zumindest als Tendenz 
schließen, dass die Demonstrant_innen keine „abgehängten Modernisierungsver- 
lierer_innen“ sind, sondern vielmehr aus der sogenannten Mitte der Gesellschaft 
kommen, hauptsächlich Arbeiter_innen, Angestellte und Selbstständige sind, mit 
durchschnittlichen Einkommen. Interessanterweise legen die Daten nahe, dass 
die Anhänger_innen von Pegida in ihrer Zusammensetzung denen ähneln, die 
sich in den 1880er Jahren als die unversöhnlichsten völkischen Antisemit_innen 
zeigten: „Sie waren keine christlichen Eiferer, sondern verhielten sich der Kirche 
gegenüber gleichgültig, wenn nicht dirckt feindlich; fast alle gehörten den 'ge- 
bildeten Schichten’ an. Die bösartigste Sorte von Antisemitismus verbreiteten 


gegeben haben. Siche blu-news.org/2015/01/11/pegida-gruender-im-blu-news-interview/, 
Zugriff: 20.2.2015. 

6 Die Studie von Patzelt weist einige spezifische Probleme auf, die aus seiner schr wohlwol- 
lenden Haltunggegenüber Pegida resultieren. Zur Kritik der Studie vgl. Jennerjahn 2015. 
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Lehrer, Studenten, Industrie- und Handelsangestellte, untere Beamte, Freibe- 
rufler und Anhänger verschiedenster Sekten“ (Massing 1986: 96). Auch wenn 
es keine völlige Übereinstimmung gibt, so scheint sich das völkische Potenzial 
noch immer in ähnlichen Klassenzugehörigkeiten zu befinden. Die Frage, die 
sich bei Pegida daraus noch ergibt, ist, weshalb das „entsicherte Bürgertum“ 
(Heitmeyer) gerade in Sachsen und speziell in Dresden so viele Menschen auf 
die Straßen bringen konnte, während sonst die Beteiligung sehr überschaubar 
blieb. Dieskann auch nur vorläufigbeantwortet werden und steht auch nicht im 
Zentrum der benannten Studien. Nur Geiges et al. (2015: 92ff.) haben in Grup- 
pendiskussionen einen besonders ausgeprägten Lokalpatriotismus in Dresden 
und Leipzigausgemacht, der sich in den Erzähllinien einer besonderen Betonung 
der Kultur und Natur, einer besonders ausgeprägten Mentalitätsgeschichte mit 
durchgängigen Bekenntnissen wie „Ich bin militanter Sachse“ (ebd.: 95) sowie 
der „(Über-)Betonung eines ausgeprägten Zusammengehörigkeitsgefühls“ (ebd.: 
96) ausdrückt. Zusätzlich ist das politische Klima in Sachsen von einer großen 
Kontinuität geprägt. Seit 1990 regiert die CDU, zunächst alleine, dann in einer 
großen Koalition, danach mit der FDP und schließlich wieder mit der SPD. Dem 
entspricht eine Öffentlichkeit, die von der Deutungshoheit der Extremismust- 
heoretiker Eckhard Jesse, Uwe Backes und Werner Patzelt geprägt ist, was „die 
Auseinandersetzung mit antidemokratischen Einstellungen in der Bevölkerung“ 
verhindert (Jennerjahn 2014; vgl. Becher et al. 2015: 26ff.). Zudem ist Sachsen 
eine AfD-Hochburg. Hier haben evangelikale Gruppen eine „starke Basis“ und 
von den Unterzeichner_innen einer Petition gegen den Bildungsplan’ in Baden- 
Württembergstammten „überproportional viele ... aus dem Bundesland Sachsen“ 
(Korsch/ Wölk 2014: 4). Aufein weiteres wichtiges Moment weist Albrecht von 
Lucke (2015: 6) hin, dass nämlich in Dresden stets „xenophobe Ressentiments 
und Opfermythen besonders wuchern“. Insbesondere der Opfermythos (ge- 
speist aus der Bombardierung im Zweiten Weltkrieg) spielt in der Geschichte 
Dresdens und der öffentlichen Erinnerung eine zentrale Rolle. Schon die Nati- 
onalsozialist_innen haben die Bombardierung für ihre Propaganda eingesetzt 
und dabei von hunderttausenden Opfern und einer „planmäßigen Vernichtung 
der Bevölkerung“ gesprochen (Thießen 2015). In der DDR wurde das Gedenken 
in der Blockkonfrontation dann genutzt, um die Bombardierung Dresdens als 
„Terrorwerk des Westens“ zu propagieren. Als Dresden lange nach dem Fall der 
Mauer zu einer zentralen Stätte für Naziaufmärsche wurde, griffen die Politik 
der CDU, die Extremismustheorie und die aus den Gedenktraditionen gespeiste 


7 Die Proteste gegen den Bildungsplan richteten sich vor allem gegen die Reform der Sexu- 
alaufklärung in der Schule und war weitgehend von evangelikalen und rechten Gruppen 


getragen. Vgl. Billmann 2015. 
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Vorstellung „Opfer der Weltgeschichte“ zu sein (Speit 2012: 6) ineinander: „Die 
Dresdner sind erst Opfer der Nationalsozialisten geworden, dann der Alliierten, 
dann der Kommunisten und nun der antifaschistischen GegendemonstrantIn- 
nen.“ (Ebd.) So gibt es eine historische Tradierung eines öffentlichen Diskurses, 
der ein feindliches außen insbesondere als westlich und/oder links markiert - 
ein Moment, das auch in der Pegida-Studie von Werner Patzelt auftaucht, wo 
Pegida-Gegner_innen zum Hauptproblem erklärt werden. Auch wenn Dresden 
aufgrund seiner spezifischen (Mentalitäts-)Geschichte zwar neben Leipzig der 
einzige Ort war, an dem schr viele an Pegida teilnahmen, so spricht dennoch viel 
dafür, dass es sich bei Pegida bloß um die „Avantgarde“ einer vielgrundsätzliche- 
ren, gesamtdeutschen Abwendung von der Demokratie handelt.“ (Lucke 2015: 6). 


Die völkischen Positionen bei Pegida 


In unserem Land liegen die Prioritäten auf deutschen Gesetzen, deutscher Kultur, deut- 
schen Sitten und deutsche Bräuche. (Kathrin Oertel, 15.12.2014)° 


Um die inhaltliche Dimension der Pegida-Proteste zu fassen, werden exemplarisch 
die Kernpunkte der Reden dargestellt, die in den bisherigen Untersuchungen cher 
vernachlässigt wurden. Die Ergebnisse sind insofern vorläufig, als sie aus einer 
Voruntersuchung der Reden entstammen, welche die Basis für weiterreichende 
Analysen sein soll. Grundlage sind 15 Reden, die im Zeitraum von Anfang No- 
vember 2014 bis April 2015 in Dresden und anderen Städten gehalten wurden. 
Generell folg(t)en die Pegida-Veranstaltungen einer speziellen Liturgie, die, 
ähnlich den nationalen Zeremonien im 19. Jahrhundert, in einer Art Gottesdienst 
die Nation anrufen. In der Eingangsrede wird auf jeweils aktuelle Äußerungen 
von Politiker_innen eingegangen und die mediale Berichterstattung beklagt. 
Im Anschluss kommen ein_e oder mehrere Gastredner_innen zu Wort, wonach 
dann ein „Spaziergang“ durchgeführt wird. Beim Abschluss wird nach einer 
kurzen Rede die Nationalhymne gesungen. Diese Form stellt mit dem Inhalt der 
Reden - und der immer gleichen Reaktionen darauf - eine erlebbare Gemein- 
schaftlichkeit her, die in der Feindlichkeit der gesamten Umwelt begründet ist. 
Inhaltlich sind es vor allem sechs Motive, die herausdestilliert werden können: 


1. Das „Volk“ gegen die Parteien/Politiker_ innen und Meinung vs. Interesse 
2. Der Kampf gegen die Medien/Presse 


8 DieReden sind alle aufdem Portal youtube.com einsehbar. Im Folgenden werden folgende 
Abkürzungen verwendet: Kathrin Oertel (KO), Lutz Bachmann (LB), Sebastian Nobile 
(SN), Alexander Heumann (AH), Tatjana Festerling (TF), Udo Ulfkotte (UU), Rene 
Jahn (RJ). 
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3. Eine (zumeist implizite) Absage an dasLinks-Rechts-Schemader Politik, was im 
Kern aufein antilinkes Ressentiment hinausläuft/„besorgter Bürger“-Iheorem 

4. Antifeminismus 

5. Rassismus gegen Flüchtlinge/,den“ Islam und versteckter Antisemitismus 

6. Ein antiwestliches Ressentiment und Russlandorientierung 


Zentralbeklagt wird „das Gefühl, in diesem Land von keinem Politiker vertreten 
zu werden. Es scheint die vererbte Krankheit der Regierenden zu sein, irgendwann 
das eigene Volk weder zu verstehen noch verstehen zu wollen“ (KO, 12.1.2015), 
stattdessen stelle sich die „Politikerkaste“ mit den „Journalisten“ gegen einen 
nicht „unerheblichen Teil ihres Volkes“ (ebd.). Verknüpft wird diese Aussage mit 
einer Vorstellungvon Meinungsfreiheit, die jegliche Kritik an Pegidaals „Zensur“ 
(ebd.) begreift. Diese Vorstellung von Meinungsfreiheit kommt fast vollständig 
ohne den Begriff Interesse aus. Stattdessen wird ein organisch-natürlicher Wille 
des Volkes proklamiert, von dem die „Politikerkaste“ sich entfernt hätte. Inte- 
ressen werden daher nur bei anderen verortet: bei „Wirtschaftsinteressen“ und 
Politikern, die nicht um das Wohl des Volkes besorgt sind, sondern der „Macht 
der Lobbyisten“ folgen (KO, 5.1.2015) oder bei Flüchtlingen, die angeblich 
„andere(n) Interessen“ als Asyl verfolgen würden. (KO, 15.12.2014). Interessen 
werden, kurz gesagt, bei Volksfeinden verortet. 

Beide Vorstellungen knüpfen an die alte völkische Position an, „dass alles Elend 
deutscher Politik von den Parteien kommt“ (Moeller van den Bruck 1931: VII) 
und das Volk interesselos sei (vgl. Freyer 1931). Interessen verhindern geradezu, 
dass das Volk nach seiner Natur leben könne. Dieses erste Motiv ist so etwas wie 
das Grundmotiv, mit dem alle anderen vermittelt sind. Zuerst die Feindschaft 
gegen die Medien, die vorsätzlich die Unwahrheit verbreiten würden und damit 
wiederum fremden Interessen dienen und gleichzeitig die „Bürgerbewegung“ 
(KO, 5.1.2015) „ganz normaler Bürger“ (KO, 15.12.2015), die Bewegung „aus 
der Mitte des Volkes“ (AH, 8.12.2014) als Nazis und Rassisten diffamiere. Vor 
diesem Hintergrund muss die Forderung nach direkter Demokratie gedeutet 
werden: in der grundsätzlichen Dichotomie Volk gegen Parteien/Journalist_in- 
nen etc. wird auf einen organisch-natürlichen Volkswillen verwiesen, der sich 
wieder artikulieren können soll und der permanent von „außen“ mit Zersetzung 
bedroht sei. Paradigmatisch fasste diese Zusammenhänge Sebastian Nobile auf 
dem Düsseldorfer Pegida-Ableger zusammen: 

Und auch wenn heute das Ihema unserer Demonstration Islamisierung ist, ist diese kul- 

turelle Entwicklung doch nur die Sekundärinfektion. Die Erstinfektion sind Werterela- 

tivismus, ist der Kulturmarxismus, ist der Sozialismus in seiner wie immer schon in der 

Geschichte tief zerstörerischen Kraft. Aus der Frankfurter Schule nährten sich die 68er 


und diese sind nun durch die Institutionen marschiert. Die hängen in den Redaktionen, 
die hängen in den Büros fest und haben sich fettgefressen. Aus diesen Institutionen wird 
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jetzt eine Politik gefahren, die immer unerträglicher wird, weil sie im Verbund mit Lobby- 
ismus getränkter und ideologisch durchgeeichter Hinterzimmerdemokratie eine Situation 
schafft, in der nicht mehr die Wirklichkeit zählt, in der nicht mehr die Vernunft zählt, 
sondern nur noch schlecht durchdachte Utopie, die am Ende für alle Beteiligten nichts 
Gutes bringen wird. (SN, 8.12.2014) 


Diese Passage zeigt, dass Kritik an Pegida, die sich auf den antimuslimischen 
Rassismus beschränkt, zu kurz greift. Die Infektions-Metapher zeugt von der 
Vorstellung eines organischen Volkskörpers, der von feindlichen Erregern so 
geschwächt wird, dass er für weitere Feinde angreifbar ist. Umgekehrt bedeutet 
die Aussage: Der primäre Feind der völkischen Agitator_innen ist eine offene, 
pluralistische Welt. Die Invektive gegen die Frankfurter Schule hat nicht nur 
Tradition in konservativen bis rechtsradikalen Kreisen, sondern transportiert 
ein antiintellektuelles Ressentiment, in dem immer auch ein mehr oder weniger 
verstecktes antisemitisches Ressentiment enthalten ist, weil für Modernisierungs- 
prozesse in der Gesellschaft meist jüdische Intellektuelle verantwortlich gemacht 
werden. 

Aus einer Zersetzungsvorstellung speist sich auch der Antifeminismus. Dieser 
scheint zwar in der Entwicklung der Pegida-Forderungen nicht im Fokus zu 
stehen, aber spielt dennoch eine gewichtige Rolle. Im ersten Pegida-19-Punkte- 
Papier? sind wenige Punkte negativ formuliert. In einem davon heißt es jedoch: 
„Pegida ist gegen dieses wahnwitzige “Gender Mainstreaming? ..., die nahezu 
schon zwanghafte, politisch korrekte Geschlechtsneutralisierung unserer Spra- 
che“ (Punkt 17). In Reden wurde die „unsägliche Genderisierung unserer schö- 
nen, blumigen, deutschen Sprache“ (LB, 1.12.2014) und die Oktroyierung einer 
politisch korrekten „Trottelsprache“ (UU, 5.01.2015) beklagt. Deutlicher wurde 
die Pegida-Kandidatin für die Dresdner Oberbürgermeisterwahl die „von der 
radikalen, sozialistisch-quersexuellen Minderheitenlobby“, von „verkorksten 
Gendertanten“ und „Sexualscheiß“ (TF, 6.4.2015) sprach. 

Dieser Hass auf den Feminismus hat eine lange Tradition in völkischen Krei- 
sen!° und ist im Kern Ausdruck einer autoritären Abwehrreaktion von Moder- 
nisierung und Emanzipation. Es mag auf den ersten Blick paradox erscheinen, 
dass in den 19 Punkten von Pegida dann auch „für sexuelle Selbstbestimmung“ 
(Punkt 14) und „für den Widerstand gegen eine frauenfeindliche, gewaltbetonte 
politische Ideologie“ (Punkt 10) eingetreten wird, aber hier ist ein Mechanismus 


9 Das 19-Punkte-Papier ist unter: europenews.dk/de/node/88178, Zugriff: 15.6.2015. Zur 
Entwicklung der Forderungen vgl. Geiges et al. 2015. 

10 Ernst Niekisch bspw. warnte vor der „Verweiberung“ (1929) von Staat und Gesellschaft und 
in seiner Zeitschrift Widerstand wurde der Feminismus für einen drohenden „Volkstod“ 
verantwortlich gemacht; vgl. Pittwald 2000: 152f. 
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am Werk, der aus den Forschungen zum sekundären Antisemitismus!! bekannt ist: 
Frauenfeindlichkeit wird nur bei Muslim_innen entdeckt, während die natürliche 
Geschlechterordnung, die man sich selbst wünscht, eben da sie natürlich ist, kei- 
nerlei Frauenfeindschaft aufweise. Gleichzeitig wird indirekt die „Genderisierung“ 
in Zusammenhang mit der „Islamisierung“ gebracht. Die „versuchte Genderisie- 
rungder Sprache“ wird in einem Atemzugmit der „Abschaffung von christlichen 
Traditionen wie Weihnachten“ (LB, 1.12.2014) genannt, was implizit wiederum 
heißt: Es gibt eine nicht näher benannte Elite, die das Natürlich-Organische 
mittels Sprach-Veränderungund Abschaffung von Traditionen zersetzen will, um 
derart die Tore für eine „Islamisierung“ der Gesellschaft zu öffnen. 

„Islamisierung“ ist dann auch das Wort, das die höchste Frequenz und Durch- 
gängigkeit aufweist und im Prinzip nichts anderes als „Überfremdung“ meint. Das 
wird deutlich, wenn etwa Tatjana Festerling davon spricht, dass „Asylantenströme, 
mit denen ihr, die Deutschlandvernichter von Merkel und Gabriel bis Tillich 
unser Dresden, unser Sachsen und unser Deutschland Auten“ (TF, 6.4.2015). In 
den „Beweisführungen‘, die eine „Islamisierung“ belegen sollen, tauchen immer 
wieder Beispiele auf, die (möglicherweise unbewusst) an alte völkische Mythen an- 
knüpfen. In der Zeit vor Weihnachten 2014 stand dabei vor allem die befürchtete 
Abschaffung Weihnachtens im Mittelpunkt, als dafür die behauptete Umbenen- 
nung eines Berliner Weihnachtsmarkts in „Wintermarkt“ herhalten musste, was 
trotz schneller Widerlegung weiter durch die sozialen Netzwerke und die Reden 
geisterte. Auch eine weitere Befürchtung wurde geäußert: „Ja sogar dem guten 
alten Weihnachtsbaum geht es an den Kragen“ (LB, 1.12.2014).'” Ansonsten 
wurde beklagt, dass in Kindergärten und Schulen kein Schweinefleisch mehr 
zubereitet werde, dass Muslim_innen von der Justiz bevorzugt behandelt würden, 
sogar eine „Islamisierung der Friedhöfe“ (UU, 5.1.2015) wurde behauptet. 

Die skizzierte Situation weist insgesamt einige Analogien zu jener in den 
1880er Jahren auf, als sich der völkische Antisemitismus herausbildete. In den 
rassistischen Figuren gegen Muslim_innen finden sich auch einige Motive des 
Antisemitismus wieder. Allerdings wird der antimuslimische Rassismus deshalb 


11 Inder Forschungzu seckundärem Antisemitismus wurde eine neue Form der Schuldabwehr 
festgestellt, die jeglichen Antisemitismus nur bei Muslim_innen verortet. Dabei wird 
zugleich die Geschichte des Antisemitismus im eigenen gesellschaftlichen Zusammenhang 
geleugnet - die Antisemiten sind die anderen, vgl. Stender 2011. 

12 Inungeschnittenen Interviews, die die NDR-Sendung Panorama ins Netz stellte, konnte 
man auch die Aussage einer Frau hören, die nicht zu Weihnachten in die Moschee wolle. 
Auch dies ist nicht neu: schon 1931 sorgte sich Friedrich Hielscher um den Weihnachts- 
baum, der als „oberstes Sinnbild des höchsten Festes der Deutschen“ begriffen wurde 
(Das Reich, Dezember 1931: 39), da er als nicht-christliches Symbol die völkische Ver- 
bundenheit der Deutschen mit ihrer Geschichte verkörperte. 
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noch nicht zu einem neuen Antisemitismus, denn zentrale Merkmale fehlen und 
sind anderes. So wird eben nicht Muslim_innen zugeschrieben, die Medien oder 
die Parteien zu lenken, sondern den Intellektuellen und den USA; so wird nicht 
Muslim_innen unterstellt, die Banken und das Geld zu kontrollieren, sondern 
den Rothschilds. Wer antimuslimischen Rassismus mit Antisemitismus gleich- 
setzt, wiederholt den Fehler, Antisemitismus nur als eine Form des Rassismus zu 
verstehen, da er im Nationalsozialismus auch rassistisch war. Gegenwärtigsind wir 
jedoch vielmehr mit einer Neukonfiguration unter spezifischen gesellschaftlichen 
Bedingungen konfrontiert, in der sich das Verhältnis von Antisemitismus, Ras- 
sismus und Nationalismus unter Bedingungen einer krisenhaften EU verändert. 

Flankiert wird diese Neukonfiguration von einer Russlandorientierung, die 
sich vor allem aus einem antiwestlichen Ressentiment speist. So wird nicht nur 
die „Kriegstreiberei unserer Regierung“ (LB, 15.12.2014; vgl. RJ, 8.12.2014) 
angeprangert, sondern die USA schüre „vorsätzlich“ die Ukraine-Krise, um „ein 
neues Feindbild jener Nato“ aufzubauen, wobei „deutsche Alphajournalisten 
als verlängerter Arm“ der Nato-Pressestelle diene (UU, 5.1.2015). Das aus den 
Mahnwachen für den Frieden übernommene Ideologem sicht Russland vor al- 
lem als souveränes Land, das sich, im Gegensatz zur gesteuerten Regierung in 
Deutschland, gegen den Westen wehren könne. Auch das knüpft an ein altes 
völkisches Motiv an, das den Westen (als Synonym für Zivilisation) vor allem 
als Zersetzung der (völkischen) Souveränität wahrnimmt. 

All diese Versatzstücke sind Teil eines „autoritären Syndrom[s]“ (Nachtwey 
2015), sind jeweils für sich Bestandteile eines autoritären Codes, mit dem die 
Zugehörigkeit zu einem national-kulturellen Lager ausgedrückt und gleichzeitig 
versichert wird, dass Emanzipation weder möglich noch wünschenswert ist — 
„eine negative Utopie“ (Claussen 2005: 29). Gesellschaftlichen Veränderungs- 
prozessen wird autoritär mit der Vorstellung eines natürlich-organischen Ganzen 
entgegengetreten und dabei eine harmonisch-hygienische Vorstellung von Volk 
transportiert, die alles, was der eigenen Position widerspricht, nur als Zerset- 
zung und als feindlich wahrnehmen kann. Dass solche völkischen Positionen 
auf so große Resonanz stoßen, hat tatsächlich etwas mit der gesellschaftlichen 
Krisensituation zu tun und ist auch Ausdruck einer Krise des Konservatismus, 
der sich gerade neu ordner. 


Krise, Destabilisierung, Neuordnung des Konservatismus 


Die Mobilisierung völkischer Vorstellungen reagiert auf die in der Krise und ihrer 
neoliberalen Bearbeitung stattfindende Rekonfiguration des Subjekts. Die grund- 
sätzliche Krisenbearbeitung besteht im Aufbrechen tradierter Bindungen und 
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Verhältnisse, was zumeist als Flexibilisierung begriffen wird: „Auflösung eines 
starren Zeitkorsetts, Öffnung der Sexualmoral, Erosion traditioneller Geschlech- 
ter- oder Partnerschaftsmuster, kommunikative Handlungskoordination, Verbrei- 
terung von Bildungsmöglichkeiten, Mobilität und Urbanisierung.“ (Demirovid 
2010: 155f.). Diese Auflösung tradierter Bindungen wird dabei dominiert von 
Marktlogik und Anpassungsdruck - gerade in der Krise wird durch eine „Unge- 
wissheitsmetaphysik“ (ebd.: 147) versucht, die negativen Folgen auf die Subjekte 
abzuwälzen, weshalb diese Destabilisierung von einer autoritären Politik zur 
Durchsetzungund Aufrechterhaltung der Wettbewerbsordnung begleitet wird. 

Dadurch gerieten auch konservative Ideen unter Druck, vor allem im Bereich 
Einwanderungund Familie (vgl. Friedrich 2015: 11ff.). Dies hatte Auswirkungen 
auf die CDU, die als „hyperpragmatische“ (Lucke 2009: 8) Partei sowohl neo- 
liberale Politik als alternativlos erklärte, als auch bestimmte konservative Ideen 
schrittweise aufgab. Diese Veränderung wird von konservativer Seite häufig als 
Linksrutsch der Union und der Gesellschaft begriffen (vgl. Schröder 2015). Vor 
diesem Hintergrund wird dann von einer „Repräsentationslücke“ (Patzelt 2015: 
27) gesprochen, die auf eine Normalverteilung politischer Einstellungen in der 
Bevölkerung hindeutet, welcher die Politik gerecht werden müsse. Doch der 
vermeintliche Linksrutsch und die Repräsentationslücke müssen als Momente 
eines Kampfes gegen linke Ideen (was auch immer darunter im Einzelnen ver- 
standen wird) begriffen werden und einer damit einhergehenden, jetzt sichtbar 
werdenden Neuordnung konservativer Kräfte um die Motive eines völkischen 
Nationalismus. Ich möchte diese Neuordnung am Beispiel des Kampfes gegen die 
„Lügenpresse“ nachzeichnen. Das im Kern antisemitische Ideologem, die Presse 
werde von „Volksfeinden“ dominiert", beklagt, dass in der Berichterstattungüber 
Pegida, die Teilnehmer_innen als rassistisch oder als Nazis dargestellt würden. 

Damit ist die Presse für Pegida Teil eines politischen Mainstreams, der Denk- 
und Sprechverbote erlasse und durchsetze (vgl. UU, 5.1.2015): Erstens dürfe man 
sich nicht als Patriot_in zeigen und zweitens werde die Islamisierung verschwie- 
gen. Mit Pegida hat sich daher eine Verdichtung von älteren Motiven ergeben, 
deren Vorläufer der konservative Kampf gegen „Political Correctness“ und die 
Normalisierungsdebatten um ein neues nationales Selbstverständnis nach 1990 
sind - beide implizieren den Kampf gegen einen vermeintlichen Linksrutsch der 
Gesellschaft. 

1995 konstatierte beispielsweise der FDP-Politiker Otto Graf Lambsdorff in 
der FAZ, dass mittels Political Correctness Denkverbote eingeführt würden, die 


13 Schon bei Heinrich von Treitschke (1879: 8) kann man über die „weichliche Philanthro- 
pie“ lesen, gegen die sich die öffentliche Meinungerhoben hätte, die aber keine Stimme in 
der Presse findet, weil diese „zumeist durch jüdische Federn »gemacht“ (ebd.: 13) würde. 
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alle Politik rechts von der Mitte mit dem „Bannstrahl des Faschismus-Vorwurfs“ 
(FAZ, 2.8.1995) überzögen. Zwei Jahre vorher war den Kritiker_innen Steffen 
Heitmanns, der aufgrund von Äußerungen zu seiner Ansicht nach tabuisierten 
Themen („Ausländer“, „Frauen“, „Nazi-Vergangenheit“) seine Kandidatur als 
Bundespräsident nicht mehr aufrechterhalten konnte, vorgeworfen worden, 
„ihn ohne Grund abzuqualifizieren“, da „derjenige, der konservative Positionen 
bezieht, zum Abschuss freigegeben sei“ (Mittmann 2008: 80). Das Phänomen 
Political Correctness wurde in dieser Zeit von den Konservativen selbst als 
„Popanz“ geschaffen, um aus einer Opferrolle heraus darauf einzuschlagen (vgl. 
Lorenz 2007: 224). In den 1990er Jahren wurde diese noch in der CDU und FDP 
beheimatete konservative Politik in gewissem Sinne von außen durch explizit 
neurechte Positionen begleitet.'* Darin waren zwei Motive zentral: Zum einen, 
dass der gesunde Antitotalitarismus der Nachkriegsjahre von einem moralischen 
Antifaschismus abgelöst worden sei, der selbst als totalitärer Gesinnungsterror 
bezeichnet wird. Zum anderen seien die Nazis eigentlich Linke gewesen. Mit 
diesem Kurzschluss wird der Zusammenhang von konservativem Patriotismus 
und Nationalsozialismus ausgeblendet und verneint. Vor dem Hintergrund der 
Debatten um nationale Identität wird behauptet, dass eine Allianz aus Main- 
stream bis Antifa den als natürlich begriffenen Patriotismus bedrohe.' Darauf 
folgte eine Selbstinszenierung als Rebellen, die sich gegen einen angeblich vor- 
herrschenden linksliberalen Konformismus stellen. 

In den folgenden Jahren konnte verfolgt werden, wie sich diese Motive weiter 
vermischten und insbesondere durch Intellektuelle immer wieder reformuliert 
wurden - sei es durch Arnulf Baring, der 2002 in der FAZ die „Bürger, auf die 
Barrikaden!“ (FAZ 19.11.2002) gegen die „DDR-Light“ rief oder durch Peter 
Sloterdijk, der von einem „Semisozialismus“ (2009) sprach. Zentrale Wirkung 
entfaltete schließlich Thilo Sarrazin mit seinen Büchern Deutschland schafft sich 
ab oder Der neue Tugendterror, mit denen auch die Krise des Konservatismus 
offensichtlich wurde (vgl. Friedrich 2015: 11). Schließlich führte dies alles zur 
erstmalig erfolgreichen Gründung einer Partei rechts von der CDU, der AfD, 
die alle Motive bündelt und die verschiedenen rechten Spektren zusammenführt. 
In ihrer Haltung zu Pegida oder den anderen neurechten politischen Kräften 
ähnelt sie dabei der Konservativen Partei der 1880er/1890er Jahre, die eine spe- 
zifische Arbeitsteilung mit den damaligen völkischen Antisemiten praktizierte 
(vgl. Massing 1986: 74). Ebenfalls auffällig ist die Koinzidenz, dass der Kampf 


14 Diese sind dargelegt in Schwilk/Schacht 1994. 

15 Genau dies behauptete auch Tatjana Festerling bei einer Rede am 06.04.2015: „Und eine 
widersprüchliche Allianz von CDU bis Antifa hat beschlossen, uns Deutsche in eine 
multinationale, multikulturelle Bevölkerung umzuwandeln.“ 
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gegen die Sozialdemokratie im Kaiserreich zuerst die Liberalen selbst traf (ebd.: 
37), so wie derzeit sowohl die FDP große Teile ihrer Bedeutung eingebüßt, wie 
sich auch in der AfD der nationalkonservative Flügel durchgesetzt hat. 


Fazit 


Insgesamt haben sich nationalkonservative Positionen aus der vorher festen 
Ordnung mit CDU und FDP gelöst, was sich inhaltlich um völkische Motive 
gruppiert und eine Neuformierung organisiert, wobei die AfD und Pegida zwei 
Momente darstellen. Die „Lust an der Apokalypse“ (Weiß 2011), an Zerset- 
zungsphantasmen und Überfremdungsvorstellungen eint dabei über vorherige 
Grenzen hinwegrechtsradikale, konservative und nationalbolschewistische Über- 
zeugungen. Insbesondere die intellektuelle Produktion von Baring bis Sarrazin 
hat große Bedeutung in diesem Prozess. Es ist eine spezifische Krisenreaktion, 
die gegen die Modernisierungsschübe vor allem ein authentisches Volk setzen 
will, in dem jede_r seinen/ihren Platz hat und diesen nicht verlässt. Diejenigen, 
die dem nicht entsprechen, werden zu Feinden der natürlichen Ordnung und zu 
einer von der eigenen nationalen Kultur entfremdeten Masse (vgl. ebd.). In der 
Konsequenz bedeutet dies den Wunsch nach „Reinigung“ der Gesellschaft von 
denen, die als gemeinschaftszersetzend gebrandmarkt werden. 

Krisenreaktion heißt dabei nicht, dass esum Krisen-Verlierer_innen geht, die 
aufgrund ihrer sozialen Depravation zum Völkischen übergehen, sondern dass 
essich um eine Konstellation handelt, in der multiple Faktoren zusammenwir- 
ken. Es ist Resultat langer politischer Strategien, grundiert von der neolibera- 
len Rekonfiguration von Freiheit und Herrschaft, die begleitet wird von einer 
„Ungewissheitsmetaphysik“, wodurch die neuen Freiheiten insbesondere in den 
sogenannten Mittelschichten als Bedrohung wahrgenommen werden, sowie um 
die damit verknüpfte Konfrontation von komplexen Krisenprozessen mit einem 
verdinglichten Bewusstsein, das selbst anderes nur als Ding wahrnehmen kann 
(vgl. Adorno 1960: 177f.). 

Eingebettet ist diese Konstellation von Krisenprozessen und neoliberaler Re- 
konfiguration des Subjekts zudem in Debatten um nationale Identität, was vor 
allem am Motiv zu sehen ist, es müsse „für uns wieder normal sein, öffentlich die 
Liebe zu seinem Vaterland zum Ausdruck zu bringen! Gegen Antipatriotismus!“ 
(LB, 17.11.2014). Das Phantasma, Nationalstolz sei unnormal, verweist darauf, 
dass die derzeitige Konstellation eine Regression der Gesellschaft in Natur be- 
deutet, die im Bewusstsein passiert - die aber mit rebellischem Gestus auch in 
der Wirklichkeit vollzogen werden will. Daher vergrößert die Normalisierung 
völkischer - rassistischer und antisemitischer - Vorstellungen und Ressentiments 


384 Daniel Keil 


immer die Möglichkeit, dass auf dieser Basis autoritär-gewaltförmige Lösungen 
für (vermeintliche) gesellschaftliche Probleme in praktische Politik umgesetzt 
werden. Die Aufgabe einer an Emanzipation interessierten Wissenschaft ist es 
daher, bei solchen Bewegungen genau hinzuhören, was dort inhaltlich vertreten 
wird, um eine Kritik formulieren zu können, die autoritär-gewaltförmige Kri- 
senbearbeitungen entgegenarbeitet. 
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Felix Syrovatka 


Der Aufstieg der Madame Le Pen 
Die Strategie der Front National im Europawahlkampf 2014 


„Premier Parti de France“ stand auf den Plakaten, vor denen Marine Le Pen eine 
Pressekonferenz abhielt, nachdem bei den Europawahlen mehr als 24 Prozent 
der Franzosen ihr Kreuz bei der Front National (FN) gemacht hatten. „Stärkste 
Partei Frankreichs“ - niemals zuvor hatte der FN bei einer nationalen Wahl so 
einen überwältigenden Erfolg erzielt. Den Aufstieg der FN zur stärksten Partei 
Frankreichs zeigen auch die Ergebnisse in den Präsidentschaftswahlen (17,9%) 
und in den Parlamentswahlen, wo der FN das erste Mal seit den 1980er Jahren 
wieder zwei Abgeordnetenmandate erringen konnte. 

Diese Entwicklung war insofern überraschend, als viele Kommentatoren nach 
dem schlechten Ergebnis bei den Präsidentschaftswahlen 2007 von der Entzau- 
berung und dem Niedergang der rechtsradikalen Partei sprachen. Sieben Jahre 
später gehört der FN zum politischen Mainstream Frankreichs (Mayer 2012: 
161). Mehr als 56 Prozent der Franzosen halten ihn inzwischen für „eine Partei 
wie jede andere auch“ und mehr als 45 Prozent könnten sich vorstellen, sich bei 
den nächsten Wahlen für ihn zu entscheiden (Le Figaro 2015). Diese Ergebnisse 
werfen die Frage auf, wie der Aufstieg des FN zu erklären ist. Wie konnte eine 
Partei innerhalb von sieben Jahren zur stärksten Partei Frankreichs aufsteigen, die 
die größten Chancen hat, im Jahr 2017 den Posten des französischen Präsidenten 
zu stellen (Endeweld 2015: 10). Der Artikel nähert sich diesen Fragen am Beispiel 
des Europawahlkampfes 2014 des FN und versucht dazu im ersten Schritt die 
Kontextbedingungen fürden Wahlsiegzu benennen, während im zweiten Schritt 
die diskursive Strategie sowie das Wahlprogramm des FN analysiert wird. 


Französische Vielfachkrisen 


„Der neue kranke Mann Europas“ titelte im Januar 2014 die Wochenzeitung Die 
Zeit und spielte damit auf die Krise Frankreichs an: Im November 2014 lag die 
Arbeitslosenquote mit 10,5 Prozent aufeinem neuen Höchststand, ebenso wie die 
Jugendarbeitslosenquote mit 24,9 Prozent (eurostat 2014). Die Anzahl befristeter 
Arbeitsverhältnissen an den Gesamtarbeitsverhältnissen liegt derzeit bei 14,2 
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Prozent, wobei der Anteil bei Neueinstellungen im Jahr 2014 bei 84 Prozent lag 
(DARES 2014: 2). Gleichzeitig stagniert die französische Wirtschaft seit 2012 
und wuchs in den letzten Jahren nur minimal um 0,7% (2013) bzw. 0,2% (2014) 
(eurostat 2015). In den Jahren zwischen 1996 und 2011 ist die Ungleichheit, 
gemessen am Gini-Koeflizienten, um knapp 10 Prozent gestiegen, wobei 8,7 
Millionen Franzosen als relativ arm gelten (Ponceau/Houdre 2014). Alle diese 
wirtschaftlichen Kennzahlen sind Ausdruck einer strukturellen Krise. 

Spätestens seit Beginn der 1990er Jahre erlebt das französische Regulations- 
modell einen tiefgreifenden Wandel von einem staatlich dirigierten zu einem 
staatlich geförderten Kapitalismus (Berrebi-Hoffmann etal. 2009). Dieser Wan- 
delgingmit einer starken Deindustrialisierungund Finanzialisierungdes Landes 
einher. Frankreich ist heute hinter Luxemburg, Irland und Großbritannien eines 
der am stärksten finanzialisierten Länder der Welt und hat gleichzeitig mit ei- 
nem massiven Rückgang seiner Industrie zu kämpfen (Jany-Catrice/Lallement 
2013: 161f). So sind im letzten Jahrzehnt mehr als 750.000 Arbeitsplätze in der 
Industrie vernichtet worden, während der Anteil des produzierenden Gewerbes 
an der Gesamtwertschöpfung von 17,8 Prozent im Jahr 2000 aufnur noch 12,6 
Prozent im Jahr 2011 sank (Schild 2013: 7). 

Zwar traf die weltweite Wirtschafts- und Finanzkrise Frankreich, aufgrund 
derschwachen Exportorientierung und der cher binnenmarktzentrierten Akku- 
mulationsstrategie vergleichsweise weniger stark als andere EU-Mitgliedsstaaten, 
jedoch verlor die französische Wirtschaft in der Krise, auch aufgrund struktu- 
reller Probleme, im internationalen Wettbewerb Marktanteile. Während die 
politischen Eliten des Landes zu Beginn der Krise die Stabilität des französi- 
schen Systems lobten und sich selbst mit einem antikapitalistischen Habitus 
gebarten, veränderte sich der französische Krisendiskurs in der zweiten Phase 
der Krise mit der Einbettung der divergierenden nationalen Krisennarrativen 
in einen gemeinsamen Wettbewerbsdiskurs auf europäischer Ebene (Schmidt 
2014: 191; Heinrich/Jessop 2013: 25). Stand zuvor die Krisenfestigkeit im Mit- 
telpunkt der Diskussion, wurde nun öffentlich über die Wettbewerbsfähigkeit 
der französischen Wirtschaft diskutiert, wobei sich die öffentliche Debatte aufdie 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit konzentrierte und sich das „deutsche Modell“ 
als Leitbild etablieren konnte (Thieriot 2014: 14). Fortan galten im öffentlichen 
Diskurs die hohen Lohnstückkosten sowie die relativ hohe Staatsverschuldung 
als Krisenursachen (Mondon 2012: 28ff.). Dynamik bekam diese Diskussion 
durch die verschiedenen Berichte von Expertenkommissionen, die die jeweiligen 
Regierungen in Auftrag gegeben hatten. Exemplarisch dafür stehen sowohl der 
unter Sarkozy in Auftraggegebene Attali-Bericht mit seinen 316 Vorschlägen zur 
„Flexibilisierung Frankreichs“ (Attali 2008) als auch der Rapport Gallois, der zu 
Beginn der Amtszeit von Francois Hollande der französischen Wirtschaft einen 
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„Wettbewerbsschock“ (Gallois 2012: 22) empfahl. Beide Berichte stellten die 
Senkungder Arbeitskosten ins Zentrum ihrer Empfehlungen. Während Nicolas 
Sarkozy jedoch in seiner Amtszeit große politische Mühe hatte, Sparprogramme 
zu implementieren und oftmals am politischen Widerstand der Gewerkschaf- 
ten und anderer Interessensgruppen scheiterte, ist es nun sein sozialistischer 
Nachfolger Frangois Hollande, der ein Reformprogramm nach dem Vorbild 
der deutschen Agenda 2010 durchsetzt (Lux 2015). Seit der angebotspolitischen 
Wende verfolgt die sozialistische Regierung die Strategie, durch Steuer- und Ab- 
gabensenkungen sowie Flexibilisierungen des Arbeitsrechts die Lohnstückkosten 
zu verringern. Im Konkreten bedeutet dies u.a. eine Reduzierung der Steuer- und 
Abgabenlast für Unternehmen um insgesamt 40 Milliarden Euro (CICE und 
Pact£ de responsabilite), die Lockerung des Kündigungsschutzes, Erleichterung 
der Sonntags- und Nachtarbeit, Aufwertung der betrieblichen Ebene für die 
Aushandlung von Gehalts- und Arbeitszeitanpassungen sowie die Erhöhung 
der Rentenbeitragsjahre. Ebenfalls sollen im Zuge des EU-Defizitverfahrens 
allein zwischen 2015 und 2017 insgesamt 50 Milliarden Euro im öffentlichen 
Haushalt eingespart werden. 

In der französischen Gesellschaft haben diese Reformvorhaben und Einschnit- 
te zu einer starken Verunsicherunggeführt. So glauben 87 Prozent der Franzosen 
heute, dass der soziale Abstiegjeden und jederzeit treffen kann (Europäische Kom- 
mission 2014: T155). Diese Auffassung wird auch durch die deutlich gewachsene 
Armut und prekäre Beschäftigung gestärkt, die seitder Wirtschaftskrise stärker in 
das Bewusstsein der Menschen gerückt ist. So ist Arbeitslosigkeit mit 56 Prozent 
die größte Sorge der Franzosen, vor der Angst steigender Steuern (43%) sowie 
die Zukunft der Rente (24%) (IPSOS 2014b: 6). Ebenfalls teilen 79 Prozent der 
Franzosen die Einschätzung, dass sich Frankreich kulturell und ökonomisch im 
Niedergang befindet (IPSOS 2015: 11). Die Wirtschaftskrise und ihre sozialen 
Folgen sind damit heute in der französischen Gesellschaft allgegenwärtig. 

Neben der ökonomischen Krise hat sich in Frankreich eine tiefe Repräsenta- 
tionskrise entwickelt. Diese äußert sich in den Umfrageergebnissen für die Re- 
gierung Hollande derzeit besonders deutlich. Mit Francois Hollande wurde nach 
19 Jahren wieder ein sozialistischer Präsident gewählt, mit dem die Hoffnungen 
auf mehr soziale Gerechtigkeit und aufeine Verminderung der Arbeitslosigkeit 
verbunden waren. Hollande erfüllte diese Erwartungen nicht. Vielmehr führt er 
die Reformpolitik von Nicolas Sarkozy weiter. Die angebotspolitische Korrektur 
der wirtschaftspolitischen Positionen Hollandes schon kurz nach seiner Wahl 
und die Angleichungan diejenigen seines Vorgängers führten nicht nur zu einer 
Entfremdung vieler WählerInnen von der Sozialistischen Partei (PartiSocialiste, 
PS), sondern auch zu einer Abkehr vom politischen System Frankreichs. Im 
Juli 2014 bewerteten 75 Prozent der Franzosen die Politik des Präsidenten als 
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schlecht. Das sind die niedrigsten Zustimmungswerte in der Geschichte der V. 
Republik. In der Liste der 20 beliebtesten PolitikerInnen Frankreichs taucht 
Frangois Hollande nicht einmal auf (IPSOS 2014c: 3, 5, 6). Außerdem gaben in 
einer Umfrage vom April 2015 76 Prozent der Befragten an, das demokratische 
System in Frankreich funktioniere schr schlecht und repräsentiere ihre Interessen 
nicht (IPSOS 2015: 24). So stimmte eine deutliche Mehrheit von 86 Prozent der 
Aussage zu, dass es den PolitikerInnen egal sei, was die Bevölkerung denkt (ebd.). 
Diese Aussagen finden vor allem bei Arbeitslosen (83% und 90%) sowie ähnlich 
stark in der klassischen Arbeiterschaft (72% und 88%) Zustimmung (ebd.: 26f.). 
Die Entwicklung der Auffassung, sich durch das bestehende politische System 
nicht vertreten zu sehen, hatte vor allem im Jahr 2014, in dem Hollande ein 
umfangreiches Reformprogramm ankündigte, stark zugenommen (+6%), vor 
allem bei den Anhängern der regierenden PS (+11%). 

Der Zwiespalt zwischen Regierenden und Regierten weist auf fundamentale 
Inkohärenzen des Blocks an der Macht hin, was „die Widersprüche zwischen 
diesem und den beherrschten Massen“ (Poulantzas 1978: 154) weiter verschärft 
und sich als „Vertrauensverlust“ gegenüber dem demokratischen System äußert. 
Damit kann in Frankreich von einer Krise des politischen Systems gesprochen 
werden, die durch die ökonomische Krise begünstigt wird (Gramsci 1929-35: 
870; 1040). 

Dieses Auseinanderklaffen zwischen Regierenden und Regierten zeigt sich 
am stärksten in der Frage der europäischen Integration. Während die politischen 
Eliten vor allem zu Beginn der 1990er Jahre die europäische Integration voran- 
trieben und auch heute noch Frankreich als wichtigsten Motor der Europäischen 
Union betrachten, wird sie von der französischen Bevölkerung zunehmend ab- 
gelehnt, in erster Linie als Verursacher der nationalen Probleme und weniger 
als eine mögliche Lösung geschen (Grunberg 2014: 79f). Nur noch 14 Prozent 
sprechen sich für weitere Integrationsschritte aus, während sich 72 Prozent der 
französischen Bevölkerung für eine Beschneidung der EU zugunsten einer grö- 
ßeren Entscheidungskompetenz des französischen Nationalstaates aussprechen 
(IPSOS 2015: 39). 

Dazu kommt, dass die in den letzten Jahren geführte Diskussion über die 
französische Identität und ihre Spezifika zu einem Wandel der französischen 
Gesellschaft geführt hat. Während 2007 insgesamt 92 Prozent sowie in einer 
Studie von 2014, 91 Prozent der Befragten angaben, dass die katholische Kirche 
mit der französischen Identität vereinbar sei, scheint die Toleranz gegenüber 
der zweitgrößten Religionsgemeinschaft (ca. 8,5% der Gesamtbevölkerung) 
in Frankreich immer prekärer zu werden: Hielten 2007 noch 68 Prozent der 
Befragten den Islam für kompatibel mit der französischen Identität, so sind 
es derzeit nur noch 37 Prozent. 63 Prozent stufen den Islam dagegen als in- 
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kompatibel mit der französischen Nationalität ein (Merlant 2007: 41; IPSOS 
2014b: 92). Ein Hauptgrund für diese veränderte Wahrnehmung ist vor allem 
die verstärkte negative Thematisierung des Islams in der französischen Politik 
undin den Medien (Mondon 2014: 308). Schon im Präsidentschaftswahlkampf 
2007 hatte Sarkozy den Islam und die islamische Bevölkerung zum Ihema in 
seinem Wahlkampf gemacht. Er stellte den Islam als Gegenpol der französischen 
Identität dar und behauptete, Frankreich beruhe auf christlichen, und nicht 
auf islamischen Wurzeln (Sarkozy 2007). In seiner Konzeption einer „identite 
nationale“, welche das Hauptthema seines Wahlkampfes 2007 darstellte, wurde 
eine mögliche Integration des Islams mit keinem Wort erwähnt (Mondon 2012: 
34). Im Gegensatz dazu ließ der Parteisprecher der konservativen Union pour un 
mouvement populaire (UMP), Dominique Paille, in der landesweiten Debatte 
um die französische Identität zwei Jahre später verlauten, dass es im laizistischen 
Frankreich zwar keine Staatsreligion gebe, aber: „manche Religionen waren schon 
vor dem Aufkommen der Republik da, während andere hingegen erst später 
kamen“ (Paille zit. n. Schmid 2010: 26) und diese müssten sich somit an das 
christlich geprägte Frankreich anpassen. 

Vor allem aber im Präsidentschaftswahlkampf 2012 wurde der Islam das vor- 
rangige Ziel der französischen Rechten von UMP und FN. Während Marine Le 
Pen den Islam als „grünen Faschismus“ bezeichnete und die muslimischen Stra- 
Benprediger mit der Besatzung Frankreichs durch Nazi-Deutschland verglich, war 
es Nicolas Sarkozy, der die muslimische Bevölkerung angriff und Forderungen 
von Le Pen aufgriff (Godin 2013: 59). Nachdem in Toulouse der muslimische At- 
tentäter Mohamed Merah im März 2012 mehrere Menschen - vor allem jüdische 
Religionsangehörige - aufoffener Straße erschossen hatte, waren es zuallererst Le 
Pen und Sarkozy, die aufdiese traumatischen Morde reagierten. Für beide war der 
Attentäter kein Einzeltäter, sondern stellte ein Symbol für eine gescheiterte und 
viel zu nachlässige Integrationspolitik dar (Mondon 2014: 310). Daher erklärte 
Sarkozy im April 2012 in einer offenen „lettre au peuple frangais“, Einwanderer 
müssten die nationalen Werte akzeptieren und sich anpassen, ansonsten sollten 
sie das Land verlassen (Sarkozy 2012: 9). Und auch nach den terroristischen 
Attentaten auf die Satirezeitung Charlie Hebdo und einen koscheren Super- 
markt reagierten sowohl Sarkozy als auch Le Pen mit islamophoben Äußerungen. 
Während die FN den „Opfern des islamischen Terrorismus“ gedachte und das 
Verbot aller Koranschulen forderte, sprach der im Januar frisch wiedergewählte 
UMP-Vorsitzende Sarkozy von „Kampf der Kulturen“, womit er ganz bewusst 
auf das Buch des rechten Politikwissenschaftler Samuel Huntington anspiclte. 

Durch diesen politischen Diskurs haben sich viele Vorurteile und Verknüp- 
fungen im Alltagsverstand der Menschen festgesetzt. Die beiden gebräuchlichs- 
ten Stereotype, nämlich die Omnipräsenz und die Omnipotenz der Muslime 
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in der französischen Gesellschaft, spiegeln sich denn auch in der allgemeinen 
Stimmung gegenüber Muslimen wider. So wird der Islam in der französischen 
Wahrnehmung vor allem mit den Begriffen wie „Ablehnung westlicher Werte“ 
(28%), Fanatismus (19%), Unterwerfung der westlichen Welt (18%) und „Gewalt“ 
(8%) verbunden (IFOP 2012: 13). Insgesamt herrscht das Bild vor, Muslime seien 
sehr schlecht (67%) in die französische Gesellschaft integriert, was daran liege, 
dass sie sich dieser verweigerten (68%) (ebd.: 8f.). Hierin zeigt sich vor allem die 
Verknüpfung zwischen Integration und innerer Sicherheit, die durch die Morde 
in Toulouse sowie den Terroranschlag auf die französische Satirezeitung Charlie 
Hebdo noch stärker in der öffentlichen Debatte hervortritt. Der Islam wird als 
Gegensatz zur nationalen Identität und den mit ihr verbundenen republikani- 
schen Werten (Laizität) konstruiert und von einer Vielzahl der Franzosen als 
Bedrohung für den Zusammenhalt der Gesellschaft betrachtet (Gnade 2012: 1). 
Neben der politischen und ökonomischen Krise scheint sich eine grundlegende 
kulturelle und ideologische Krise zu entwickeln. So kann von einer Krise des 
französischen Gleichheitsgrundsatzes gesprochen werden, der seit der Franzö- 
sischen Revolution von 1789 fest mit der französischen Identität verbunden ist. 
Der Bezug auf „libert£, egalite et fraternite“, der allen Menschen gewährt werden 
sollte, wird gerade in Bezug auf den Islam und die Roma immer prekärer. 


Hegemoniekrise in Frankreich 


Der Aufstieg des FN fand somit vor einem Hintergrund statt, der wohl sehr 
treffend mit dem Begriffder Hegemonickrise von Antonio Gramsci beschrieben 
werden kann. Mit diesem fasst er die Aggregation von ökonomischer, politischer 
und ideologischer Krise, welche sich gegenseitigbeeinflussen und bedingen. Diese 
Zeit, in der „das Alte stirbt und das Neue nicht zur Welt kommen kann“ (Gramsci 
1929-35: 354) nennt Gramsci die „Zeit der Monster“ (Zizek 2011), in der sich 
ein „Zwiespalt zwischen Repräsentierten und Repräsentanten“ (Gramsci 1929- 
35: 553) eröffnet. Eine solche organische Krise gibt vor allem „Männern der 
Vorsehung oder Charismatikern“ (ebd.: 553), welche die „Demagogie [...] als 
ausgezeichnete Waffe“ (ebd.: 121) einsetzen, einen Raum, um sich zu etablieren. 
Dass gerade in einer solchen organischen Krise die Nation und die nationale Iden- 
tität eine stärkere Betonung im öffentlichen Diskurs findet, ist mit der Funktion 
des Konstrukts der Nation als „ideologischem Kitt“ zu verstehen, stellt dieses 
doch eine zentrale Bearbeitungsform der gesellschaftlichen Ungleichheiten in 
kapitalistischen Gesellschaftsformationen dar (Kannankulam/Mohan 2009: 
48). Die Ideologie der Nation konstruiert dabei ein begrenztes Kollektiv mit 
gemeinsamen Eigenschaften und Werten, deren 
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Wahrung von denjenigen, die sich mit der Nation identifizieren, als höherer Wert ange- 
sehen wird als die Überwindung der faktischen Ungleichheiten, und zugleich begründet 


sie die Besonderheit des ‘eigenen’ Staatswesens gegenüber anderen“ (ebd.: 48). 


Gerade in organischen Krisen ist immer wieder ein Rückgriff auf die Nation zu 
beobachten. So war die erste historische Hochzeit des Nationalismus auch mit 
der ersten großen Krise des Kapitalismus (1870-1890) verbunden. Im spezifischen 
französischen Fall wird mit der nationalen Identität eine Äquivalenzkette (vgl. 
Laclau/Mouffe 2006) konstruiert, die auf der Besonderheit der französischen 
Sprache und aufden Symbolen und Errungenschaften der französischen Republik 
beruht (CSA 2009: 6). Zunehmend wird diese Äquivalenzkette mit der Vorstel- 
lung der heterosexuellen Ehe und dem christlichen „Erbe“ ergänzt. Gerade in 
Krisenzeiten ist im laizistischen Frankreich zu beobachten, dass das „religiöse 
Band, in normalen Zeiten gelockert, kräftiger und aufnahmefähiger wird [...], 
wenn die Zukunft voll von Sturmwolken erscheint“ (Gramsci 1929-35: 124). So 
war dies in der Parlamentskrise von 1919, ebenso in der Schulkrise von 1983 und 
ist nun in deraktuellen Hegemonickrise zu beobachten. Dies hat nun jedoch zur 
Folge, dass Homosexuelle, Muslime und Roma nicht als „richtige Franzosen“ 
gelten und Diskriminierungen ausgesetzt sind. So eignen sich diese Gruppen 
besonders gut, die eigene Homogenität der Gruppe zu unterstreichen, sie als 
Gefahr für deren Zusammenhalt zu betrachten und sie als „Sündenböcke“ und 
Schuldige für den Niedergang Frankreichs zu lokalisieren. 

Den Boden dafür bereitete nicht zuletzt die konservative UMP, welche mit 
ihrer neo-rassistischen Politik dazu beigetragen hat, dass es nicht nur zu einer 
Neudefinition der französischen Identität, sondern auch dazu kam, dass Homo- 
phobie, Islamhass und Antiziganismus im öffentlichen Diskurs in Frankreich 
salonfähig geworden sind (Mondon 2012: 32). Mit Sarkozy hatte sich 2007 der 
rechte Flügel der UMP durchgesetzt, deren Ziel es war, die WählerInnen des 
sich 2007 im Niedergang scheinenden FN zu binden und sich als einzige rechte 
Kraft in Frankreich zu etablieren. In diese Strategie lassen sich daher die Debatte 
über die nationale Identität, die massiven Räumungen und Abschiebungen von 
Roma, das Burkaverbot oder auch Sarkozys Anti-Establishment-Rhetorik im 
Wahlkampfverorten. Zwar war diese Strategie bei der Präsidentschaftswahl 2007 
erfolgreich - immerhin konnte Sarkozy tiefin die Stammwählerschaft des FN vor- 
dringen - ‚doch erwies sich diese Politik für die UMP spätestens im Wahlkampf 
2012 als problematisch. Damals wechselten 20 Prozent der einstigen Sarkozy- 
WählerInnen von 2007 in das Lager des FN und machten ihr Kreuz bei Marine 
Le Pen (Fourquet/Philippot 2011: 47fF). Im zweiten Wahlgang verweigerten 
sogar fast die Hälfte (49%) der FN-WählerInnen Sarkozy die Gefolgschaft, was 
dessen Niederlage besiegelte und deutlich machte, dass die UMP in Stichwahlen 
auf die Stimmen der FN-WählerInnen angewiesen war. 
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Der Front National unter Marine Le Pen 


Der FN befand sich nach dem politischen Erdbeben 2002 in einem Niedergang. 
Die Partei war politisch isoliert und programmatisch erstarrt. Dies änderte sich 
mit der Wahl von Marine Le Pen zur Parteivorsitzenden. Die jüngste Tochter 
des langjährigen Vorsitzenden und Parteigründers Jean-Marie Le Pen hatte sich 
schon relativ früh als Nachfolgerin ihres Vaters in Stellung gebracht. Seit 2003 
war sie stellvertretende Vorsitzende und eine der acht Vizepräsidenten des FN. 
Mit 10,2 Prozent der Stimmen in ihrem Wahlkreis Ile de France konnte sie bei 
der für den FN allgemein enttäuschenden Europawahl 2009 das beste Ergebnis 
(6,3%) der Partei erringen. Damit empfahl sie sich für den Parteitag von Tours 
im Januar 2011, wo sie sich in einer Mitgliederbefragung gegen den langjährigen 
Chefideologen des FN Bruno Gollnisch durchsetzen konnte. Mit Marine Le 
Pen als Vorsitzende ging es wieder bergauf mit der Partei, was zum einen an 
ihrer Entdiabolisierungsstrategie, aber auch mit ihrer Person selbst zu tun hatte. 
Anders als Bruno Gollisch, der wegen der öffentlichen Leugnung des Holocausts 
selbst vor Gericht stand, symbolisiert Marine Le Pen in der Öffentlichkeit einen 
Bruch mit der antisemitischen Tradition und die Modernisierung der Partei. 
Ihren ersten Erfolg konnte sie bei den Kantonwahlen im März 2011 feiern, wo 
der FN landesweit 15 Prozent der Stimmen holen konnte. 

Vollkommen im politischen System Frankreichs etablierte sich Marine Le 
Pen im Präsidentschaftswahlkampf 2012, als sie den amtierenden Präsidenten 
und Kandidaten der konservativen UMP vor sich hertreiben konnte und Agenda 
Setting im öffentlichen Diskurs betrieb (Mondon 2014). Mit der Behauptung, 
alles Fleisch, das im Großraum Paris produziert wird, sei rituell geschlachtetes 
Halal-Fleisch, das ohne Wissen der Verbraucher in den Handel komme, ent- 
fachte sie eine große Debatte über die Sitten des Islams und die Konsequenzen 
der Einwanderung für die französische Identität. In der Folge erklärte Nicolas 
Sarkozy, die größte Sorge der Franzosen sei das Halal-Fleisch. Sein Innenminister 
warnte öffentlich davor, dass mit dem Ausländerwahlrecht, das alle anderen Par- 
teien außer die UMP und der FN im Wahlkampf forderten, Kinder gezwungen 
werden könnten, Halal-Fleisch zu essen (Gnade 2012: 2). Auch sah sich Sarkozy 
in der Frage der Laizität gezwungen zu reagieren, was Le Pen zu einer Frage der 
christlichen Wurzeln Frankreichs umdeutete (Barthelemy/Michelat 2007: 690). 
Mit seinem Prinzip der „positiven Laizität“ knüpfte Sarkozy an den Diskurs von 
Le Pen an und sprach von den christlichen Wurzeln Frankreichs, die gegen den 
Kommunitarismus verteidigt werden müssten. Ähnliches zeigte sich in der Frage 
der Einwanderungspolitik und der Europäischen Union, in der sich Sarkozy 
dafür aussprach, die Sicherung der Grenzen zu einem Hauptthema zu machen 
und auch die legale Einwanderung langfristig zu reduzieren, nachdem Le Pen 
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gefordert hatte, wieder Grenzkontrollen einzuführen (Mondon 2014: 305). In 
Brüssel war bereits, wie Le Monde schrieb, die Rede vom „l’effet Marine Le Pen“ 
- vom „Marine-Le-Pen-Effekt“ (Mestre 2012) und das Wall Street Journal (2012) 
betitelte einen Artikel über den Wahlkampf Sarkozys mit „Nicolas Le Pen“. Diese 
teilweise sehr offensichtliche Überlegenheit Le Pens im Präsidentschaftswahl- 
kampf gegenüber Sarkozy sowie ihr Einfluss auf die französische Politik spie- 
gelten sich dann auch im Wahlergebnis wider. Die französischen WählerInnen 
entschieden sich am Wahlabend für das „Original“ (Mondon 2014: 303). Mit 
17,9 Prozent erreichte Marine Le Pen das beste Ergebnis für den FN bei einer 
Präsidentschaftswahl und schnitt dabei sogar besser ab als Jean-Marie Le Pen bei 
seinem Einzugin die zweite Runde 2002, der damals 14,5 Prozent erreichte. Auch 
bei den Parlamentswahlen konnte der FN durch den Einzugzweier Abgeordneter 
einen, wenn auch nur symbolischen, Sieg erringen. Mit 13,6 Prozent erreichte 
der FN nicht ganz sein Spitzenergebnis von 1997, jedoch gelangte mit der Wahl 
Marion Marechal-Le Pen, die Enkelin von Jean-Marie und Nichte von Marine 
Le Pen, ebenfalls in den Fokus der Öffentlichkeit und konnte sich damit, neben 
ihrem Großvater und ihrer Tante, als dritter „Medienstar“ des FN etablieren. 

Der nächste Paukenschlag gelang Marine Le Pen bei den Kommunalwahlen 
im März 2014. Dort erreichte der FN in 328 Kommunen die Stichwahl, wobei 
erin 21 Kommunen in der ersten Runde auf Platz eins lag. Auf Anhieb gelang 
ihm im nordfranzösischen Henin-Beaumont der Einzug in das Rathaus, in dem 
der FN-Generalsekretär Steeve Briois nun den Bürgermeisterposten bekleidet. 
Insgesamt stellt der FN inzwischen elfBürgermeisterInnen. Im September 2014 
konnte der FN erstmals zwei Senatssitze bei den Wahlen zum französischen 
Oberhaus erringen. 

Diese Erfolge des FN aufkommunaler und auch auf nationaler Ebene liegen vor 
allem daran, dass die UMP nach ihrer Wahlniederlage bei den Präsidentschafts- 
wahlen 2012 die seit 2002 bestehende „republikanische Front“, d.h. Absprachen 
zwischen den beiden großen Parteien bei Stichwahlen, aufgekündigt hat. Zu- 
sammen mit dem Mehrheitswahlrecht führte dies dazu, dass FN-Kandidaten in 
Stichwahlen selten eine Chance hatten. So war der FN zwischen 2002 und 2012 
gar nicht in der Nationalversammlungvertreten und errangauch aufkommunaler 
Ebene selten öffentliche Ämter. 

Doch mit dem Wahlsieg Hollandes und dem Rücktritt Sarkozys als Parteivor- 
sitzendem versank die UMP in Skandalen und in einem Richtungsstreit über die 
weitere Strategie und den Umgangmit dem FN. Während die liberalen Strömun- 
gen der rechten Einheitspartei sich in Flügelkämpfen um die Sarkozy-Nachfolge 
verstrickten, konnte der rechtsnationalistische Flügel um Guillaume Peltier soviel 
Druck entwickeln, dass schon bei den Parlamentswahlen 2012 der „republika- 
nische Pakt“ aufgekündigt wurde und seitdem von hohen Funktionären immer 
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wieder Überlegungen aufgeworfen werden, im Falle einer aussichtsreichen FN- 
Kandidatur diesen gegen den PS zu unterstützen. Und auch inhaltlich hat sich 
die UMP seitdem weiter den Positionen des FN angenähert. Die UMP weiß mit 
Blick auf die Präsidentschaftswahlen von 2017, dass sie, wenn sie dann wieder 
einen Präsidenten stellen will, WählerInnen des FN zurückgewinnen muss. So ist 
die überraschende Wiederwahl von Nicolas Sarkozy zum Parteivorsitzenden nur 
ein Beleg dafür, dass diese inhaltliche wie auch strategische Annäherung an den 
FN auch nach dem vorläufigen Ende der Flügelkämpfe in der UMP weiterverfolgt 
wird. Während der FN im politischen System Frankreichs in der Vergangenheit 
eher zur Festigung des Zweiparteiensystems geführt hatte, da seine mögliche Wahl 
zu einer verstärkten Zusammenarbeit der beiden großen Parteien führte, scheinen 
sich nun die Krise der UMP und der Aufstieg des FN gegenseitig zu verstärken 
und das Zweiparteiensystem in Frankreich trotz des Mehrheitswahlrechts in 
Frage zu stellen. So verfolgt der FN seit der Wahlniederlage Sarkozys von 2012 die 
Linie, die Brüche innerhalb der UMP zu verstärken und ein Auseinanderbrechen 
der rechten Einheitspartei mit dem Ziel zu provozieren, bei einer zukünftigen 
Konfiguration der französischen Rechten die führende Rolle zu spielen. 


Programmatische Verschiebungen durch Marine Le Pen 


Programmatisch hat Marine Le Pen jedoch nur wenig geändert und Altes haupt- 
sächlich nur neu verpackt. Während die Hauptpunkte des heutigen Programms 
mit dem früheren Programm unter Jean-Marie Le Pen identisch sind, hat sich die 
Partei unter ihrer Führung hauptsächlich in der Wortwahl verändert. Rechtsra- 
dikale Formulierungen wurden abgeschwächt und explizit antisemitische Inhalte 
aus dem Programm entfernt. So wurde aus der „preference nationale“ die „priorite 
nationale“, was unterschiedliche Begriffe für dasselbe rassistische Politikkonzept 
der einseitigen Bevorzugung von gebürtigen Franzosen darstellt. Ebenso spricht 
Marine Le Pen nicht mehr von der „Umkehrungder Migrantenströme“, sondern 
vielmehr von der Reduzierung der Einwanderung in Frankreich, womit sie eine 
radikale Senkung der legalen Einwanderung von rund „200.000 auf 10.000“ 
(Le Pen 2013: 77) Einwanderer pro Jahr propagiert. Geändert haben sich haupt- 
sächlich die wirtschaftspolitischen Leitlinien, wobei Marine Le Pen viele linke 
Positionen übernimmt, diese jedoch strikt völkisch denkt. Anstelle einer Anhe- 
bung des Renteneintrittsalters auf 62 Jahre wird eine schrittweise Reduzierung 
desselben auf 60 Jahre vertreten (Front National 2014b: 81). Auch fordert sie 
die Verstaatlichung der Banken, die in Schwierigkeiten geraten sind (ebd.: 7), 
sowie die Anhebung des Spitzensteuersatzes auf 46 Prozent (ebd.: 41) oder die 
Einführung einer Finanztransaktionssteuer (ebd.: 73). Während Jean-Marie Le 
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Pen das Wirtschaftsmodell der Planification in den Anfangsjahren des FN noch 
verteufelte, möchte Marine Le Pen diese nun in Teilen wieder einführen (ebd.: 
42). Neben der diskursiven Distanzierung vom Antisemitismus ist hier auch der 
größte Bruch zu ihrem Vater zu erkennen. Während sich dieser wirtschaftspo- 
litisch in einer Reihe mit Margret Thatcher und Roland Reagan sah, schimpft 
der FN nun gegen die „neoliberale Ideologie und Globalisierung“ (ebd.: 60) und 
fordert einen neuen Protektionismus. Auch stuft sich der FN unter Marine Le Pen 
selbst nicht mehr als rechtspopulistische oder rechtsradikale Partei ein, sondern 
nahm einen Vorschlag der Nouvelle Droite aus dem Jahr 1994 auf, welcher die 
Parteials „ni droite ni gauche“ („Nicht links - nicht rechts“) bezeichnete (Schmid 
1998: 207). Analog dazu verkündet sie in ihrem Buch Pour que vive la France: 
„Der Unterschied zwischen links und rechts existiert nicht mehr“ (Le Pen 2012). 

In diesem Buch wird auch deutlich, wie machtstrategisch Marine Le Pen das 
Politische denkt und in der Öffentlichkeit präsentiert. Systematisch verpackt sie 
ihr rechtes Gedankengut in eine sozialdemokratische oder sozialistische Rhe- 
torik und verknüpft geschickt soziale Themen mit rassistischen Ideen (Dupin 
2012). So kritisiert sie die Globalisierung als „Allianz von Konsum und Ma- 
terialismus“, um dann das Hauptproblem der Globalisierung in der „massiven 
Immigration“ (Le Pen 2012: 27, 82) zu entdecken und noch ein paar Seiten weiter 
einen ethnisch-nationalen Protektionismus zu entwerfen (ebd.: 209fF.). Diese 
Strategie, Positionen und intellektuelle Versatzstücke aus ihrer Denktradition 
herauszureißen, „umzudrehen und in ihren eigenen Diskurs“ (Schmid 2009: 
Klappentext) einzubauen, übernahm Le Pen von der Nouvelle Droite, welche 
die Partei bis zur Spaltung 1998 ideologisch dominiert hatte. Le Pen prangert 
sozialer Ungerechtigkeit an und schafft es derart, eine breite Öffentlichkeit an- 
zusprechen, rassistische Diskurse zu etablieren und sich auch für WählerInnen 
der Linken zu öffnen. Viele scheinbar linke Forderungen erweisen sich jedoch bei 
näherem Hinschen als Mogelpackungen. So fordert der FN etwa einen starken 
Staat und die Rücknahme der 2007 begonnenen, sehr unpopulären Reformen 
und Stellenstreichungen in der öffentlichen Verwaltung, um ein paar Seiten 
weiter „einen verbindlichen Plan“ von allen Gebietskörperschaften zur effektiven 
Reduzierung von Ausgaben der Gebietskörperschaften einzufordern (ebd.: 9). 
Ein anderes Beispiel ist die Forderung nach einer Anhebung des Mindestlohnes 
und der Nettolöhne, was durch eine Steuer auf Importe gegenfinanziert werden 
soll. Das Programm sicht jedoch gleichzeitigeine Senkung der Sozialabgaben für 
Unternehmen in gleicher Höhe vor, womit die Einkommensverhältnisse nicht 
berührt, sondern vielmehr die Unternehmen entlastet werden (ebd.: 73). Darüber 
hinaus fordert der FN eine Reform der Gewerkschaften und Arbeitnehmerver- 
tretungen sowie starke Einschränkungen des Streikrechts (ebd.: 67). Hier zeigt 
sich der Spagat, auf der einen Seite neue Wählerschichten zu erschließen, und auf 
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der anderen Seite die eigene Stammwählerschaft nicht zu verprellen, die nach wie 
vor hauptsächlich aus KleinunternehmerInnenn, Landwirten und RentnerInnen 
besteht (Gauthier 2012: 155). Auch dieses Vorgehen hat sie von der Nouvelle 
Droite entliehen, die es vermochte, so Schmid (2009: 46), „ihren konkreten 
Diskurs zu gesellschaftlichen Einzelfragen flexibel anzupassen, je nachdem, in 
welchem gesellschaftlichen Milieu und in welcher historischen Periode sie um 
Einfluss“ geworben hat. 

Ähnlich wie die Nouvelle Droite scheint auch Le Pen den Ansatz eines „Gram- 
scianismus von rechts“ zu verfolgen. Dieser eignete sich die Grundüberlegungen 
des italienischen Marxisten Antonio Gramsci an und wendete sie rechts - etwa 
den Begriff’ der Hegemonie. Hegemonie bedeutet für Gramscieine spezifische Art 
der Herrschaftsausübung, welche weniger auf Gewalt, als auf der Kunst beruht, 
die Beherrschten von ihrer eigenen Unterdrückung zu überzeugen (Syrovatka 
2013: 55). Die Antwort auf die Frage, wer also Herrschaft in einer Gesellschaft 
ausüben kann, beruht dabei nicht mehr nur allein auf ökonomischen Faktoren, 
sondern auch auf der Fähigkeit Begriffe zu besetzen, Diskurse zu dominieren, 
Deutungsmuster zu prägen und die eigenen Vorstellungen im „Alltagsverstand“ 
zu verankern. Diese Strategie verfolgt Marine Le Pen insofern, als dass sie versucht 
„leere Signifikanten“ wie bspw. den Begriff „Laizität“ zu besetzen und neu zu 
füllen, ebenso Verknüpfungen schon bestehender Äquivalenzketten mithilfe 
der „Logik der Äquivalenz“ zu verändern, sowie bestimmte Identitäten - bspw. 
Muslime - mit der „Logik der Differenz“ auszuschließen. ' Gleichzeitig ist die 
soziale Rhetorik nicht nur als diskursive Strategie zu verstehen, sondern auch als 
eine materielle Strategie von Zugeständnissen zur Einbindung breiter Teile der 
Arbeiterschaft. Mit Blick auf die Wahlanalysen scheint diese Strategie derzeit 
aufzugehen. 

Versteht man Parteien mit Gramsci (1929-35: 1774) als Teil und Ausdruck 
eines spezifischen gesellschaftlichen Blocks, so artikulieren sich in den Positionen 
desFN die Interessen jenes Teils des Kapitals, dessen Reproduktion hauptsächlich 


1 Die beiden Logiken können innerhalb des Prozesses der Konstituierung von Identitä- 
ten durch ein Außen unterschieden werden. Die Logik der Differenz charakterisiert 
jeglichen Diskurs, da jeder Diskurs aus verschiedenen Differenzen besteht. So existieren 
beispielsweise innerhalb der liberalen Demokratie viele verschiedene Interessengruppen, 
die gegeneinander, nebeneinander oder miteinander bestehen und dabei verschiedene 
unterschiedliche Fraktionierungen ergeben, wie bspw. die Differenzen zwischen Ar- 
beitgeberInnen und ArbeitnehmerInnen oder einfach zwischen Mann und Frau. In der 
Logik der Äquivalenz werden diese verschiedenen Differenzen von einer übergreifenden 
Identifizierung überformt, wobei sich diese übergreifende Identifizierung nur konstituie- 
ren kann, wenn sie sich von einem radikalen Außen abgrenzt, also sich in einer Freund- 
Feind-Beziehung, d.h. in eine antagonistische Beziehung konstituiert. 
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im nationalen Raum stattfindet und vor allem aufden Binnenmarkt orientiert ist. 
Dies sind in Frankreich vor allem das traditionelle Kleinbürgertum aus Hand- 
werkern und Selbständigen sowie viele kleine Unternehmen des nichtmonopo- 
listischen Kapitals, welche durch die Transnationalisierung der Produktion seit 
den 1970er Jahren unter starken Konkurrenzdruck des europäischen und inter- 
nationalen Marktes geraten und durch die derzeitige ökonomische Krise stark 
verunsichert sind (Poulantzas 1974: 163ff.). Diese auf den nationalen Binnen- 
markt orientierten und regional organisierten Kapitalfraktionen wurden durch 
die Liberalisierungs- und Deregulierungsprogramme der EU in den vergangenen 
Jahren geschwächt und schen sich in ihrer Existenz bedroht (Paranque 2014). Ihre 
ökonomische Basis äußert sich inhaltlich vor allem in der Binnenmarktzentrie- 
rung, der Gewerkschaftsfeindlichkeit und der Forderungnach einem nationalen 
Protektionismus. So sollen etwa nationale kleine und mittlere Unternehmen 
vom Staat vor der Konkurrenz durch ausländische Unternehmen geschützt und 
unterstützt werden (Front National 2014b: 64f). 


„Premier Parti de France” - Der FN im Europawahlkampf 2014 


Der FN ist ohne ein spezielles Wahlprogramm in den Europawahlkampf 2014 
gegangen. Vielmehr hat er die Punkte zur EU und zur Globalisierungaus seinem 
nationalen Parteiprogram übernommen und als Forderungen für den Euro- 
pawahlkampf verwendet. Dies kann zugleich als Ausdruck dafür interpretiert 
werden, welchen Wert er den Europennes 2014 im Vergleich zu den nationalen 
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen beimisst. 

Insgesamt formuliert der FN mit dem Schengener Abkommen, dem Euro 
sowie dem „eurokratischen Superstaat“ (Front National 2014b: 47ff.) drei große 
Kritikpunkte. Unter der Überschrift Europa ohne die Menschen (ebd.: 47) wird 
vor allem das Demokratiedefizit der EU und ihrer Institutionen, einschließlich 
der EZB, kritisiert. Den letzten demokratischen Anschein habe die EU spätes- 
tens 2005 verloren, als die Bevölkerungen von Frankreich, von Irland und der 
Niederlande gegen den EU-Verfassungsvertrag gestimmt hatten, dieser jedoch 
in Form des Lissabon-Vertrags trotzdem verabschiedet wurde (ebd.: 48). Im 
darauffolgenden Abschnitt unter dem Titel Europa gegen die Menschen (ebd.: 
47) wird auf die ökonomische Entwicklung der EU sowie aufihre aktuelle Krise 
Bezug genommen. Dabei wird argumentiert, dass der Prozess der Europäischen 
Integration von Anfangan der wirtschaftlichen Entwicklungin Europa geschadet 
habe. So habe die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) „die 
europäische Stahlindustrie getötet“, die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) die 
Landwirte verarmen lassen und der Euro sowie die Öffnung der Grenzen hätten 
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zu einem unlauteren Wettbewerb und vor allem in Frankreich zu einer Zerstörung 
von Millionen von Arbeitsplätzen in der Industrie geführt (ebd.). Um trotzdem 
den Lebensstandard der Menschen halten zu können, hätten sich die Länder 
verschulden müssen, wodurch sie nun massiv in ihrem Handlungsspielraum 
eingeschränkt seien. Die Konzeption der Europäischen Zentralbank (EZB) als 
politisch unabhängige Institution sowie das Verbot der Staatsfinanzierung durch 
die EZB würden diese Schulden teuer und somit erst zu einem wirklichen Problem 
werden lassen. Außerdem kritisiert der FN, dass es der EZB verboten ist, Staaten 
Kredite zu geben, nicht aber Banken, die wiederum das billige Geld der EZB 
teuer an die Staaten verleihen (ebd.). 

Diese Krise zeigt daher umso mehr, so der FN, dass der Euro ein Instrument 
des Finanzsektors im „Dienste einer ultraliberalen Globalisierungsideologie“ 
(ebd.) darstellt, welche die Krise nun als formidable Gelegenheit nutzt, um ihre 
Ideen von der Auflösung der Nationen in einen europäischen Föderalismus 
durchzusetzen, in welchem Günstlingswirtschaft grassiert und nicht gewählte 
Technokraten „über das Schicksal der Völker entscheiden“ (ebd.). Denn entgegen 
der Vielzahl der Warnungen, welche der FN auch schon vor der Einführung des 
Euros artikuliert haben will, würde nun versucht, die Krise der Europäischen 
Integration mit einer Vertiefung derselben zu lösen (ebd.: 48). 

Frankreich, so wird im dritten Abschnitt behauptet, sei der große Verlie- 
rer der Europäischen Integration, welcher durch die politischen Projekte im 
Zuge der Europäischen Integration vor allem nur Nachteile erlitten habe. So sei 
Frankreich neben Deutschland einer der größten Nettobeitragszahler der EU. 
Doch anders als Deutschland habe Frankreich nicht vom Binnenmarkt und dem 
Euro profitiert. Ganz im Gegenteil sei durch den Euro die Überbewertung des 
Franc zur D-Mark fixiert und institutionalisiert worden, wodurch Millionen 
von Arbeitsplätzen zerstört worden seien (ebd.). Dadurch sei Deutschland seit 
der Einführung des Euros das einzige Land, das seine Außenhandelsüberschüsse 
steigern konnte, während sich diese in Frankreich, wie auch in vielen anderen 
Ländern Europas, ins Negative verkehrt haben. Daher solle Frankreich mitsamt 
seiner europäischen Partner aus dem Euro aussteigen. Ebenso sei Frankreich durch 
den Vertragvon Schengen bestraft worden, dazum einen die jungen ausgebildeten 
Menschen abwanderten und zum anderen die sozialen Sicherungssysteme von 
Nichtfranzosen geplündert würden (ebd.). 

Darum fordert der FN die Neuverhandlung der europäischen Verträge und 
ein Ende des Euros. Vielmehr sollte ein Europa der Nationen geschaffen werden, 
das die „Volkssouveränität sowie die nationale Identität und Sprache respektiert 
und im Dienste der Menschen agiert“ (ebd.: 49). Dafür sei es notwendig, die 
französischen Grenzen wiederherzustellen und das Schengener Abkommen zu 
annullieren, dem nationalen Recht wieder Vorrang zu geben, sowie die Zahlun- 
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gen an die EU einzustellen. Vielmehr sollte an die Stelle des „eurokratischen 
Superstaates“ (ebd.) die Zusammenarbeit der Staaten auf zwischenstaatlicher 
Ebene treten. 


Die Wahlkampfstrategie der FN im Europawahlkampf 2014 


Im Parteiprogramm des FN zur EU finden sich viele Analysen, die Marine Le Pen 
bereits in ihrem Buch ausführte (Le Pen 2012). Daher ist es nicht verwunderlich, 
dass auch das Parteiprogramm in der Analyse aufbestimmte linke Ideen zurück- 
greift (Kritik am Demokratiedefizit der EU, Rolle der EZB, Disfunktionalität des 
Euro). In der Übernahme eben dieser Themen mit Bezug auf Europa offenbart 
sich auch die Strategie des FN, mit der Besetzungvon linken Argumentationsmus- 
tern um potenzielle WählerInnen aus dem linken Parteienspektrum zu werben. 

Darüber hinaus wird mit drei weiteren Kritikpunkten versucht, in die wichti- 
gen gesellschaftlichen Diskurse zu intervenieren. So wird die EU als Hauptgrund 
für den Niedergang Frankreichs, die starke Einwanderung, den Verlust der fran- 
zösischen Identität sowie die wirtschaftliche Unsicherheit geschen. Durch den 
Euro und den europäischen Binnenmarkt soll der wirtschaftliche Niedergang 
Frankreichs eingeleitet worden sein, während durch das Schengenabkommen die 
Einwanderung massiv zugenommen haben soll. Ebenso würde die französische 
Souveränität und Identität durch den eurokratischen Superstaat bedroht, der 
nicht nur alle Kompetenzen ansich reißt, sondern auch die Grenzen, bspw. durch 
die mögliche Aufnahme der Türkei, immer mehr verschiebt. 

Der FN konstruiert dabei wiederum eine Äquivalenzkette, in der die EU vor 
allem durch „Öffnung der Grenzen, Entwurzelung, Arbeitslosigkeit, Markt- 
diktatur, Zerstörung öffentlicher Dienstleistungen, Prekarität, Armut, Mas- 
seneinwanderung, Bürokratie, undefinierte Grenzen, Globalisierung“ (Front 
National 2014b: 47) charakterisiert wird. Damit zielt der FN vor allem auf die 
Ängste der Franzosen vor Arbeitslosigkeit (56%), Migration (21%), Unsicherheit 
(23%), sozialer Ungleichheit (21%) sowie Abbau öffentlicher Dienstleistungen 
(zusammen 37%) und verknüpft diese geschickt mit der Europäischen Union als 
Bedrohung für die französische Gesellschaft und ihre Identität (IPSOS 2014b: 6). 

Die vomFN angeboten Lösungen bewegen sich in einem rechten Rahmen. Der 
Nationalstaat und die nationale Gemeinschaft mit ihrer Solidarität und Identität 
werden als Gegenbild zur „ultraliberalen Globalisierungsidee“ der Europäischen 
Union gezeichnet. Das „Europa der Nationen“, welches der FN als Alternative zur 
EU vorschlägt, ist ganz im Sinne seiner ethnopluralistischen und damit neoras- 
sistischen Weltauffassung einer ethnisch parzellierten Welt. Durch den Austritt 
aus dem Schengenraum und die Wiederherstellung der Grenzen soll auch die 
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legale Einwanderunggestoppt werden. Interessant hierbei ist jedoch, dass der FN 
europäische Projekte wie „Ariane ou Airbus“ (Front National 2014b: 49) trotz 
einer angestrebten Auflösung der EU erhalten möchte. Auch diese Forderung 
scheint wahltaktisch ausgerichtet zu sein, haben die europäischen Firmen Airbus 
(Toulouse) ebenso wie Arianespace (Evry) doch ihren Hauptsitz in Frankreich, 
wodurch eine große Anzahl an französischen Arbeitsplätzen an diesen gesamt- 
europäischen Projekten hängt. Ähnlich bemerkenswert ist die explizite Kritik 
an der GAP, welche die französische Landwirtschaft an den Rand des Ruins 
geführt haben soll. Die GAP und die europäischen Agrarsubventionen werden 
in Frankreich traditionell von den europafreundlichen Konservativen und den 
Sozialisten als Argument dafür angeführt, weshalb Europa Frankreich nützt. 
Daher ist diese explizite Erwähnung im Europateil des Parteiprogrammes zum 
einen ein direkter Angriff aufdie Meinungder europafreundlichen Großparteien 
und zum anderen ein wahltaktisches Manöver, da die Bauern in Frankreich 
in den letzten Jahren immer wieder gegen die zu niedrigen Lebensmittelpreise 
und die steigenden EU-Anforderungen an Tierschutz und Agrarproduktion 
protestierten. 

Insgesamt wird die EU-Ihematik aufdie nationale Ebene herunter gebrochen 
und für die „Probleme“ Frankreichs verantwortlich gemacht. Dabei spielt die 
EU eine ähnliche Rolle wie die Migration, die den nationalen Zusammenhang 
zerstören würde. Teilweise werden marxistische und keynesianistische Krisen- 
analysen aufgegriffen und in ihren Schlussfolgerungen in den nationalistischen 
und rassistischen Diskurs des FN implementiert. Der Ausstieg aus dem Euro 
und das Ende der EU führen für den FN direkt in einen national-ethnischen 
Protektionismus, in dem die „priorite nationale“ die Vergabe von Arbeitsplätzen, 
staatlichen Leistungen und Wohnungen regelt (ebd.: 13f). 

Im Wahlkampf stellte der FN dann auch die EU als Gegenbild zur franzö- 
sischen Nation da: „Für die EU zu sein, heißt gegen Frankreich zu sein“ sagte 
Marine Le Pen zum Start ihrer Europawahlkampagne (Le Pen 2014). Vielmehr 
würden die Europa-Abgeordneten des FN nach ihrer Wahl daran arbeiten, die EU 
am Weiterkommen zu hindern und versuchen Verordnungen zu verhindern, die 
der französischen Wirtschaft schaden könnten. Damit positionierte sich der FN 
klar gegen die beiden großen Parteien UMP und PS, welche in ihren Programmen 
und im Wahlkampfbetonten, dass Frankreich nur durch die EU stark sein könne. 
Deren proeuropäische Positionierung nahm der FN im Wahlkampf auf, um die 
Parteien als zwei Seiten einer Medaille darzustellen. So spricht Marine Le Pen 
im Wahlspot des FN von den beiden großen Parteien nur als „UMPS“, welche 
mit ihrer Politik der letzten zwanzig Jahren die europäische Integration voran- 
getrieben, dem Vertrag von Schengen und damit der „Masseneinwanderung“ 
zugestimmt und auch die Austeritätspolitik der EU befürwortet haben (Front 
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National 2014a). Die beiden Parteien seien damit ganz wesentlich verantwortlich 
für die Lage der französischen Nation und der EU (ebd.). 

Gerade am Beispiel EU wird deutlich, wie der FN seine Strategie der Selbstbe- 
zeichnungals „Nicht links - nicht rechts“ verfolgt. Durch die Logik der Differenz 
wird ein diskursiver Antagonismus zwischen der EU und der französischen Nati- 
on eröffnet. Dabei werden die anderen Parteien aufder Seite der EU-Befürworter 
verortet und mit der negativen Äquivalenzkette zum leeren Signifikanten „EU“ 
verbunden, während sich der FN als Verteidiger der französischen Nation und der 
damit verknüpften positiven Äquivalenzkette präsentiert. Indem die UMP wie 
die PS, aber auch der Front de Gauche als proeuropäische Parteien identifiziert 
werden, löst sich zum einen das stark in der Gesellschaft verwurzelte Bild des 
Antagonismus von links und rechts auf, zum anderen schafft es der FN dadurch, 
sein rechtsradikales Image abzustreifen, da es diese Einteilung so nun nicht mehr 
geben kann. 

Um diesen Antagonismus im öffentlichen Diskurs deutlich zu machen, wurde 
vom FN das Ihema Euroausstiegund Rückkehr zum Franc als eines der Haupt- 
themen gesetzt. Mit dieser Forderung konnte er zum einen die Einschränkungen 
Frankreichs in Bezug auf die Geldpolitik thematisieren und sich zum anderen 
scharf von den anderen Parteien abgrenzen. Denn während es bei der UMP 
und dem PS ebenfalls zum Teil starke Kritik an der EU gab, wäre ein Austritt 
aus dem Euro oder gar aus der EU für diese Parteien undenkbar gewesen. Dies 
zeigte sich etwa, als Le Pen im Vorfeld der Europawahlen ein Referendum zum 
Ausstieg aus der EU ankündigte. In der daraufhin folgenden öffentlichen Dis- 
kussion meldeten sich eine Vielzahl an Funktionsträgern und Akteuren ganz 
unterschiedlicher Parteien und Organisationen, um die Relevanz des Euros für 
Frankreich zu betonen und vor potenziellen ökonomischen Folgen zu warnen. Je 
mehr sich die Parteien und Organisationen jedoch zur EU bekannten, umso mehr 
konnte sich der FN als einzige Alternative zum herrschenden proeuropäischen 
politischen System darstellen. 

Diese Strategie ist aufgegangen und der Erfolg des FN liegt vor allem darin 
begründet, den größeren Teil der gesellschaftlichen Rechten für sich mobilisiert 
und der UMP sowie der Zentrumspartei Union des democrates et ind&pen- 
dants (UDI) Stimmen abgenommen zu haben. So gingen mit Abstand deutlich 
mehr AnhängerInnen der UMP und der UDI zur Wahl als solche des FN. Ihr 
Kreuz machten sie jedoch beim FN, auch deshalb, weil dieser es geschafft hatte, 
sich als einzige anti-europäische Partei darzustellen. So gaben 92 Prozent der 
FN-WählerInnen an, dass die Entscheidungsbefugnisse wieder vermehrt auf 
die nationale Ebene verlagert werden müssten. Ebenfalls halten 58 Prozent der 
FN-WählerInnen die Mitgliedschaft Frankreichs in der EU für eine schlech- 
te Entscheidung und 83 Prozent von ihnen stimmten der Aussage zu, dass die 
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Mitgliedschaft in der EU die Auswirkungen der Krise in Frankreich verschärfen 
würde (IPSOS 2014a). Ein Großteil der WählerInnen wählt den FN aufgrund 
ihrer Positionierung gegen die EU und sieht somit auch im FN-Programm eine 
ernstzunehmende Alternative in der Europapolitik. 


Fazit 


Der Front National hat sich in den letzten Jahren als dritte Kraft im politischen 
System Frankreichs etabliert. Dies kann jedoch nicht nur auf die Übernahme 
des Parteivorsitzes durch Marine Le Pen zurückgeführt werden, sondern fin- 
det seine Ursachen auch in der Veränderungen der politischen, ökonomischen 
und kulturellen Kontextbedingungen. Wie dargestellt, haben sich diese massiv 
verändert und ehemals rechts konnotierte Meinungen werden nun von einem 
Großteil der Bevölkerung geteilt. Man kann also konstatieren, dass es zu einer 
Veränderung des öffentlichen Diskurses in Frankreich und zu einer Re-Konfi- 
guration von spezifischen Äquivalenzketten gekommen ist. Gerade mit Blick auf 
die Themenfelder Islamfeindlichkeit und EU kam es in Frankreich in den letzten 
Jahren zu einer massiven Diskursverschiebung nach rechts. Spätestens seit den 
Präsidentschaftswahlen von 2012, wenn nicht schon mit den Präsidentschafts- 
wahlen von 2007, haben sich viele Thesen des FN in der Mitte der Gesellschaft 
etabliert und wurden von den anderen Parteien, allen voran der konservativen 
UMP°, übernommen (Mondon 2012). Viel mehr noch hat sich die UMP vom 
FN treiben lassen und bestimmte Positionen und Problematisierungen des FN 
im öffentlichen Diskurs thematisiert, popularisiert und damit auch legitimiert. 
Als Marine Le Pen am Wahlabend 2007 und nach einer der größten Niederlagen 
des FN über den Sieg der eigenen Ideen sprach, spielte sie genau auf diese Über- 
nahme von Positionen durch den konservativen Kandidaten Sarkozy an, welche 
den öffentlichen Diskurs in Frankreich bis heute prägen sollten. Dass heute die 
französische Gesellschaft die Themen Migration, EU und Islam als die größten 
Bedrohungen für die französische Identität wahrnimmt, und dass 31 Prozent 
der WählerInnen die Migration als Hauptbeweggrund für ihre Wahlentschei- 
dung nennen, ist der zweifelhafte „Verdienst“ der Diskursinterventionen des 
FN in den letzten Jahren und Jahrzehnten. Mit hinzu kommt eine Krise des 
ökonomischen und politischen Systems in Frankreich, welche sich vor allem in 
unsicheren Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie einem starken Misstrauen 
gegenüber politischen Amts- und Funktionsträgern äußert. Der Diskurs über die 


2 Die UMP nannte sich im Frühjahr 2015 in die Partei Le Republican um. 
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französische Identität, vor allem über das Vehikel der rassistischen Ausgrenzung 
des Islams und der Roma sowie in Teilen auch der Homosexuellen, kann somit als 
Ausdruck einer tief greifenden Hegemonickrise (Gramsci 1929-35: 553; 1577f) 
verstanden werden. 

Durch die Veränderungen in der Außenwirkung ist es dem Front National 
gelungen, stärker in öffentliche Diskurse zu intervenieren und diese teilweise zu 
dominieren, sowie Themen zu setzen und - wie beim Beispiel Halal-Fleisch - zu 
skandalisieren. Gleichzeitig konnte mit der Entdämonisierungsstrategie von 
Marine Le Pen das Image einer rechtsradikalen und antisemitischen Partei in 
der Öffentlichkeit größtenteils abgestreift werden. Durch die richtige Termino- 
logie wurden nicht nur bestimmte Themen wie die Ablehnung der Migration 
salonfähig, sondern auch der FN selbst. Dass 52 Prozent der Franzosen heute 
den FN für eine normale und nicht für eine rechtsextreme Partei halten, liegt vor 
allem an der Diskursstrategie von Marine Le Pen sowie an ihrem öffentlichkeits- 
wirksamen Vorgehen gegen offen faschistische und antisemitische Äußerungen 
von Parteimitgliedern des FN bis hin zu angestrebten Parteiausschlussverfahren 
gegen ihren Vater. Vor allem durch die Besetzung von zuvor „unverdächtigen“ 
Begriffen wie „Laizität“ und die Verknüpfung mit rassistischen und islamfeind- 
lichen Inhalten sowie die Übernahme von zum Teil linken Positionen mitsamt 
der Einbettung in die eigene Programmatik konnte sich der FN in den letzten 
Jahren stark im öffentlichen politischen Diskurs etablieren. Dadurch ist es ihm 
heute möglich, auch andere und größere Wählerschichten anzusprechen. Der 
symbolische Bruch mit dem Antisemitismus wie auch die wirtschaftspolitische 
Wende hin zum ethnisch-nationalen Protektionismus haben den FN für viele 
Franzosen wählbar gemacht. 

Diese Diskursstrategie wird ebenfalls noch durch die Neuordnung des Par- 
teiapparates gestützt. Mit der Wahl Marine Le Pens zur Parteivorsitzenden 
kam es zu einer radikalen Verjüngung des Apparates, sodass heute sämtliche 
Spitzenpositionen der Partei von jungen Leuten besetzt sind, welche selbst aus 
dem FN und nicht mehr aus rechtsradikalen Gruppierungen kommen. Auch 
der Wechsel an der Spitze scheint einen weiteren Beitrag zur Erneuerung sei- 
nes Bildes in der Öffentlichkeit geführt zu haben. Während Jean-Marie Le Pen 
nach seiner Leugnung des Holocausts hauptsächlich als ein „enfant terrible“ 
der französischen Politik galt, dessen FN nicht mehr als eine Protestpartei war, 
wird er nunmehr unter Marine Le Pen von den französischen WählerInnenn als 
ernstzunehmende Alternative zu den beiden großen etablierten Parteien UMP 
und PS geschen, deren Wählerpotenzial in den letzten Jahren weit über den 
Bereich der „ProtestwählerInnen“ hinausgeht. Vielmehr scheint sich mit Blick 
auf die Europawahlen eine stark mobilisierungsfähige Kernwählerschaft des FN 
herausgebildet zu haben (IPSOS 2014a: 6). 
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Es wird daher entscheidend sein, wie sich die politische Situation in Frankreich 
weiter entwickelt, vor allem vor dem Hintergrund der tiefgreifenden Hegemo- 
niekrise des französischen Systems. Viel wird dabei davon abhängen, inwiefern 
die angekündigten Reformen ökonomisch greifen und sozial abgefedert werden 
können, was derzeit jedoch beides bezweifelt werden dürfte. Sollte keine Lösung 
für die politische und ökonomische Krise gefunden werden, dann muss mit einer 
weiteren Etablierung des Front National im politischen System gerechnet werden. 
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Joachim Becker 


Oligarchie - eine Form bürgerlicher Herrschaft 
Das Beispiel osteuropäischer semi-peripherer Kapitalismus 


Oligarchie ist in Lateinamerika ein vielfach benützter Begriff. Allerdings wird 
er dort zur Charakterisierung der Herrschaftsverhältnisse heute etwas weniger 
bemüht als in der Vergangenheit. Dafür erlebt er andernorts eine Renaissance - 
nämlich in Europa, speziell in dessen östlicher Peripherie. In Westeuropa ist die 
Forza Italia als eine von einem Medienmogul und im Immobiliengeschäft groß 
gewordenen Unternehmer gegründete und wie ein Unternehmen geführte Partei 
ein exemplarischer Falleiner oligarchischen Formation. In Österreich sind bei den 
letzten Nationalratswahlen gleich zwei oligarchische Parteien - das Team Stro- 
nach, das allerdings bereits im fortgeschrittenen Zerfallsprozess übergangen ist, 
sowie die Neos mit einer dezenteren oligarchischen Komponente - eingezogen. 
Auffällig ist, dass in Westeuropa oligarchische Formationen speziell dort auftre- 
ten, wo das Bürgertum traditionell auf Schwierigkeiten stieß, eine hegemoniale 
Rolle wahrzunehmen, und bürgerliche Herrschaft sich in der fordistischen Zeit 
stark auf klientelistische Formen der Herrschaftssicherung stützte. In den Län- 
dern der osteuropäischen (Semi-)Peripherie istein Bürgertum erst in den letzten 
25 Jahren erneut geschaffen worden. Hier sind teils schr ausgeprägte oligarchische 
Strukturen im Rahmen der kapitalistischen Transformation entstanden. Daher 
bieten sich gerade osteuropäische Staaten für eine nähere empirische Untersu- 
chung oligarchischer Herrschaftsformen an. 


Oligarchische Herrschaftsformen und die aktuelle 
kritische Staatsdiskussion 


Zentrales Kennzeichen oligarchischer Herrschaft ist die besonders enge Ver- 
schränkung von ökonomischer und politischer Macht (vgl. van der Pijl 2015: 
48, S1ff.). Dies impliziert, dass Kapitalgruppen einen relativ direkten Zugriff 
aufden Staatsapparat haben. Unter Bezug auf Poulantzas (2002: 159), ließe sich 
also festhalten, dass der Grad der Autonomie eines derartigen (semi-)peripheren 
Staates gegenüber der Fraktion einheimischer Großkapitalisten, möglicherweise 
aber auch gegenüber Einzelkapitalen mithin relativ gering ist. Wenn die Interessen 
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der dominanten oligarchischen Gruppen auseinanderlaufen, stellt der direkte 
Durchgriff von Einzelkapitalen auf staatliche Entscheidungszentren nicht nur 
die Kohärenz der staatlichen Politik, sondern potenziell auch die Kohäsion des 
Staates infrage. Ein zentraler Transmissionsriemen zwischen Staatsbürgern und 
Staatsapparat und Zugangsmechanismus zum Parlament als einer wichtigen 
staatlichen Arena stellen Parteien dar. Hier fragt sich, wie oligarchische Gruppen 
Parteien kontrollieren und ob Parteienkonkurrenz durch oligarchische Konkur- 
renz geprägt ist. 

Oligarchische Strukturen weisen auf eine relative Schwäche der Zivilgesell- 
schaft als Feld der Interessenformierung, Normbildung und Interessendurch- 
setzung hin, wie sie vielfach für peripher-kapitalistische Staaten charakteristisch 
ist (Becker 2008a: 20). Das heißt allerdings nicht, dass zivilgesellschaftliche 
Strukturen für oligarchische Herrschaft irrelevant sind. Über zivilgesellschaft- 
liche Strukturen können dominante Kräfte ihre Herrschaft über Elemente des 
Konsenses, der Normbildung und der zumindest selektiven Kooptierung ab- 
stützen. Insofern stellt sich speziell die Frage, inwieweit oligarchische Gruppen 
Institutionen der Normbildung, wie beispielsweise Medien, kontrollieren und 
wie sie auf oppositionelle soziale Bewegungen reagieren. 

Eine (semi-)periphere Rolle im globalen Kontext hat allerdings nicht nur po- 
litische, sondern auch ökonomische Strukturen Konsequenzen. Die Rolle des 
Auslandskapitals ist vielfach beträchtlich. Das Verhältnis von Auslandskapital 
und einheimischer (gelegentlich aber auch teils internationalisierter) Oligarchie 
ist durch Elemente von Kooperation und Konkurrenz geprägt, wobei, abhängig 
von der jeweiligen Konjunktur, mal das eine und mal das andere Element an 
Bedeutung gewinnt. Für eine Einschätzung der ökonomischen und politischen 
Macht der Oligarchie ist auf jeden Fall wichtig, wie stark konzentriert sie ist, 
welche Branchen sie kontrolliert und wie ihr Verhältnis zum Auslandskapital ist. 
Der Staat stellt hierbei einen potenziellen Schutzmechanismus gegenüber dem 
Auslandskapital dar. Auf jeden Fall sind die ökonomischen Machtpositionen 
der einheimischen Oligarchie stark unmittelbar politisch fundiert (vgl. van der 
Pijl 2015: 55). 

Bei der konzeptionellen Fassung und Analyse oligarchischer Herrschaftsfor- 
men liegt der Fokus aufdem Nationalstaat, dem einheimischen Kapitalund dem 
Klassencharakter des Staates - und damit auf Bereichen, die in der aktuellen 
kritischen Staatsdiskussion im deutschsprachigen Bereich und auch generell 
in Westeuropa cher vernachlässigt werden. Diese setzt die Akzente primär auf 
der Mehrebenenanalyse der EU-Staatlichkeit - mit besonderer Betonung der 
europäischen Ebene. Das gilt beispielsweise für Hauke Brunkhorst (2014), der 
den von Marx geprägten Begriff des Bonapartismus bei der Analyse der EU- 
Staatsstrukturen bemüht und die These einer Veränderung von innen vertritt. 
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Marx hebt in seiner Bonapartismus-Analyse nicht nur die scheinbare Verselb- 
ständigung des Staates und die besonders hervorgehobene und eigenständige 
Rolle der Exekutive, sondern auch die instabile Klassenkonstellation hervor 
(Marx 1852: 123f.). Während in der starken Rolle exekutiver Staatsorgane Par- 
allelen zur aktuellen Diskussion gesehen werden können, unterscheidet sich der 
Charakter der Kräfteverhältnisse grundlegend von der aktuellen Situation in 
Europa, gerade auch in der EU. Die bürgerliche Dominanz tritt unverhüllt zutage. 
Selbst minimale Kompromissbereitschaft haben die EU-Organe gegenüber der 
griechischen Syriza-Regierung, die Positionen vertritt, die der westeuropäischen 
Sozialdemokratie der 1970er Jahre entsprechen, und eine sozialere Ausgestaltung 
der Austeritätspolitik verlangte, nicht gezeigt. Stattdessen wischte der EU-Gipfel 
am 12./13. Juli 2015 das griechische Referendum gegen die Austerität beiseite 
und herrschte der Syriza-Regierung ein radikal rechtsliberales Strukturanpas- 
sungsprogramm auf. Die Lesart einer bonapartistischen Konstellation überzeugt 
bezogen auf die EU nicht. Oligarchische Herrschaftsformen, die deutlich auf 
nationalstaatlicher Ebene beobachtet werden können, haben als Fusion politischer 
und ökonomischer Macht individueller Kapitalgruppen bzw. Kapitalisten keinen 
bonapartistischen Charakter. 

Überzeugender ist die Diagnose einer signifikanten Stärkung exekutiver 
Staatsstrukturen und Marginalisierung parlamentarisch-demokratischer Ver- 
fahren in der Mehrebenen-Staatlichkeit der EU, wie sie nicht nur von Brunkbhortst, 
sondern beispielsweise auch von Oberndorfer (2012a; b) und Vauchez (2014) 
herausgearbeitet werden. Oberndorfer (2012b: 417ff.) hebt hierbei speziell die 
Institutionalisierungvon Regelbindungen der Wirtschaftspolitik in unterschied- 
lichen rechtlichen Arrangements hervor, durch die parlamentarische Instanzen 
an bestimmte Regeln dauerhaft gebunden werden und Exekutivorgane Defi- 
nitionsmacht über die Auslegung der Regeln erhalten. Unter Bezugnahme auf 
Poulantzas’ Begriff des „autoritären Etatismus“ (Poulantzas 2002: 231ff.), der 
in Hinblick auf den spät-fordistischen Staat entwickelt worden war, benennt 
Oberndorfer (2012; b) dieses Herrschaftsdispositiv als „autoritären Wettbewerb- 
setatismus“. Er verweist zudem aufdie konzeptionell-theoretischen Wurzeln der 
grundlegenden Konzepte in autoritären Liberalismus-Konzeptionen der späten 
Weimarer Republik. Vauchez (2014) akzentuiert hingegen in seiner Analyse der 
EU-Staatlichkeit die zentrale Rolle der Technokratie und von demokratischer 
Kontrolle und Legitimierung „unabhängiger“ Institutionen, wie der Europäi- 
schen Zentralbank oder den Europäischen Gerichtshof. Diese Formen autoritärer 
Staatlichkeit können zwar bei oligarchischer Herrschaft eine Rolle spielen, sind 
aber nicht deren Kern. Bei oligarchischer Herrschaft geht es gerade auch um die 
Kontrolle einzelner Kapitalgruppen über diskretionäre staatliche Entscheidun- 
gen, die für die jeweilige Unternehmenspolitik relevant sind. 
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Weniger auf die EU-Institutionen fokussiert ist Crouchs Konzept einer 
„Postdemokratie“. Als Kernelemente einer Postdemokratie identifiziert Crouch 
einerseits die Reduzierung von Wahlkämpfen auf die Schlacht konkurrierender 
PR-Teams, welche eine spezifische Form der Definition von Problemen durch- 
setzen könnten, und die damit verbundene Transformation von Wahlkämpfen 
zu einem „reinen Spektakel“ und andererseits die reale Aushandlung staatlicher 
Politik zwischen gewählten Regierungen und „Eliten, die vor allem die Interessen 
der Wirtschaft vertreten.“ (Crouch 2008: 10). Bei den Wirtschaftsinteressen 
stellt Crouch (ebd.: 45ff.) primär auf „globale Unternehmen“ ab, während ein- 
heimische Kapitalgruppen, die allerdings in der Regel durchaus eine Internati- 
onalisierungspolitik verfolgen, den Kern oligarchischer Herrschaftsstrukturen 
stellen. Bei der von ihm beobachteten Transformation von Parteien stellt Crouch 
(ebd.: 93ff.) vor allem die Emanzipation der Parteiführungen von der - immer 
kleiner werdenden - Mitgliedschaft und den starken Bedeutungsgewinn von 
Berater- und Lobbyistenzirkeln für die Definition der Parteipolitik ab. Die 
Parteienfinanzierung geschehe vor allem über mit den jeweiligen Parteien eng 
verbundenen Unternehmen. Eine besonders reine Form habe der Typ der post- 
demokratischen Partei in Berluscionis Forza Italia angenommen (ebd.: I6ff.). 
Explizit als oligarchische Partei diskutiert Crouch die Forza Italia allerdings 
nicht. Alsein zentrales Interessenfeld für Wirtschaftsinteressen, die zunehmend 
an Einfluss gewinnen, identifiziert Crouch (ebd.: 103ff.) die Kommerzialisierung 
öffentlicher Dienstleistungen. Dies ist auch tatsächlich ein zentrales Betätigungs- 
feld des politisch gut verbundenen einheimischen Großkapitals in Osteuropa. 
Oligarchische Herrschaftsformen schreiben sich allerdings - wenngleich in einer 
sehr spezifischen Art und Weise - in von Crouchs Konzept der Postdemokratie 
Transformationen der Staatlichkeit ein. Allerdings entstanden die osteuropä- 
ischen Formen oligarchischer Herrschaft nicht, wie in Westeuropa, aus dem 
Fordismus, sondern aus dem Staatssozialismus heraus. 

Diese Verbindung von einer zweiten grundlegenden Phase ursprünglichen 
Akkumulation und Herausbildung oligarchischer Strukturen lässt Mecha- 
nismen der Genese oligarchischer Herrschaftsformen in Osteuropa besonders 
deutlich hervortreten. Besonders deutlich wird das in den Fällen, in denen neue 
Nationalstaaten aus zerfallenden multi-ethnischen Staaten entstanden. Daher 
sollen osteuropäische Nachfolgestaaten der Sowjetunion, Jugoslawiens und der 
Tschechoslowakei im Kern der folgenden Analysen stehen. In allen diesen (kon-) 
föderalen Staaten war das Bestreben auf Ebene der in einzelnen Teilrepubliken 
politischen dominanten Kräfte nach Kontrolle des Privatisierungsprozesses eine 
zentrale Triebkraft des Staatszerfalls. Gleichzeitigweisen die Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion, Jugoslawiens und der Tschechoslowakei bezogen auf ihre Stellung 
in der internationalen Arbeitsteilung, auf die sich herausbildenden Eigentums-, 
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Sozial- und Staatsstrukturen auch signifikante Unterschiede auf. Die Analyse der 
Herausbildung oligarchischer Strukturen im Kontext staatlicher Desintegration 
scheint auch im Hinblick aufeine durchaus mögliche (zumindest partielle) Desin- 
tegration der EU besonders interessant. Als Fallbeispiele wird die Herausbildung 
oligarchischer Strukturen in ausgewählten Nachfolgestaaten der Sowjetunion 
(Russland und Ukraine), Jugoslawiens (Serbien) und der Tschechoslowakei 
(Tschechische Republik und Slowakei) vergleichend untersucht. Der Vergleich 
stellt drei Leitfragen in den Vordergrund: 

Wie ist die einheimische Oligarchie entstanden? 

Wie hat sich ihr Verhältnis zum semi-peripheren Staat entwickelt und wie ist 
hierbei ihr Verhältnis zu politischen Parteien als zentralen Transmissionsriemen 
zu staatlichen Entscheidungszentren? 

In welchen ökonomischen Sektoren haben sich die oligarchischen Gruppen 
etablieren können? 


Russland: vom Oligarchenregime zur Schaffung einer 
stärker autonomen Staatlichkeit 


Gebahnt wurde der Weg zu einer kapitalistischen Transformation Osteuropas 
und damit einer neuen grundlegenden Phase ursprünglicher Akkumulation in 
der Region durch die polit-ökonomischen Prozesse in der späten Sowjetunion. 
Im Rahmen der Perestroika, die eine Reaktion auf ökonomische Stagnati- 
onstendenzen und ein relatives Zurückfallen gegenüber den kapitalistischen 
Kernländern darstellte, standen sich unterschiedliche gesellschaftspolitische 
Konzeptionen gegenüber. Diese reichten von Kräften der Beharrung auf den 
überkommenen Strukturen, über ParteigängerInnen einer grundlegenden, aber 
graduellen Veränderung staatssozialistischer Strukturen, einschließlich Schritten 
der Demokratisierung und der Schaffungeines marktlichen Teilbereichs, bis hin 
zu AnhängerInnen einer kapitalistischen Transformation (Ivanter 2012: 33f.). Als 
zentrale gesellschaftliche Kraft für die Privatisierungund die Durchsetzungeiner 
kapitalistischen Transformation sicht Dzarasov (2014: 63ff.) im Management 
der Staatsbetriebe, das in der späten Sowjetunion zunehmend an Spielräumen 
gewann. Dem privatisierungsfreundlichen Block rechnet er aber auch eine Gruppe 
von (wirtschafts-)liberal orientierten Intellektuellen und ÖkonomInnen zu. Diese 
gewannen vornehmlich aufder Ebene einiger sowjetischer Teilrepubliken politi- 
sche Verbündete in den Partei- und Staatsstrukturen. Von besonderer Bedeutung 
war hier die Unterstützung aus Reihen der russischen Partei- und Staatsstruktu- 
ren. Boris Jelzin wurde zum Exponenten der radikaltransformatorischen Kräfte 


(Jaitner 2014: 38). Die gradualistischen Reformkräfte hingegen besaßen Rückhalt 
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in Teilen der „sowjetischen Wirtschafts- und Verwaltungselite“ (Ivanter 2012: 
34), obgleich auch auf Unionsebene die radikalen Transformationsbefürworter 
an Terrain gewannen. 

Ein signifikanter Teil des radikal privatisierungsfreundlichen Lagers in Russ- 
land sah die Unionsstrukturen zunehmend als Hindernis für seine Transformati- 
onsstrategie wahr und stellten den Erhalt der Sowjetunion infrage (Jaitner 2014: 
39£.). Nachdem es einen maßgeblichen Anteil am Scheitern des Putschversuchs 
gegen den damaligen sowjetischen Parteivorsitzenden Michail Gorbatschow im 
August 1991 geleistet hatte, gewann dieses Lager entscheidende Machtpositionen 
und leitete die Auflösung der Sowjetunion ein (ebd.: 52ff.). Doch auch nach der 
Auflösung der Sowjetunion hatten die aufeine rasche und radikale Transforma- 
tion setzenden Kräfte noch nicht alle institutionellen Widerstände ausgestaltet. 
Das radikale Privatisierungsprogramm von 1992 stieß sowohl in der Bevölkerung 
als auch im Kongress der Volksdeputierten auf Ablehnung (Nekipelov 2012: 78). 
Parlamentarisch umfasste die Opposition ein breites Spektrum von Kräften - ihr 
Minimalkonsens richtete sich auf eine Stärkung der inländischen Produktion, 
inländischer Unternehmer und sozialer Abfederung. Im Herbst 1993 eskalierte 
der Konflikt und das Jelzin-Lager schaltete das Parlament unter Einsatz militä- 
rischer Gewalt aus. Eine neue Verfassung zentralisierte Machtbefugnisse beim 
Präsidenten. Zur Durchsetzung seiner radikalen Transformationsstrategie, die 
mit einem fast ein Jahrzehnt andauernden schweren wirtschaftlichen Ein- oder 
präziser Zusammenbruch einherging, etablierte das Jelzin-Regime einen „neuen 
Autoritarismus“ (Jaitner 2014: 92). 

Wie Nekipelov (2012: 78) unterstreicht, setzte die Jelzin-Regierung politisch 
darauf, „die Bildung einer spezifischen sozialen Schicht zu begünstigen, welche 
die Unterstützung ihrer Politik garantierte.“ Diese neu geschaffene „Schicht“ 
waren die OligarchInnen. Sie wurden gezielt durch die Ausgestaltung der Pri- 
vatisierungspolitik geschaffen, die die kapitalistischen Radikaltransformatoren 
für eine Zementierung der kapitalistischen Umgestaltung als zentral ansahen. 
Kern der Privatisierungspolitik von 1992 bis 1994 war die sogenannte Voucher- 
Privatisierung, also die Vergabe von Anteilsscheinen. Begünstigt waren formal 
die Belegschaften beim Erwerb der Anteilsscheine, real aber das jeweilige Ma- 
nagement, in dessen Händen die Anteilsscheine dann auch oft landeten. Auch 
die wenigen Insider, die zu einer Einschätzung der jeweiligen Firmenwerte, in 
der Lage waren, wurden durch die Voucher-Privatisierung begünstigt. Formal 
war die Voucher-Privatisierung, die als „Volksprivatisierung“ politisch vermarktet 
wurde, breit angelegt. Real resultierte sie in einer starken Eigentumskonzentration 
(Jaitner 2014: 72£.). Zudem ermöglichte die Regierung die Herausbildung eines 
privaten Bankenscktors, der sich auf den Handel mit Devisen und Staatspa- 
pieren konzentrierte. Die neuen Privatbanken stellten vielfach den Kern der 
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Firmenimperien der sich herausbildenden Gruppe von OligarchInnen dar. Einen 
großen Sprung bei der Ausweitung dieser um Banken herum gruppierten Fir- 
menimperien stellte das 1995 aufgelegte Programm von Pfandauktionen dar. Der 
Staat nahm im großen Stil Kredite gegen die Stellung von Sicherheiten in Form 
lukrativer Firmenbeteiligungen für den Fall, dass Zahlungen nicht pünktlich 
geleistet würden, auf. Die als Sicherheit gestellten Aktiva waren vielfach grotesk 
unterbewertet. Auf diese Art fanden schr lukrative Firmenbeteiligungen im 
Rohstoffsektor ihren Wegin Oligarchenhände (u.a. Nekipelov 2012: 79f.; Jaitner 
2014: 110f.). Die entstehenden großen Kapitalgruppen hatten als Kern Banken 
bzw. Finanzgruppen und Rohstoffaktivitäten, weshalb sie Stykow (2007) als 
„Finanz-Industrie-Gruppen“ charakterisiert. Zudem legten sie sich Medienhäuser 
zu, was ihnen eine Beeinflussung der Meinungsbildung eröffnete. 

Die OligarchInnen wiederum stützten das Jelzin-Regime und die sie tragende 
Hauptpartei, die wechselnden Namen hatte, aber von Holzer (1999: 167) von 
ihrer Funktion her als „Partei der Macht“ gekennzeichnet wird. Massive Medi- 
enkampagnen zugunsten waren eine zentrale Form oligarchischer Unterstützung 
für das Präsidentenlager. 

Die Oligarchenstrukturen wurden 1998 - noch in der Regierungszeit Jelzins - 
durch die schwere Finanzkrise Russlands erschüttert. Der private Bankenscktor, 
Kern verschiedener Kapitalgruppen, wurde durch die Krise erheblich geschwächt, 
Oligarchengruppen mit einem starken Rohstoffschwerpunkt überstanden die 
Krise deutlich besser (Macek 2015: 121). Die Preishausse bei den internationalen 
Rohstoffpreisen stimulierte in den Folgejahren die russische Ökonomie und ließ 
die Staatseinnahmen sprudeln, die starke Abwertung des Rubels in Gefolge der 
Wirtschaftskrise ermöglichte aber auch eine Stabilisierung der industriellen 
Produktion. Der Aufschwung der 2000er Jahre war mithin nicht allein roh- 
stoffgetragen, sondern ruhte auf einer breiteren Grundlage. Er erlaubte breiten 
Bevölkerungsgruppen eine Verbesserung und Stabilisierung ihrer sozialen Lage. 
Dies war auch die primäre Legitimierungsressource der auf die Jelzin-Ära folgen- 
den Putin-Medwedew-Regierungen. Verwundbarkeiten durch die internationale 
Rohstoffkonjunktur und im Bankensektor blieben jedoch bestehen - und wurden 
mit der globalen Krise 2008/2009 auch schlagend (vgl. Becker/Dziwulska 2010). 

Die Krise von 1998 hatte aber auch politische Folgen. Der kurzzeitig am- 
tierende Premierminister Jewgeni Primakow setzte in der Anti-Krisen-Politik 
stärker bewusst staatliche Regulierung institutionell stabilisierende Elemente. 
Mit seiner Orientierung auf den Aufbau eines Entwicklungsstaates vermochte 
sich Primakow nicht durchzusetzen, aber in den dominanten Kräften setzte ein 
Umdenken ein, „demzufolge erst staatliche Kontrolle und Organisation eine 
funktionierende Wirtschaft garantieren“ (Jaitner 2014: 141). Repräsentant einer 
Neuausrichtung auf eine stärkere strategische Rolle des Staates in der russischen 
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kapitalistischen Ökonomie und der entsprechenden Begrenzungdes politischen 
Durchgriffs einzelner Oligarchengruppen auf den Staatwurde Wladimir Putin, 
der aufJelzin als Staatspräsident folgte. Im Unterschied zu Primakow war Putin 
weniger auf Re-Industrialisierung und die Schaffung eines Entwicklungsstaates 
orientiert. Insofern war er für die dominanten Oligarchengruppen mit ihrer 
starken Orientierung auf den Rohstoffscktor akzeptabler als Primakow. 

Aber auch Putin, dessen engeres Umfeld liberale juridische und ökonomische 
Technokratengruppen, aber auch der Sicherheitsapparat darstellten, veränderte 
das Verhältnis von Staat und Oligarchengruppen. Die Regierung Putin drängte 
den Einfluss individueller Oligarchengruppen auf staatliche Strukturen zurück, 
baute den staatlichen Einfluss im Öl- und Gassektor aus und erhöhte die Besteu- 
erung, wiederum speziell im Rohstoffscktor (Pirani 2010: 70). Gegen einzelne 
politisch stark exponierte OligarchInnen gingdie Staatsmacht scharf vor. Beson- 
ders emblematisch war hierfür der Fall Chodorkowski. Michail Chodorkowski 
hatte eine typische Oligarchen-Karriere der Jelzin-Zeit hinter sich: Über seine 
Komsomol-Funktionärstätigkeit zu Sowjetzeiten gut verbunden erlangte Cho- 
dorkowski über sein Engagement im Bankensektor zu großem Vermögen - und 
letztlich zu einer Schlüsselstellung im Ölsektor (vgl. Dzarasov 2014: 68). Die 
neuen Spielregeln der Putin-Regierung - staatliche Leitlinien im Öl-und Gasge- 
schäft sowie politische Zurückhaltung - akzeptierte er nicht. Er verlor nicht nur 
sein Firmenimperium, sondern wurde auch wegen gravierender Steuervergehen 
verurteilt (vgl. Pirani 2010: 71 fk.). 

Während der Staat im Gassektor über Gazprom auch in der Jelzin-Zeit stark 
präsent blieb, weitete die Regierung Putin den Staatsanteil im Ölsektor bis zum 
Jahr 2007 von einem Viertel auf Zweidrittel aus (Macek 2015: 123). Damit ist 
die russische Regierung im Energiescktor zu einer strategischen Politik in der 
Lage, privates Kapital - in- wie ausländischer Herkunft - ist hier in einer unter- 
geordneten Funktion. Oligarchiegruppen sind in Schlüsselbranchen - gerade 
auch im Rohstoffbereich - präsent geblieben, genießen dort eine informelle Form 
staatlicher Konzessionen (ebd.: 116f.). Der Staat zielt auf eine gezielte Balance 
zwischen verschiedenen Wirtschafts- und Oligarchengruppen. Diesen wurde 
im Rahmen dieses Neuarrangements die Konsolidierung ihres in der Jelzin-Ära 
angeeigneten Firmenbesitzes ermöglicht. Ein Element der Instabilität in den 
Eigentumsstrukturen blieb aber bestehen und ist eine der Ursachen für ein cher 
kurzfristig angelegtes Investitionsverhalten (Dzarasov 2014). 

Hand in Hand mit der Zentralisierung der Staatsmacht gingen die Konso- 
lidierung der „Partei der Macht“, jetzt Jedinaja Rossija („Einiges Russland“), 
sowie die Unterordnung und Kooptierung gesellschaftlicher Organisationen. 
Die Regierung-Putin setzte den eigenständigen Medienimperien und brachte 
die Medien weitgehend auf Linie (Pirani 2010: 69ff.; Macek 2015: 110). 
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Mithin hat die Regierung Putin die Autonomie des Staates gegenüber in- 
dividuellen Oligarchengruppen entscheidend gestärkt. Als Klassenfraktion 
bleiben die großen russischen Kapitalgruppen hingegen für die Regierung Pu- 
tin in zentralen wirtschaftspolitischen Fragen handlungsleitend. Dies wurde 
beispielsweise deutlich, als der Verfall der Rohstoffpreise und Sanktionen den 
Rubel 2014 auf Talfahrt schickten. Eine für die Stabilisierung des Rubelkurses 
naheliegende Reaktion wäre angesichts der starken Kapitalabflüsse, die 2014 von 
der russischen Zentralbank auf 150 Mrd. US-Dollar geschätzt wurden (OSW 
2015: 12), die Einführungvon Kapitalverkehrskontrollen gewesen. Diese wurde 
aber - im Interesse der Oligarchengruppen - nicht einmal in Erwägung gezo- 
gen. Die stärker durch den Rückgang der Öl- und Gaspreise denn durch die im 
Rahmen des Ukrainekonflikts verhängten westlichen Sanktionen verursachte 
Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation erodiert die zentrale Legitima- 
tionsressource der etatistisch-oligarchischen Ordnung - die im Vergleich zum 
Chaos und Niedergang der Jelzin-Jahre erreichte Stabilisierung der Lebensver- 
hältnisse. Als Kompensation gilt zunehmend ein nationalistischer Diskurs, der 
durch den Konflikt in der Ukraine und die zunehmend scharfe Frontstellung 
der meisten westlichen Länder gegenüber Russland einen starken Aufschwung 
der erfahren hat. Wie Boris Kargarlitski (2014: 88) hervorhebt, stehen die mit 
der Konfrontation mit den westlichen Ländern einhergehenden Erfordernisse 
einer stärkeren Binnenorientierung der Wirtschaft, einer stärkeren Kooperati- 
on mit den BRICS-Ländern und veränderte internationaler Regeln in einem 
Spannungsfeld zu den ökonomischen Interessen der russischen OligarchInnen. 


Ukraine: von der Oligarchenkonkurrenz zum 
drohenden Staatszerfall 


Eine der Haupttriebkräfte hinter der Unabhängigkeit der Ukraine waren hohe 
Kader der ukrainischen Sektion der KPdSU - auch ihnen ging es um einen 
direkten Einfluss aufden Transformations- und Privatisierungsprozess (vgl. Du- 
leba 1998: 27 ff.). Wie auch in Russland gehen die Anfänge der Privatisierung 
in der Ukraine bis in spät-sowjetische Zeit Ende der 1980er Jahre zurück. Die 
Privatisierungen wurden in der Regel so gestaltet, dass politische Insider zum 
Zug kamen (Yurchenko 2012: 132). In der Amtszeit des zweiten Staatspräsiden- 
ten der Ukraine, Leonid Kutschma (1994-2005), in der zumindest eine gewisse 
Konsolidierung der Staatsstrukturen erfolgte, genoss das einheimische Kapital 
eindeutig den Vorrang (Bojcun 2011: 154). Partiell abhängig vom Standort vari- 
ieren die Schwerpunkte der Konglomerate der entstehenden Oligarchengruppen 
etwas: Für die Ostukraine ist die Schwerindustrie bedeutsamer, vielfach sind 
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Teile der Energiewirtschaft und auch Banken integriert (vgl. Bojcun 2011: 154 
ff; Yurchenko 2012: 133 ff.; Matuszak 2012: 8, 13ff., 49ff.; Leshchenko 2014). 
Die ukrainischen Medien werden weitgehend von den OligarchInnen kontrolliert 
(Matuszak 2012: 35ff.). 

In den 1990er Jahren kristallisierten sich bereits die beiden wichtigsten regi- 
onalen Oligarchiezentren in Dnipropetrowsk und Donetzk (oder breiter: dem 
Donbass) heraus. Erstere rekrutierte sich vornehmlich aus Kadern der ukraini- 
schen Kommunistischen Partei und war anfänglich besonders eng mit dem zwei- 
ten Staatspräsidenten der unabhängigen Ukraine, Leonid Kutschma, verbunden. 
Zu den ersten Öl- und Gas-OligarchInnen der Ukraine zählten Pawlo Lasarenko 
und Julija Tymoschenko, die anfänglichen Aufstieg der Patronage Kutschmas 
verdankten, zeitweilig politische Spitzenpositionen wahrnahmen und beide später 
Gefängnisstrafen abbüßen mussten (Lazarenko wegen Geldwäsche in den USA, 
Tymoschenko wurde erstmals 2001 wegen Steuervergehen inhaftiert und war 
ein zweites Mal von 2011 bis 2014 im Zusammenhang mit Gasgeschäften mit 
Russland im Gefängnis). 

Im Unterschied zu Russland geht es beim ukrainischen Gas- und Ölgeschäft 
vornehmlich um ein Import- und Transportgeschäft. Konkurrierend zum Dni- 
propetrowsker Kapital entstand das Donetzker Kapital, das in seiner Entstehung 
eng mit dem organisierten Verbrechen verbunden war. Für die Donetzker Kapi- 
talgruppen ist die Schwerindustrie von zentraler Bedeutung für ihre Firmenimpe- 
rien. Die schwerindustrielle Produktion ist sehr energieabhängig. Dies war einer 
der Faktoren, warum die beiden regionalen Hauptoligarchenfraktionen um die 
Kontrolle des Energiesektors rangen. Während der Regierungszeit Kutschmas 
gewann allmählich die Donetzker Gruppe an Einfluss. Kutschmas Kandidat für 
seine Nachfolge, Wiktor Janukowytsch, kam aus dem Donetzker Umfeld (Yur- 
chenko 2012: 132 ff.). Die Donetzker Gruppe wies auch eine stärkere Kohäsion 
auf als die Dnipropetrowsker OligarchInnen. 

Bereits schr früh gewannen die OligarchInnen entscheidenden Einfluss auf 
Parteien, die zur Konsolidierung der politischen Einflusskanäle dienten. Daher 
charakterisiert der polnische Sozialwissenschaftler Slawomir Matuszak (2012) 
die politische Ordnung der Ukraine auch als „oligarchische Demokratie“. Die 
Abgrenzungslinien zwischen den Parteien liefen primär anhand der Betonung 
unterschiedlicher Nationskonzepte - stark ethno-nationalistisch mit teils explizi- 
ten Bezügen auffaschistische Nationalistengruppen der 1930er/1940er Jahre in 
der Westukraine, eher territorial und die ukrainischen wie russischen Elemente 
betonend im Osten des Landes (vgl. Studenna-Skrukwa 2014: 77ff., 89). Gegen 
Ende der zweiten Amtszeit Kutschmas repräsentierte die Partei der Regionen 
in besonderem Maße das Donetzker Großkapital. Ihr Präsidentschaftskandidat 
war 2004 Wiktor Janukowytsch. Gegen Janukowytsch stellten sich nicht nur 
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Na$a Ukrainavon Wiktor Juschtschenko, der eher als Repräsentant des mittleren 
Kapitals galt (Matuszak 2012: 20), sondern andere Oligarchengruppen, gerade 
auch aus Dnipropetrowsk. Die Anti-Janukowytsch-Allianz hatte aufgrund ihrer 
explizit pro-westlichen Ausrichtung auch die Unterstützung aus den USA und 
europäischen Ländern, während sowohl Kutschma als auch Janukowytsch au- 
ßenpolitisch auf ein Lavieren zwischen USA/EU und Russland setzten. Damit 
erhielt die OligarchInnen-Konkurrenz eine internationale Dimension. 

Gegen OligarchInnen-Herrschaft und autoritäre Tendenzen gab es in der zwei- 
ten Amtszeit Kutschmas bereits Proteste. Diese Protestwelle erhielt angesichts 
von Wahlfälschungen zugunsten von Janukowytsch bei der Präsidentschaftswahl 
von 2004 einen starken Schub - und wurde auch aus westlichen Ländern stark 
unterstützt (Becker 2006). Die Proteste waren erfolgreich - Juschtschenko wurde 
Ende 2004 in einer wiederholten Stichwahl zum neuen Präsidenten gewählt. 

Diese Ereignisse werden oft als „orangene Revolution“ bezeichnet. Eine Revo- 
lution war es jedoch nicht. Vielmehr wurden die Plätze an der Sonne neu verteilt 
(vgl. Segert 2015: 23; Müller 2015: 140 ff.), aber auch das Donezker Kapital konnte 
wichtige Positionen bewahren. In der durch ein kreditgetriebenes Wachstum, 
das bis 2008 aber auch nur 70 Prozent des BIP-Niveaus von 1989 erreichte (vgl. 
Myant/Drahokoupil 2011: Tab A2), und beschleunigte Privatisierung gekenn- 
zeichneten Amtszeit Juschtschenkos konnte das Auslandskapital, gerade auch 
im Bankensektor, seine Position ausbauen (Bojcun 2011: 162f.). Aber auch die 
Oligarchengruppen vermochten, ihre Firmenimperien auszuweiten. 

Das politische Lager der „orangenen Revolution“ zeigte wenig politische Ko- 
häsion und zerrieb sich in inneren politischen Konflikten. Dies vermochten die 
Partei der Regionen und das hinter ihr stehende Donetzker Kapital für politische 
Terraingewinne zu nutzen. Zeitweise kam es zu einer Kohabitation zwischen 
Juschtschenko und Janukowytsch. Nachdem infolge der internationalen Krise 
die ukrainischen Exporte stark eingebrochen, der Bankensektor ins Schleudern 
geraten und das BIP 2009 um fast 15 Prozent zurückgegangen waren, gewann 
Janukowytsch die Präsidentschaftswahlen von 2010. 

Damit verschoben sich die Kräfteverhältnisse zwischen den Oligarchengrup- 
pen erneut. Janukowytsch vermochte einerseits die wirtschaftliche Lage aufschr 
niedrigem Niveau zu stabilisieren; andererseits förderte er auf eine Weise das 
Firmenimperium seines engsten familiären Umfeldes, wie es selbst in der äußerst 
rabiaten (Selbst-)Bereicherungspolitik der unabhängigen Ukraine noch nicht 
der Fall gewesen war (vgl. Matuszak 2012: 41ff.; Parafianowicz/Potocki 2015: 
Kap. 2). Damit engte Janukowytsch aber auch seine eigene Machtbasis ein. Diese 
Politik schuf nicht nur Spannungen mit anderen Oligarchengruppen, sondern 
verstärkte - gerade angesichts der äußerst schlechten sozialen Lage - auch die 
Ablehnung in breiten Bevölkerungskreisen. 
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Die entscheidende Blöße gab sich Janukowytsch aber mit seiner erratischen 
und auch widersprüchlichen Außenpolitik. Eigentlich war er - durchaus der 
doppelten wirtschaftlichen Ausrichtung der Ukraine sowohl auf die EU alsauch 
Russland entsprechend - aufeine Schaukelpolitik zwischen Moskau und Brüssel 
orientiert. Allerdings wurde in seiner Amtszeit das Assoziationsabkommen mit 
der EU, das zur Übernahme eines großen Teils des EU-Rechtsbestandes verpflich- 
tetund damit engundeinseitigan die EU bindet (Becker 2014), fertigverhandelt. 
Die Gründe hierfür sind nicht ganz klar. Gestützt aufzahlreiche Interviews mit 
ukrainischen und EU-Offziellen führen die polnischen Journalisten Zbigniew 
Parafianowicz und Michal Potocki (2015: 128£.) als Motive die Absicherung 
der Wiederwahl im Jahr 2015 durch Stärkung der Wählerbasis im Westen und 
Zentrum des Landes, die Absicherung der Resultate der ursprünglichen Akku- 
mulation sowie den Schutz gegenüber russischer Konkurrenz in bestimmten 
Bereichen an. Allerdings waren das Regierungslager und die hinter ihm stehenden 
Wirtschaftsgruppen in der Frage gespalten (ebd.: 185). Angesichts des russischen 
Drucks und der - anscheinend schr spät realisierten - extrem hohen Kosten 
des Assoziationsabkommens rückte Janukowytsch kurz vor dessen geplanter 
Unterzeichnung von einem Abschluss ab. 

Für die gut gebildeten GroßstädterInnen, vor allem im Zentrum und Westen 
des Landes, schwand damit die - allerdings illusionäre - Aussicht, über das EU- 
Assoziationsabkommen Schritte in Richtung Rechtsstaatlichkeit und stärkere Pro- 
sperität zu machen. Sie gingen auf die Straße. Kaum Resonanz hatten die Proteste 
im cher auf Russland orientierten Osten des Landes. Angesichts der Repression 
seitens der Sicherheitskräfte erhielten die Proteste in einer zweiten Welle eine starke 
Stoßrichtunggegen die Regierung. Zwar richteten sich die Proteste auch gegen die 
oligarchischen Strukturen, aber einige zentrale OligarchInnen, wie beispielsweise 
der heutige Petro Poroschenko, unterstützten die Proteste und auch die oppositio- 
nellen, sich pro-westlich gebenden Oligarchenparteien wie auch die faschistische 
Swoboda waren Teil der Protestbewegung. Diese erhielt Unterstützung aus westli- 
chen Ländern (Kronauer 2014: 146 ff.), ein Teil der Oligarchengruppen, speziell 
aus Dnipropetrowsk, hatte langjährige enge politische Verbindungen in die USA 
(Paulsen 2014: 9). Insofern überlagerten sich Anti-OligarchInnen-Protest und 
internationalisierte Konflikte zwischen Oligarchengruppen ähnlich wie während 
der „orangenen Revolution“. Es gab bei den Protesten Ende 2013/ Anfang 2014 
aber auch einen gravierenden Unterschied zu 2004: Das Auftreten paramilitäri- 
scher Gruppen rechtsextremer Provenienz, die der Protestbewegung ein partiell 
sehr militantes, paramilitärisches Gepräge gaben und deren ultra-nationalistischen 
Parolen auf zunehmende Akzeptanz stießen (vgl. u.a. Ishchenko 2014; Heyden 
2015: 13ff., 62ff.). Angesichts der starken und militanten Protestwelle, der passiven 
Polizei (außer den Sondereinheiten) und seiner schrumpfenden Machtbasis zeigte 
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die Regierung Janukowytsch Anfang 2014 deutliche Auflösungserscheinungen 
(Müller 2015: 144). Ein geordneter Abtritt, der unter internationaler Vermitt- 
lung eigentlich ausgehandelt worden war, kam letztlich nicht mehr zustande, die 
Regierung Janukowytsch wurde im Februar 2014 gestürzt. 

Der Regierungswechsel hatte außenpolitisch und für die innenpolitische Kons- 
tellation weit schärfere Konsequenzen als 2014. Die neue Regierungging schärfer 
noch als Juschtschenko 2005 auf Westkurs. Innere regionale Spaltungslinien 
verschärfte das Regierungslager durch ein rasch im Parlament verabschiedetes 
(dann allerdings nicht in Kraft gesetztes) Sprachengesetz, das sich gegen die 
russische Sprache richtete und symbolisch hoch aufgeladen war. Damit leisteten 
sie der von Russland massiv unterstützten Separationsbestrebungen der Krim und 
erst Föderalisierungs-, dann Separationsforderungen in Teilen der Ostukraine, 
vor allem im Donbass, Vorschub. Letztere wurden zumindest anfänglich von 
Teilen des Donetzker Kapitals, speziell dem reichsten ukrainischen Kapitalisten 
Rinat Achmetow, unterstützt, aber nicht kontrolliert (Plank 2014: 85). Russland 
ist in die militärische Destabilisierung der Ukraine involviert. Teile des Donbass 
sind unter faktischer Kontrolle von Rebellenkräften, die auch Rudimente eigener 
Staatsstrukturen geschaffen haben. 

Die Paramilitarisierung ist aber nicht auf die regierungsfeindlichen Kräfte 
in der Ostukraine beschränkt, sondern auch im Regierungslager erkennbar. So 
finanziert beispielsweise der Oligarch Ihor Kolomojskyj (aus Dnipropetrowsk), 
Eigentümer der größten ukrainischen Bank und zeitweilig von der Regierung 
eingesetzter Gouverneur von Dnipropetrowsk, stark rechtsextrem eingefärbte 
paramilitärische Einheiten. Diese fanden anscheinend nicht nur bei militärischen 
Operationen in der Ostukraine, sondern auch bei Ausweitung von Kolomojskyjs 
Firmenimperium Einsatz (Schuller 2015: 5). Im März 2015 wurde Kolomojskyj 
nach einem Auftritt seiner Einheiten im Konflikt um die Kontrolle des staat- 
lichen Ölkonzerns zum Rücktritt von seinem Gouverneursposten gezwungen. 
Der US-Botschafter vermochte offenbar in einem vorhergehenden Gespräch mit 
Kolomojskyj dem Rücktrittsansinnen - vermutlich mit Hinweisen auf dessen 
Vermögenssituation - den nötigen Nachdruck zu verleihen (Heyden 2015: 170f.). 

Die Dominanz der OligarchInnen in der Ukraine ist ungebrochen. Dies 
zeigt auch die erstmalige Wahl eines der wichtigsten OligarchInnen, nämlich 
des Waffen- und Schokoladenindustriellen Petro Poroschenko, zum Präsidenten 
an. Die Kräfteverhältnisse zwischen den Oligarchengruppen haben sich allerdings 
deutlich verschoben. In der Tendenz zeichnen sich laut Kononczuk (2015: 8) 
eine Schwächung des schwerindustriellen und ein Aufstieg des agroindustriellen 
Kapitals ab. Diese Tendenz dürfte durch das Assoziationsabkommen mit der EU, 
das den Konkurrenzdruck aufdie Schwerindustrie erhöht, verfestigt werden. Das 
Kapital aus dem Donbass ist durch den politischen Umschwung und den Krieg 
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in der Ostukraine signifikant geschwächt, aber weder ökonomisch noch politisch 
ausgeschaltet worden. Die Kräfte aus dem Lager der früheren Partei der Regionen 
haben sich parteipolitisch neu gruppiert und sind im Oktober 2014 neu gewählten 
Parlament vertreten, wenn auch deutlich schwächer (Pogorzelski 2015a). Deutlich 
gestärkt sind andere Oligarchengruppen - Kolomojskij und Dmytro Firtasch 
(allerdings mit Problemen mit der US-Justiz) /Sergei Lavochkin - aus den Wahlen 
hervorgegangen. Ihre VertreterInnen sind in mehreren Parteien stark vertreten - es 
gilt die Strategie der politischen Einflussdiversifizierung (Kononczuk 2015: 6f.). 
Im Regierungslager sind zwar auch politische AktivistInnen aus der Protestbe- 
wegung über die Parteien ins Parlament gekommen, aber auch sie gestehen den 
fortgesetzten oligarchischen Charakter der Parteien ein (Pogorzelski 2015b). 

Im Kontext eines beschleunigten ökonomischen Niedergangs ist der Konflikt 
zwischen den Oligarchengruppen soweit eskaliert, dass der ukrainische Staatkein 
legitimes Gewaltmonopol mehr besetzt. In Teilen des Landes ist er nicht legitim 
- und er hat aufgrund der Existenz sowohl, wenn auch prekär, dem Regierungs- 
lager zuzurechnenden als regierungsfeindlichen paramilitärischen Kräften kein 
Gewaltmonopol mehr. Seine ökonomischen Handlungsspielräume sind aufgrund 
der starken Krise gering, der Druck des Internationalen Währungsfonds (IWF) 
ist stark. Die staatlichen Gegenstrukturen in Teilen des Donbass sind noch schwä- 
cher. Hier spielen paramilitärische Gruppen eine starke Rolle. Die Hochburgen 
der politischen Kräfte in der Ukraine sind regional polarisiert. Die inneren Kon- 
Hikte werden durch den geopolitischen Konflikt zwischen USA/EU einerseits 
und Russland andererseits überlagert. Angesichts dieser Lage werden bereits eine 
„Bosnisierung der Ukraine“ und ein „neues Dayton“ angedacht (Danas 2015: 
9). Dies würde die faktische Aufteilung des Landes in Kantone bedeuten - im 
Fall der Ukraine wären diese stark auf die jeweiligen außenpolitischen Partner 
orientiert. Im Gegensatz zu Bosnien-Herzegowina, das ein faktisches interna- 
tionales Protektorat ist, würde die Ukraine wohl zwei innere Protektorate mit 
einer schwachen Zentralregierung aufweisen. Aber auch andere Szenarien sind 
denkbar. Erkennbar ist, dass die eskalierte Oligarchenkonkurrenz, die durch 
internationale Bündnisbeziehungen in geo-politische Konkurrenzkämpfe ein- 
gegliedert worden ist, die Staatlichkeit der Ukraine extrem geschwächt hat und 
zu einem katastrophalen Verlauf der ökonomischen wie sozialen Entwicklung 
des Landes beigetragen hat. 


Serbien: Kriegsgewinnler und Tajkuni 


Im post-jugoslawischen Raum haben OligarchInnen bzw. politisch gut verbun- 
denes einheimisches Großkapital, in der Region als Tajkuni bezeichnet, ihre 
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Wurzeln vielfach im Auflösungsprozess Jugoslawiens und den damit verbundenen 
Kriegen. Das Streben der politisch dominanten Kräfte in den einzelnen Repub- 
liken war ein zentraler Faktor beim Zerfall Jugoslawiens (Samary 2005: 57). Die 
darauffolgende Entstehungder Tajkuni stand im engen Zusammenhangmit den 
jeweiligen Machtzentren (Antonid 2006: 27£.; Malenica 2007: 133£.; Zgodic 2011: 
94ff.). Wo, wie im Fall Bosnien-Herzegowina, ethnische Quoten im Rahmen 
international vermittelter Kompromissabkommen zum zentralen Merkmal der 
Staatsstruktur wurden, verfestigten diese auch oligarchische Eigentums- und 
Einfluss-Strukturen auf ethnischer Basis (Mujkic 2007: XIIIf.). Im Fall mili- 
tärischer Konflikte erfolgte die ursprüngliche Akkumulation unter besonders 
intransparenten Bedingungen. Die im post-jugoslawischen Raum entstandenen 
großen einheimischen Kapitalgruppen sind in der Regel Mischkonzerne. Den 
Kern des Unternehmensimperiums Agrokor des reichsten Unternehmers der Re- 
gion, dem Kroaten Ivica Todoric, bilden Handelsunternehmen in verschiedenen 
Nachfolgestaaten Jugoslawiens (vgl. Markovid 2015). 

In das für den (post-)jugoslawischen Raum typische Grundmuster des Aufstiegs 
der Tajkuni fügt sich auch Serbien ein. Die Privatisierungspolitik der Slobodan- 
Milosevid-Regierungen, deren Kern die aus dem Bund der Kommunisten Serbiens 
hervorgegangene Socjjalisticka partija Serbije (SPS) bildete, erfolgte unter den 
sehr spezifischen Bedingungen von Kriegund westlichen Sanktionen (vgl. Musid 
2013: 17#.; 2014: 376ff.), die einerseits Intransparenz förderten und andererseits 
die Arbeiterschaft atomisierten. Die Anfang der 1990er Jahre entstehende neue 
„ökonomische Elite“, wie Lazie (2011: 74) sie nennt, hatte ihre Ursprünge damals 
zu etwa Zweidritteln in der Nomenklatura des Staatssozialismus. Hierbei gab es 
Prozesse einer De-Facto- und De-Jure-Privatisierung. Hohe Staatskader - bei- 
spielsweise Minister, die gleichzeitig Direktoren strategischer Staatsunternehmen 
waren — vermochten Staatseigentum und - unter Sanktionsbedingungen - staat- 
liche Importmonopole zur eigenen Bereicherung zu nutzen. Teils legten sie die 
Gewinne in Immobilien an (vgl. Antonid 2002: 374). Die formale Privatisierung 
begünstigte Insider - vom Gesetz her sowohl Belegschaften als auch Manager. 
Real gewannen Manager im Regelfall rasch die Kontrolle über die Unterneh- 
men (Stojiljkovic 2013: 247, Music 2014: 376f.). Importbegünstigungen und 
privilegierter Zugang zu Krediten der überwiegend noch staatlichen Banken 
waren zentrale Kanäle für das Wachstum einheimischer, regierungsnaher Kapi- 
talisten - wie beispielsweise auch heute noch bedeutsame Tajkuni wie Miroslav 
Miskovie (Delta-Gruppe) oder Milan Beko (vgl. Antonic 2002: 371ff.). Die in- 
ternationale Isolation des Milosevic-Regimes war allerdings gleichzeitig auch eine 
Akkumulationsgrenze für die neue serbische Bourgeoisie, gerade auch die großen 
Tajkuni. Diese orientierten sich daher auf die pro-westliche Opposition um und 
unterstützten auch im Jahr 2000 deren Wahlkampagne (Lazie 2011: 65, Musi 
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2014: 380). Massendemonstrationen, die sich an Wahlfälschungsvorwürfen 
entzündet hatten, führten im Oktober 2000 zum Sturz der RegierungMilosevid 
und zu einer Regierungsübernahme der überwiegend neo-liberal orientierten 
Oppositionsparteien, die die Unterstützung der westlichen Länder genossen. 

Die neo-liberalen Regierungen nach dem Jahr 2000 beschleunigten die Pri- 
vatisierungspolitik. Schüsselbereiche, vor allem der Bankensektor, gingen an das 
Auslandskapital (vgl. Uvalic 2010: 150f.). Aber auch die Tajkuni konnten ihre 
Firmenimperien ausbauen. Bei einigen großen Privatisierungen zugunsten der 
Tajkuni, oftmals im Bereich von Infrastrukturunternehmen und -konzessionen, 
hegt die EU-Kommission Korruptionsverdacht (vgl. Stojiljkovid 2013: 258ff.). Die 
Privatisierungspolitik ab dem Jahr 2001 hat zu einer schr hohen Eigentumskonzen- 
tration bei den „neuen Oligarchen“ und Auslandsunternehmen geführt, resümiert 
Uvalic (2010: 208). Laut Antonic (2006: 36f.) wies in den Jahren nach 2001 ein 
Teil der einheimischen Tajkuni, wie z.B. MiSkovic, Bindungen zum Auslandska- 
pital aufund stützte gemeinsam mit diesem die stark außenorientierte neoliberale 
Politik. Die Verbindungen zwischen Tajkuni und den jeweiligen Regierungspar- 
teien blieben eng (Mladenovic 2014: 14; vgl. etwa den journalistischen Bericht 
von Balevic 2012). Im Medienbereich sind die OligarchInnen - wie übrigens auch 
der serbische Staat - deutlich präsent, die Berichterstattung ist außerordentlich 
konformistisch (vgl. Antonid 2006: 98f., Cohen/Lampe 2011: 209f.). 

Im Jahr 2012 kam es insofern zu einer partiellen politischen Zäsur, als eine 
Koalition der Srpska napredna stranka (SNS), die aus dem nationalistischen Lager 
kommt, sich aber eine Pro-EU-Orientierung zugelegt hat, SPS sowie kleineren 
Parteien an die Regierung kam. Ihr führendes Personal hatte teils bereits in der 
Milosevid-Ära Karriere gemacht. Bereits kurz nach der Regierungsbildung de- 
monstrierte der Vorsitzende derSNS und starke Mann der Regierung, Aleksandar 
Vueid, Distanz zu einzelnen OligarchInnen, wie etwa Miroslav Miskovic (vgl. das 
Interview mit Nik£evi 2012). Diese Distanzierung war allerdings cher selektiv, 
denn auf der SNS-Liste befand sich mit Karic auch ein sehr bekannter Oligarch 
(Rankovid 2013: 28). Ende desselben Jahres wurde allerdings Miskovic, einer 
der wichtigsten Oligarchen des Landes, wegen Wirtschaftsvergehen in Unter- 
suchungshaft genommen. Diese Maßnahme war in der serbischen Bevölkerung 
extrem populär. Bei vorgezogenen Neuwahlen Anfang 2014 kam die SNS fast 
auf 50 Prozent der Stimmen (Stojiljkovic 2014: 25). 

Das Vorbild für die SNS scheint die Putin-Regierung in Russland zu sein. 
Allerdings war die Disziplinierung der OligarchInnen in Serbien weniger ein- 
schneidend. Wirtschaftlich setzt die Regierung Vu£ic stark auf große Immobilien- 
projekte in Belgrad - speziell „Beograd na vodi“ (Vilenicaetal.2015, Rudie 2015). 
Hierfür hofft sie auf Investoren aus der arabischen Halbinsel, aber solche Projekte 
wären - im Falle ihrer Realisierung - auch ein Eldorado für die OligarchInnen. 
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Tschechische Republik und Slowakei: Oligarchische Elemente in extern do- 
minierten Eigentumsstrukturen 


Bei der 1992 ausgehandelten Trennungder Tschechoslowakei in Tschechische 
Republik und Slowakei ging es auch um die Ausrichtung der Transformations- 
politik und die Kontrolle der Privatisierungsprozesse. Sowohl die von Väclav 
Klaus (Ob£anskä demokratickä strana, ODS) geführte tschechische wie die von 
Vladimir Me£iar (Hnutie zademokraticke Slovensko, HZDS) geführte slowaki- 
sche Regierung waren bestrebt, jeweils eine „nationale Bourgeoisie“ zu schaffen. 
Allerdings verfolgten sie hierbei unterschiedliche Wege: In der Tschechischen 
Republik stand zunächst eine Coupon-Privatisierungim Vordergrund, die noch 
in der tschechoslowakischen Zeit begonnen worden war. Diese Privatisierungs- 
methode wurde als eine Art Volkskapitalismus propagiert. Schnell sammelten 
sich die interessanten Kapitalbeteiligungen in einigen wenigen Finanzfonds, 
vielfach der Kern der späteren einheimischen Bourgeoisie. Zunehmend gewan- 
nen Direktverkäufe an Individuen, die als „dynamische Unternehmer“ (Myant/ 
Drahokoupil 2011: 242) eingeschätzt wurden (vgl. allgemeiner Myant 2003; 
Mertlik 1999). In der Slowakei waren Direktverkäufe vorherrschend, die das 
Management der bisherigen Staatsbetriebe begünstigte (Hallon/Sabol 2013: 
404). In beiden Fällen stützte der zunächst noch staatliche Bankensektor die 
neuen einheimischen Kapitalisten mit Krediten. Im Kern des Interesses standen 
in den 1990er Jahren die Industriebetriebe. Allerdings stellte sich die Umstellung 
der Betriebe von binnenmarktorientierter bzw. aufdie Arbeitsteilung der staats- 
sozialistischen Länder orientierter Produktion auf Westimporte als schwierig dar. 
Eine systematische unterstützende Industriepolitik gab es nicht. Daher gewannen 
breit diversifizierte Finanzholdings bereits in den 1990er Jahren an Bedeutung 
(Brzica 2006). 

Bis Ende der 1990er Jahre stand in beiden Ländern der Versuch im Vorder- 
grund, eine einheimische Bourgeoisie zu schaffen. Die einheimischen Kapitalisten 
hatten oftmals enge Verbindungen in die regierenden Parteien, vor allem ODS 
und HZDS. Als oligarchische Parteien können diese trotzdem nicht qualifiziert 
werden. Ende der 1990er Jahre änderte sich die politische Konstellation. Mit 
dem Beginn der Beitrittsgespräche mit der EU stieg der Druck, zugunsten der 
westeuropäischen Konzerne zu privatisieren. In der Tschechischen Republik 
wurde die ODS durch Korruptionsskandale und eine Bankenkrise geschwächt 
und verlor die Regierung an die Sozialdemokratie. In der Slowakei wurden der 
HZDS von der liberalen Opposition, die massiv von US-amerikanischen Stif- 
tungen unterstützt wurde, autoritäre Tendenzen vorgeworfen. Auch sie verlor 
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In beiden Ländern erfolgte in die Folgezeit eine Privatisierungspolitik primär 
zugunsten des Auslandskapitals. Dieses gewann die Kontrolle über den Banken- 
sektor und große Teil der Industrie - und damit über die Schlüsselsektoren des 
abhängigen Entwicklungsmodells (vgl. Becker 2008b: 7f£.). Die forcierte Privati- 
sierungspolitik eröffnete aber auch den einheimischen Kapitalgruppen - meistin 
der Form von Finanzholdings - Möglichkeiten zur Expansion. Dies galt gerade 
auch für Bereiche der materiellen oder sozialen Infrastruktur (vgl. Hallon/Sabol 
2013: 437). Teils boten die Gruppen allein, teils - speziell bei besonders großen 
Vorhaben - in Konsortien mit Auslandsunternehmen. Für den Fall der Slowakei 
halten Hallon und Sabol (2013: 407) fest, dass der Verkauf von strategischen 
Infrastrukturen, aber auch anderen Bereichen „oft unter ihrem Wert realisiert 
wurde und mit Klientelismus verbunden war.“ Zeitweise gewann beispielsweise 
die Penta-Gruppe starken Einfluss auf das slowakische Gesundheitsministerium. 
Dies begünstigte ihre Strategie, sich in der gesamten Gesundheitskette von der 
Übernahme von Kliniken bis hin zur Krankenversicherung festzusetzen. 

In den letzten Jahren haben die einheimischen großen Kapitalgruppen 
sowohl in der Tschechischen Republik (vgl. Tabery 2014; Mikulka 2015) als 
auch in der Slowakei (vgl. Cobejova/Mütka 2014) ihren Einfluss auf den Me- 
diensektor ausgebaut. Einige dieser Übernahmen haben erhebliche öffentliche 
Kontroversen ausgelöst. Das gilt speziell für den Kauf der beiden wichtigsten 
liberal-konservativen Tageszeitungen, MF Dnes und Lidove Noviny, durch den 
Großindustriellen Andrej Babi$, nachdem dieser seine Partei ANO gegründet 
hatte und die politische Bühne betreten hatte. 

Die Partei ANO ist das bislang erfolgreichste oligarchische Parteienprojekt 
in den beiden Ländern. ANO erzielte bei den Parlamentswahlen 2013 18,6 
Prozent der Stimmen und wurde damit zweitstärkste Kraft im Parlament. In 
einer Koalition zusammen mit Sozial- und Christdemokraten wurde Babis$ Fi- 
nanzminister - und erhielt damit den wirtschaftspolitischen Schlüsselposten. 
Babis, dessen Agrofert-Gruppe vor allem in der Agro- und Chemieindustrie 
aktiv ist, war zuvor politisch breit verbunden, einen wichtigen Ausschlag für die 
Parteigründung, so Pergler (2014: 130f.) in seiner Babi$-Biografie, dürfte die 
Verärgerung über ihn direkt betreffende wirtschaftspolitische Entscheidungen 
(Biotreibstoffe) gewesen sein. Wirtschaftspolitisch ist er weniger scharf rechts 
orientiert als die anderen liberal-konservativen Parteien. Er stellte seine Partei 
als Anti-Establishment-Kraft dar, die efhizient geführt werde (vgl. Uherek 2013). 
Babis lernte aus dem Beispiel des Aufstiegs und raschen Falls von Ve£ci vefejne 
(VV), die 2010 ins Parlament gewählt wurden und ebenfalls Koalitionspartei 
wurde (Pergler 2014: 131). VV hatte bereits gezeigt, wie leicht es angesichts der 
Unzufriedenheit mit der sozialen Lage und den zahlreichen Skandalen war, mit 
Anti-Korruptionsparolen ins Parlament zu kommen. V’V, die letztlich aus einer 
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privaten Sicherheitsagentur heraus gegründet worden war und erfolgreich das 
Innenministerium angestrebt hatte, zeigte sich allerdings der politischen Praxis 
nicht gewachsen. Diese geht Babi$ professioneller an. In der Slowakei gelangte 
eine erste oligarchische Formation, ebenfalls ANO abgekürzt, bereits 2002 ins 
Parlament und zu ersten Regierungsehren. Kleinere oligarchische Parteien wur- 
den auch später in der Slowakei gegründet. Hier wurde 2014 mit Andrej Kiska 
ein Geschäftsmann, der aus dem Finanzsektor kam, als „unabhängiger“ Kandidat 
der politischen Rechten zum Präsidenten gewählt (vgl. Rybät et al. 2014). Oli- 
garchische Tendenzen in der Politik sind mithin in beiden Ländern erkennbar. 
In der Tschechischen Republik haben die oligarchischen Formationen seit 
2010 den Erosionsprozess der traditionellen tschechischen Rechtsparteien, spe- 
ziell der ODS, zumindest teilweise kompensiert und der politischen Rechten 
entweder die Regierungsbildung (2010) oder doch zumindest die Regierungsbe- 
teiligung (2013) ermöglicht. Tendenziell haben sich die oligarchischen Parteien 
mit ihren schwachen Organisationsstrukturen als wenigdauerhaft erwiesen. Ob 
die tschechische ANO eine Ausnahme darstellen wird, ist noch nicht absehbar. 
Sie sind nicht das dominante Parteienmodell in den beiden zentralosteuropäi- 
schen Ländern. Die Bindungen zwischen einheimischem Kapital und Parteien 
sind allerdings insgesamt (mit Ausnahme der Kommunistischen Partei) eng. 


Oligarchien im regionalen Vergleich 


In Osteuropa wurde Kapitalismus zunächst ohne Kapitalisten geschaffen (vgl. 
Eyaletal. 1998). Aspiranten aufeine Kapitalisten-Position gab es hingegen schon 
- vor allem unter den damaligen Direktoren der Staatsunternehmen, teils auch 
anderer Kader. Sie konnten diese Position allerdings nur mithilfe des Staatsappa- 
rates gewinnen. Der Staat wurde zu einem zentralen Kampffeld um ökonomische 
Positionen. Hieraus resultierten - zumindest zunächst - schr enge Bindungen 
zwischen der neuen einheimischen Bourgeoisie und dem Staat. 

In allen analysierten Ländern Osteuropas stand in den 1990er Jahren der 
Aufbau einer einheimischen Bourgeoisie im Vordergrund. Speziell in den bei- 
den sowjetischen Nachfolgestaaten Russland und Ukraine entstand eine äu- 
Berst konzentrierte Eigentumsstruktur. Das einheimische Großkapital hat hier 
maßgeblichen Einfluss auf ökonomische Schlüsselbranchen nehmen können, 
allerdings hat der russische Staat nach der Krise von 1998 in zwei Kernsckto- 
ren — dem Energie- und dem Bankensektor - strategische Positionen ausbauen 
bzw. wiedergewinnen können. In Serbien ist das einheimische Kapital ebenfalls 
hochgradig konzentriert, der Bankensektor ging jedoch in den 1990er Jahre in 
westeuropäische Hände über. Mit dem Beginn der EU-Beitrittsverhandlungen 
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wurden die Tschechische Republik und die Slowakei deutlich enger in die in- 
ternationalisierte Produktion der deutschen Exportindustrie eingebunden und 
gingen die beiden ökonomischen Schlüsselsektoren - Banken und Exportindus- 
trie - überwiegend in Hände des Auslandskapitals über. Für die einheimischen 
großen Kapitalgruppen - überwiegend Finanzholdings - verblieben primär Be- 
reiche der materiellen und sozialen Infrastruktur, der Immobiliensektor und die 
Bauwirtschaft. Überwiegend haben die großen einheimischen Kapitalgruppen 
den Charakter von Mischkonzernen. Industriell sind sie vor allem in Branchen 
mit Rohstoffbasis - z.B. der Schwerindustrie in der Ukraine oder agrobasierte 
Industrie - präsent. Hierin kommt der semi-periphere Charakter der jeweiligen 
Ökonomien zum Ausdruck. Medial sind die Oligarchengruppen im Regelfall 
stark präsent. Ein durchgängiges Charakteristikum ist in der osteuropäischen 
Region der außerordentlich hohe Grad der Konzentration des einheimischen 
Kapitals. Die hohe einheimische Kapitalkonzentration wurde durch die Pri- 
vatisierungspolitik der Regierungen begünstigt, gleichzeitig schaffte der große 
Geschäftsumfang eine günstige materielle Basis für die dauerhafte politische 
Einflussnahme der einheimischen großen Kapitalgruppen bzw. ihrer Eigner. 

Extrem hoch war die Verzahnungvon einheimischem Kapital und dem Staats- 
apparat in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion und Jugoslawiens in den 1990er 
Jahren. Während der russische und serbische Staatsapparat zumindest eine be- 
grenzte Autonomie gegenüber oligarchischen Einzelkapitalen und gegenüber der 
Gesamtfraktion des oligarchischen Kapitals gewann, war dies in der Ukraine 
nicht der Fall. Hier hat sich der Zugriff von oligarchischen Einzelkapitalen auf 
den Staat nicht gelockert. Ökonomische und politische Konkurrenz von Oli- 
garchengruppen gehen Hand in Hand. Die Oligarchengruppen sind hierbei 
auch internationale politische Bündnisse eingegangen. Ihr internationalisierter 
Konflikt stellt den ukrainischen Staat vor eine Zerreißprobe. 

In der Tschechischen Republik und der Slowakei pflegen die einheimischen 
großen Kapitalgruppen enge Kontakte mit den politischen Parteien. Der Ero- 
sion der stärker etablierten Rechtsparteien hat, vor allem in der Tschechischen 
Republik, Raum für oligarchische Parteien geschaffen. Diese pflegen einen 
Anti-Establishment-Diskurs und streichen die Efhzienz ihrer unternehmens- 
ähnlichen Strukturen hervor. Hiermit haben sie in der Tschechischen Republik 
die Abschwächung der ODS als traditioneller Rechtspartei kompensieren und 
so der politischen Rechten eine Regierungsübernahme oder zumindest -betei- 
ligung ermöglichen können. Oligarchische Parteien zeichnen sich durch eine 
große Instabilität aus - vielfach sind sie nur eine Legislaturperiode im Parlament 
vertreten. Hohe Instabilität der oligarchischen Parteien schließt eine hohe Sta- 
bilität des oligarchischen Einflusses auf die politische Sphäre keines Falls aus. 
Oligarchische Regime haben sich durchaus in der Lage gezeigt, gesellschaftliche 
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Widersprüche zu bearbeiten und schr inegalitäre gesellschaftliche Verhältnisse 
aufrechtzuerhalten. Das zeigt das Beispiel der Regierung Putin. Wenn allerdings 
die Konkurrenz von Oligarchengruppen, wie in der Ukraine, aus dem Ruder 
läuft, ist die (oftmals prekäre) Stabilität bedroht. Gleichzeitigschaffen Konflikte 
zwischen Oligarchenfraktionen nicht unbedingt Spielräume zur Schwächungder 
Oligarchenherrschaft. So veränderten zwei große Protestwellen, die sich zumin- 
dest teilweise gegen Oligarchenherrschaft richteten, nur die Kräfteverhältnisse 
zwischen Oligarchengruppen, nicht aber die gesellschaftlichen Verhältnisse. 

Ansätze oligarchischer Herrschaft und die Herausbildung oligarchischer Par- 
teien lassen sich auch in Westeuropa erkennen. Das gilt speziell dort, wo, wie in 
Italien, Griechenland oder Österreich die Bourgeoisie sich traditionell mit der 
Erringung einer hegemonialen Position schwertat und stark auf klientelistische 
Bindungsmuster zurückgreifen musste. Mit einer Verschärfung der Verteilungs- 
kämpfe in strukturell stagnierenden Ökonomien und dem Versuch des Kapitals, 
sich bisher öffentliche Sphären als Kapitalanlagebereiche anzueignen, ist eine 
verstärkte oligarchische Tendenz auch in den westeuropäischen Ländern zu er- 
warten. Ein möglicher, allmählicher Desintegrationsprozess der Eurozone und 
der EU, wie er mit dem deutschen Vorschlageines vorübergehenden griechischen 
Ausscheidens aus der Eurozone und dem Diktat der Euro-Gruppe gegenüber 
der griechischen Regierung deutlicher näher gerückt ist (vgl. Münchau 2015: 
9), könnte der Herausbildung oligarchischer Herrschaftsformen in zumindest 
einigen Staaten der heutigen EU neue Dynamik verleihen. 
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Kräfteverhältnisse in der Eurokrise 
Konfliktdynamiken im bundesdeutschen ‘Block an der Macht’ 


1. Einleitung 


Im Juni 2015 kam es zu einer bitteren Zuspitzung des Konflikts zwischen der 
Syriza-Regierung in Griechenland und einer Front bürgerlicher Kräfte, die sich 
in der kompromisslosen Haltungder Troika-Institutionen und der Regierungen 
der anderen Euro-Staaten verdichtete. Mitte Juli wurde ein sogenannter Grexit 
vorläufig abgewendet, als die Syriza-Regierung eine neue Runde drakonischer 
Austerität als Bedingung für ein drittes Hilfspaket akzeptierte. Doch das politi- 
sche Drama zwischen linken und bürgerlichen Kräften im Europa des Sommers 
2015 täuschte darüber hinweg, dass entscheidende Kämpfe dieser Eskalations- 
phase innerhalb des bürgerlichen Lagers geführt wurden. Die Einigungin letzter 
Sekunde war vorläufiger Höhepunkt einer Konfliktsequenz zwischen Kräften 
eines ‘Blocks an der Macht’ (Poulantzas 2002: 157ff.), der seit Krisenbeginn 
durch politisch-ideologische Zerfallsprozesse, Bündnis- und Strategiewechsel 
geprägt war. Beispielsweise zeigt ein Blick auf die Bundesrepublik Deutsch- 
land, dass die Erfolge der Alternative für Deutschland (AfD) und des mit ihr 
verbundenen Streits innerhalb des Machtblocks über die Zukunft der Eurozone, 
nicht einfach als ‘Kehrseite der Medaille’ einer im Krisenverlauf vertieften In- 
tegration verstanden werden können. Sowohl der Aufstieg der AFD als auch 
ihre selbstdestruktiven Tendenzen seit Anfang 2015 lassen sich als Resultat 
von Spaltungen innerhalb des neoliberalen Hegemonieprojekts und mit ihm 
alliierter Kräfte interpretieren. 

Bereits im Sommer 2012 identifizierten wirin einer Analyse des „Staatsprojekts 
Europa in der Krise“ (Georgi/Kannankulam 2012; vgl. Buckel et al. 2012) die spä- 
terin der AfD vereinigten Strömungen als Akteure eines national-konservativen 
Hegemonieprojekts und einer ordoliberalen Fraktion. Dieses ordo-konservative 
Bündnis sahen wir gemeinsam mit Akteuren einer autoritär-neoliberalen Fraktion 
die Krisenpolitik der deutschen Regierung dominieren. Der Verlaufder Krise hat 
gezeigt, so unsere im vorliegenden Artikel entwickelte Argumentation, dass sich 
die Spannungen zwischen diesen Kräften bis zum Herbst 2012 derart zuspitzten, 
dass es zu einem faktischen Bruch ihrer Allianz und einer modifizierten Krisen- 
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bearbeitung kam, die zu einer zeitweisen Beruhigung der Eurokrise 2013/2014 
beitrug, die grundlegende Widersprüche aber nicht aufheben konnte. 

Vor diesem Hintergrund konzentriert sich unser Beitrag auf die Konflikte, 
die vor allem in Deutschland verankerte bürgerliche Kräfte im Krisenverlauf 
eingingen, und fragt, welche Effekte die sich daraus ergebenden Strategiewechsel 
aufden Verlaufder europäischen Krise und ihrer Bearbeitung hatten.! Ein solches 
historisch-konjunkturelles Verständnis gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse in 
der Krise kann, so unsere Hoffnung, die strategischen Reflexionen emanzipato- 
rischer Akteure unterstützen. 


2. Historisch-materialistische Politikanalysen 


Unsere Interpretation der Eurokrise beruht aufeinem analytischen Ansatz, den 
wir gemeinsam mit der Forschungsgruppe Staatsprojekt Europa (2014) entwickelt 
haben und als historisch-materialistische Politikanalyse (HMPA) bezeichnen.? 
Das Ziel dieser HMPA ist es, Nicos Poulantzas’ Topos, wonach Staat und poli- 
tische Institutionen als „materielle Verdichtung gesellschaftlicher Kräfteverhält- 
nisse“ (Poulantzas 2002: 154) zu begreifen sind, für die empirische Analyse von 
gesellschaftlichen und politischen Konflikten produktiv zumachen. Wir verorten 
diese Herangehensweise in der älteren Tradition empirisch-historischer Analysen 
von Klassenkämpfen, für die Marx’ Arbeiten über die französische Revolution 
von 1848-51 im Achtzehnten Brumaire und über die Pariser Kommune in Bür- 
gerkriegin Frankreich Ausgangspunkte und Vorbilder sind (Marx 1852; 1871). 
Auch die Arbeiten von Poulantzas (1973) und David Abraham (1981) über den 
Aufstieg des Faschismus in Italien und Deutschland gehören in diese Traditi- 
onslinie. Im Mittelpunkt unseres Ansatzes steht der Vorschlag, die tendenziell 
unendliche Vielfalt von Strategien und Taktiken miteinander konfligierender Ak- 
teure, sprich: die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse heuristisch entlang breiter 
gesellschaftlicher Projekte zu bündeln, die wir als Hegemonieprojekte bezeich- 
nen. Hegemonieprojcekte sind zu verstehen als zumeist indirekte Verknüpfungen 


1 Die Untersuchung stützt sich neben Sekundärliteratur auf eine Medienanalyse von 
Artikeln der deutschsprachigen Presse, die mit Stichwortsuchen in den Datenbanken 
LexisNexis und WISOnet sowie den Webseiten einzelner Zeitungen und Online-Quellen 
erhoben wurden. Für die Unterstützung hierbei und hilfreiche Kritiken bedanken wir 
uns sehr bei Matthias Müller. Darüber hinaus danken wir Mathis Heinrich und der 
PROKLA-Redaktion für wertvolle Hinweise. 

2 Füreine ausführliche Darstellung des theoretischen Hintergrunds der HMPA und ihrer 
Begriffe sowie ihrer Nutzung in der Forschungspraxis siehe Buckel et al. (2014) und 
Kannankulam/Georgi (2012). 
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einer Vielzahl unterschiedlicher Taktiken und Strategien, die sich auf Konflikte 
über konkrete politische Projekte oder breitere gesellschaftliche Problemlagen 
richten. Hegemonieprojekte sind somit begrifllich entwickelte Abstraktionen, 
die darauf zielen, die innerhalb des Kapitalismus durch grundlegende „soziale 
Formen“ (Hirsch 1994) strukturierte und durch die rekursive (also erfahrungs- 
induzierte) Handlungsmacht der Akteure hervorgebrachte Aggregation von 
sehr unterschiedlich motivierten und oft nebeneinander ablaufenden Taktiken 
und Strategien in einer analytischen Kategorie fassbar zumachen. Wir begreifen 
Hegemonieprojcekte als politikfeldübergreifende Kräftekonstellationen, deren 
Strategien sich in unterschiedlichen Konflikten spezifisch ausprägen. Je nach 
Konflikt treten unterschiedliche Akteure und Spektren ihrer sozialen Basen in 
den Vordergrund. Es ist daher möglich, dass Hegemonieprojekte bei einzelnen 
Konflikten in Fraktionen gespalten sind. Entscheidend ist, sie und ihre Fraktionen 
nie homogen oder statisch zu konzeptionalisieren.° 

Solche Analysen lassen sich mit Bezugaufdie Europäische Union nicht länger 
‘rein national’ ausarbeiten. Die EU ist heute keine Ansammlung eng vernetzter 
Einzelstaaten, sondern ein multiskalares europäisches Staatsapparate-Ensemble, 
das nationale Kräfteverhältnisse nachhaltig europäisiert und transnationalisiert 
hat (vgl. Buckel et al. 2014: 37f.). Der europäische Integrationsprozess bleibt den 
Nationalstaaten nicht äußerlich, sondern wirkt als „interiorisierte Transforma- 
tion“ (Poulantzas 2001: 67) auch in diesen (vgl. Georgi et al. 2014: 89f.). Wenn 
wir uns im Folgenden dennoch auf die Konflikte von primär in Deutschland 
verankerten Kräften konzentrieren und diese immer wieder im Kontext europä- 
ischer Konfliktdynamiken verorten, dann ist dies neben forschungspraktischen 
Gründen dadurch begründet, dass nationale Pfadstrukturen, Institutionen und 
Kulturen weiterhin das ‘Nadelöhr’ bzw. zentrale Knotenpunkte bilden, durch 
die der europäische Integrationsprozess hindurch muss. Dies gilt auch für die 
deutschen Kräfteverhältnisse, wobei hier verankerte Kapitalfraktionen zusam- 
men mit der deutschen Regierung in Europa zwar keine hegemoniale, aber eine 


dominante Stellung innehaben (vgl. Sablowski 2015: 3). 


3 Diefolgende narrative Darstellung stellt unsere Ergebnisse aus den drei HMPA-Analyse- 
schritten (Kontext, Akteure, Konfliktprozess) bewusst nicht separat und nacheinander 
dar, sondern versucht, diese zu verweben, indem sie zwischen chronologischer Rekonstruk- 
tion, Akteursanalyse und Kontextualisierung changiert. 
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3. Konflikte und Kräfteverhältnisse in der Eurokrise 


Phase 1: Von der Struktur- zur Staatsschuldenkrise 
(September 2008 - Februar 2010) 


Der Beginn der gegenwärtigen Krisenepoche lässt sich auf den Spätsommer 2008 
datieren. Der Zusammenbruch der Investmentbank Lehman Brothers am 15. 
September war Schlüsselmoment einer historischen Sequenz, in der sich die 
Erscheinungsweisen der Krise in Europa mehrfach wandelten, von Börsencrashs 
und geborstenen Immobilienblasen, über Bankenkrisen und Kreditklemmen 
zur schwersten Weltrezession seit den 1930er Jahren. Ausgehend von einer seit 
den 1970er Jahren nicht gelösten Überakkumulationskrise transformierten kre- 
ditfinanzierte Konjunkturprogramme und Bankenrettungen die Finanz- und 
Wirtschaftskrise der Jahre 2007 bis 2009 ab Anfang 2010 in eine europäische 
Staatsschuldenkrise (vgl. Demirovic/Sablowski 2012). 

‘Die Krise heißt Kapitalismus - in diesem Motto linker Krisenproteste seit 
2008 scheint ein Verständnis des systemischen Charakters der Krise auf und 
auch bürgerliche Kräfte zeigten sich zu Beginn tief verunsichert. Zuvor waren 
sich die europäischen Akteure des neoliberalen Hegemonieprojcekts einig, dass 
die grundlegende Wachstumsstrategie im wettbewerbsstaatlichen Umbau nahe- 
zu aller gesellschaftlichen Bereiche und staatlichen Aufgaben bestehen müsse. 
Um die Krisenphase der 1970er Jahre zu überwinden, setzten die das Projekt 
tragenden Schlüsselsektoren des postfordistischen Akkumulationsregimes 
(transnationale Industriekonzerne, Finanzwirtschaft, privilegierte Lohnabhänge, 
Selbstständige und Teile der Staatsbürokratien) darauf, Arbeitsverhältnisse und 
Kapitalbewegungen zu deregulieren und Produktions- und Handelsbeziehun- 
gen zu internationalisieren (vgl. Gill 1998: 12f.; van Apeldoorn 2002; Buckel 
et al. 2014: 65ff.). In Europa waren die politischen Projekte des Binnenmarkts 
(1986), der Kapitalverkehrsfreiheit (1994), der Währungsunion (ab 1999) und 
der Lissabon-Strategie (2000) zentrale Vehikel dieser Strategie. In den Jahren 
2008/2009 zeigten sich neoliberale Akteure jedoch zunehmend uneinig über 
Ursachen und Lösungsansätze der Krise (vgl. Schirrmacher/Strobl 2011; Bieling 
2009; Heinrich 2012: 399). 

Im Herbst 2009 zeichnete sich in Teilen Europas das Ende der Rezession ab. 
Tatsächlich geriet die EU vom Regen in die Traufe. Im Oktober 2009 musste der 
neue griechische Finanzminister den offiziellen griechischen Schuldenstand auf 
über 12 Prozent nach oben korrigieren, mehr als Doppelte des vorherigen Werts, 
woraufhin Ratingagenturen Griechenlands Bonitätsnote deutlich absenkten (FR, 
28.10.2009). Am 9. Dezember 2009 sprach Premierminister Papandreou erstmals 
von einem drohenden Staatsbankrott (vgl. Illing2013: 50). EU-Kommission und 
Bundesregierung wiesen Hilfen für Griechenland anfangs scharf zurück (vgl. 
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tagesschau.de, 9.12.2009). Doch ab März 2010 rückte die ‘Griechenlandkrise’ 
in den Mittelpunkt der deutschen und europäischen Politik und offenbarte Spal- 
tungslinien im Block an der Macht. 


Phase 2: Die >Griechenlandkrise< weitet sich aus (März 2010 - Mai 2011) 


Der Beginn der Eurokrise im engeren Sinne lässt sich auf das Frühjahr 20110 datie- 
ren. Als sich das seit Ende 2009 abzeichnende Misstrauen der Finanzmärkte in die 
Tragfähigkeit der griechischen Staatsschulden zuspitzte und die Refinanzierung 
bestehender Schulden massiv gefährdet schien, beschlossen die Euro-Staaten 
auf ihrem Gipfel vom 25. März 2010 einen Fonds bilateraler Finanzhilfen, die 
Griechenland am 23. April beantragte. Der heftige politische Streit in Deutschland 
und den EU-Gremien über Bedingungen und Methoden der Rettungsprogramme 
für Griechenland (April 2010), Irland (November 2010) und Portugal (Mai 2011) 
legte die Bruchlinien zwischen Fraktionen des neoliberalen Hegemonieprojekts 
offen und weiteten sie aus. Einig waren sich in Deutschland verankerte neoliberale 
Kräfte, dass Hilfen, wenn überhaupt, nur unter striktesten Auflagen gezahlt werden 
konnten. Ende April deutete der deutsche Außenminister und FDP-Vorsitzende 
Guido Westerwelle an, dass das Zögern der Bundesregierung gegenüber Hilfszu- 
sagen den Zweck hatte, die Krisensituation zu verschärfen: Wer „zu früh irgend- 
welche Hilfszusagen macht, der wird nur erleben, dass das dann auch den Druck 
nimmt, in Griechenland die strukturellen Hausaufgaben zu erledigen“ (Zit. n. 
Spiegel Online, 27.4.2010; vgl. FAZ 28.4.2010) Vor dem Hintergrund solcher 
Einigkeit zeichnete sich die Krisenbearbeitung durch eine Strategie aus, die eine 
Kettenreaktion aus Staatsbankrotten, Investorenverlusten, Bankpleiten und einer 
Destabilisierung des gesamten Euroraumes um fast jeden Preis verhindern wollte 
und dafür bereit war, die privaten Gläubiger Griechenlands, Irlands und Portugals 
mit öffentlichen Geldern des IWE, der EU und der Euro-Länder vor Verlusten 
zu schützen. Die zu diesem Zweck an die Schuldnerstaaten vergebenen Kredite 
wurden nur unter der Auflage schockartiger Austeritätsprogramme gewährt, die 
eine strikte Sparpolitik mit neoliberalen ‘Strukturanpassungen’ des Arbeitsmarkts, 
des Steuersystems, mit Sozialabbau und Privatisierungen verbanden. 

Zugleich trieben deutsche Regierung und EU-Kommission ab März 2010 
das politische Projekt eines autoritär verschärften Stabilitätspakts voran, um 
die fiskalische und wirtschaftspolitische Handlungsfähigkeit nationaler Parla- 
mente und Regierungen einzuschränken. Bereits am 10. März 2010 erklärte die 
Europäische Kommission, wichtiger noch als ein Rettungsfonds sei eine „engere 
Überwachung der nationalen Wirtschaftspolitiken“ (taz, 10.3.2010). Anfang 
Mai forderte Bundeskanzlerin Merkel, der Stabilitätspakt müsse „so umgestaltet 
werden, dass er nicht mehr unterlaufen werden könne“ (FAZ, 3.5.2010), und am 
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13. Mai legte die Europäische Kommission Pläne für das Europäische Semester 
vor, wonach die Staaten ihre Budgetplanungen der Kommission im Frühjahr 
zur Prüfung vorlegen müssen (FAZ, 13.5.2010). Der deutsche Finanzminister 
Wolfgang Schäuble forderte die europaweite Einführung einer Schuldenbremse 
nach deutschem Vorbild (taz, 17.5.2010). 

Am umstrittensten war in Deutschland die Frage eines griechischen Schul- 
denschnitts. Unterstützt wurde diese Forderungnicht nur von linkseuropäischen 
Kräften und den auf neoliberaler Grundlage agierenden Mehrheitsströmungen 
von SPD und Grünen. Auch zahlreiche ExpertInnen, darunter der Direktor des 
Münchner ifo-Instituts Hans-Werner Sinn, verlangten aus ordnungspolitischen 
Gründen einen Schuldenschnitt (vgl. Spiegel Online, 3.3.2010). Dass eszu Beginn 
der Krise 2010 dennoch nicht zu einer Gläubigerbeteiligungkam, lagoffenbar an 
der Stärke von Akteuren des transnationalen Finanz- und Bankenkapitals, die 
warnten, eine Gläubigerbeteiligung würde eine neue Bankenkrise und Spekula- 
tionswellen gegen andere Eurostaaten auslösen. Ein Vertreter der Commerzbank 
erklärte etwa: „Anleger würden sich fragen: Wenn in Griechenland Schulden 
aus den Büchern gestrichen werden, warum sollte das nicht morgen in Portugal 
oder Spanien passieren?“ (Zit. n. Spiegel Online, 27.4.2010) 

Nach unserer Analyse verdichtete sich in der Krisenpolitik aus Investoren- 
rettung, ‘Strukturreformen’ und dem im September 2010 beschlossenen Euro- 
päischen Semester ein europäisches Kräfteverhältnis, das dominiert war durch 
eine meist implizite Allianz, deren eine Seite aus einem vor allem in Deutschland 
verankerten ordo-konservativen Bündnis bestand. Dieses Bündnis umfasste ei- 
nerseits die national-konservativen Hegemonieprojekte in Deutschland und 
anderen Zentrumsstaaten, mithin jene gesellschaftlichen Kräfte, die einem stark 
vertieften europäischen Integrationsprozess skeptisch bis ablehnend gegenüber- 
standen und ein ‘Europa der souveränen Nationen’ befürworteten. Sozial ver- 
ankert in rechten und konservativen Milieus und Teilen des Mittelstands und 
wirtschaftspolitisch fast immer aufneoliberaler Grundlage agierend, attackierten 
die gleichsam ‘national-neoliberalen’ Akteure dieses Hegemonieprojekts das 
Rettungspaket für Griechenland und den im Mai 2010 etablierten EFSF als 
Schuldenvergemeinschaftung und Ausverkauf deutscher Interessen. Einige Ak- 
teure, unter ihnen CSU-Landesgruppenchef Hans-Peter Friedrich, forderten, 
ein Euro-Austritt Griechenlands dürfe „nicht zum Tabu erklärt werden“ (zit. 
n. Spiegel Online, 27.4.2010). Solche chauvinistischen Positionen verbanden 
sich mit den Argumenten einer ordoliberalen Fraktion, die im Zuge der Krise 
aus dem neoliberalen Hegemonieprojekt herausbrach. Gestützt auf die extensi- 
ve Verankerung von Diskursen der Geldwertstabilität und des ‘Sparens’ in der 
deutschen Bevölkerung und ihren Eliten, und gleichsam angeführt von Hans- 
Werner Sinn, argumentierten zahlreiche ExpertInnen, dass die Rettungspakete 
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für Griechenland, Irland und Portugal eine steuerfinanzierte Sozialisierung der 
Fehlspekulationen von Investoren seien - und somit ordnungspolitisch verhee- 
rend und ökonomisch ohne Perspektive. Stattdessen setzten sie auf Austerität 
und neoliberale Strukturreformen, kombiniert mit einem Schuldenschnitt, und 
forderten, Griechenland aus dem Euro zu werfen (vgl. Spiegel Online 3.3.2010 
und 26.4.2010; SZ, 20.5.2010). Die hier skizzierten Positionen eines ordo-kon- 
servativen Bündnisses wurden in Deutschland von CSU, Strömungen in CDU 
und FDP sowie großen Teilen der bürgerlichen Presse (FAZ, Die Welt, BILD u.a.) 
artikuliert und unterstützt. Diese sozialen Kräfte bildeten einen entscheidenden 
Teil der Machtbasis der schwarz-gelben Koalition und der von ihnen ausgeübte 
Druck kann das langwierige Zögern der Regierung Merkel gegenüber Hilfen für 
Griechenland, ihre kompromisslose Härte bei den Austeritätsbedingungen und 
ihre klare Ablehnung von Eurobonds erklären. 

Dass die deutsche Regierung sich trotz des ordo-konservativen Widerstands 
mit Milliardensummen an der Rettung der Gläubiger Griechenlands, Irlands 
und Portugals beteiligte, lässt sich auf den Einfluss einer proeuropäischen und 
autoritären Fraktion des neoliberalen Hegemonieprojekts zurückführen. Diese 
speiste sich aus Strategien der transnationalen Finanzwirtschaft und des ex- 
portorientierten Industriekapitals der Zentrumsstaaten, aus mittelständischen 
Unternehmen und jenen Konzernen, die etwa im European Round Table of 
Industrialists organisiert sind (vgl. van Apeldoorn 2002). Als zugleich proeuro- 
päisch und autoritär ist diese Fraktion zu bezeichnen, weil sie eine Vertiefung der 
europäischen Integration aktiv unterstützt, solange diese dazu dient, die haus- 
halts-, wirtschafts- und sozialpolitischen Spielräume nationaler Parlamente und 
Regierungen einzuschränken und so Entscheidungen gegen die neoliberale Or- 
thodoxie autoritär zu verhindern. Die autoritäre Verschärfungdes Stabilitätspakts 
im Zuge der Krise entsprang dem Interesse dieser Fraktion. Aus ihrer Perspektive 
erschienen die Schuldenkrisen in Griechenland, Irland und Portugal als Be- 
drohung des Euro und Gefahr für eigene Interessen. So setzten Akteure der 
autoritär-neoliberalen Fraktion die Regierung Merkel im Laufe des Frühjahrs 
2010 erfolgreich unter Druck, ihre Ablehnung eines ‘bail-outs’ von Investoren 
aufzugeben (vgl. Evans 2011: 108f.; FAZ, 28.4.2010). Allerdings musste aus 
ihrer Sicht eine steuerfinanzierte ‘Rettung’ der Gläubiger jener Länder, die durch 
extensive Konjunkturprogramme und Bankenrettungen zu ‘Schuldnerstaaten’ 
geworden waren, als Gelegenheit für eine neoliberale Schockstrategie genutzt 
werden, die die Verwertungsbedingungen zulasten von Bevölkerungsmehrheiten 
verbessern sollten. Die Bedingungen des griechischen Hilfspakets von Frühjahr 
2010 entsprachen diesem Muster (vgl. FAZ, 3.5.2010). 

Auf Basis der bisher entwickelten Argumentation lässt sich die Politik der 
deutschen Regierungin der Eurokrise von März 2010 bis Mai 2011, ihr zunächst 
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langes Zögern und die letztendliche Zustimmung gegenüber bilateralen Hilfen 
und dem gemeinsamen Rettungsfonds EFSF, durch ein Changieren zwischen den 
beiden Stützen der eigenen Machtbasis erklären. Mit der Entscheidung für die 
Rettungsprogramme gab die Regierung Merkel den Forderungen der autoritär- 
neoliberalen Fraktion nach, sah sich aber zu Zugeständnissen gegenüber den 
Akteuren des ordo-konservativen Bündnisses gezwungen: Hilfen nur gegen harte 
Strukturreformen, eindeutige Ablehnung von Eurobonds und eine im Verlauf 
der Krise wachsende Offenheit gegenüber einem freiwilligen Schuldenschnitt 
für Griechenland. 


Phase 3: Eskalation zur Eurokrise’ (Juni 2011 - Juni 2012) 


Im Juni 2011 begann in der Eurokrise eine Phase der Eskalation, die bis Sommer 
2012 anhielt. Griechenland blieb von den Finanzmärkten abgeschnitten und 
benötigte ein zweites Hilfspaket, Ratingagenturen stuften Griechenlands Bonität 
weiter herab (vgl. FAZ, 11.5.2011 und 13.6.2011). Auch in anderen Ländern 
spitzte sich die Situation zu. Anfang Juli senkte die Ratingagentur Moody’s die 
Bonität Portugals auf „Ramsch-Niveau“ (FAZ, 6.7.2011), wenige Tage später 
berief EU-Ratspräsident van Rompuy ein Krisentreffen ein — „wegen wachsender 
Zweifel an der finanziellen Solidität Italiens“ (FAZ, 10.7.2011). Im Frühsommer 
2011 wurde deutlich, dass es der bisherigen Krisenpolitik zwar gelungen war, 
Staatsbankrotte abzuwenden, doch die harte Austeritätspolitik verschärfte die 
wirtschaftliche Krise. Dennoch wäre es verkürzt, die Austeritätspolitik als irrati- 
onal oder ‘deutsche Obsession’ abzutun. Neoliberale Kräfte begriffen Austerität 
als Mittelzum Zweck der ‘internen Abwertung) also der Strategie durch sinkende 
Lohnkosten, Sozialabbau und Deregulierung die “Wettbewerbsfähigkeit’ der 
Krisenstaaten zu erhöhen (vgl. Armingeon/Baccaro 2012). Selbst steigende Re- 
finanzierungskosten und die Gefahr von Staatsbankrotten konnten aus dieser 
Perspektive als Kollateralschäden oder notwendige Bedingung für die Verbes- 
serung der (eigenen) Verwertungsbedingungen erscheinen. 

Vor dem Hintergrund der sich zuspitzenden wirtschaftlichen Krise lammte 
der politische Streit in Deutschland über einen griechischen Schuldenschnitt 
im Frühsommer 2011 erneut auf. Anlass war die anstehende Auszahlung von 12 
Milliarden Euro aus dem ersten Hilfspaket (Handelsblatt, 17.6.2011). Anders als 
noch im Frühjahr 2010 stand die Bundesregierung einer Gläubigerbeteiligung 
offen gegenüber (Berliner Morgenpost, 7.6.2011; FAZ, 13.6.2011). Bundesbank- 
präsident Jens Weidmann stellte sich jedoch gegen einen Schuldenschnitt. Zwar 
sei am „Grundgedanken nichts falsch“ (zit. n. FAZ, 13.6.2011), doch gebe es 
„Ansteckungsgefahren“ (ebd.). Der designierte EZB-Chef Mario Draghi wurde 
noch deutlicher: Alle Konzepte, „die nicht völlig freiwillig sind oder irgendein 
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Element von Zwang beinhalten“ (zit. n. FAZ 14.6.11), müssten ausgeschlossen 
werden. Deutlich wird hierin eine wachsende Spannungzwischen einer autoritär- 
neoliberalen Krisenpolitik, artikuliert von etwa Weidmann und Draghi, die 
Investorenrettungum jeden Preis verfolgte, und einer ordo-konservativen Linie, 
auf die die Bundesregierung auch aufgrund zunehmenden öffentlichen Drucks 
eingeschwenkt war und die Gläubigerbeteiligungen aus ordnungspolitischen 
Gründen einforderte. 

In dieser angespannten Situation intervenierten etwa 70 Konzern-Manage- 
Innen (u.a. von Siemens, Daimler, BMW, Telekom und EADS), die „in gro- 
ßen Zeitungsanzeigen ein flammendes Plädoyer für den Euro“ (Handelsblatt, 
17.6.2011) hielten. Eine autoritär-neoliberale Position formulierend, forderten 
diese SprecherInnen des transnationalen Industriekapitals die Bundesregierung 
auf, den Euro als „Jobmotor und Wohlstandsgarant“ (ebd.) zu verteidigen und 
zu diesem Zweck die Gläubiger der Schuldenstaaten zu retten: „Die Rückkehr 
zu stabilen finanziellen Verhältnissen wird viele Milliarden kosten, aber die Eu- 
ropäische Union und unsere gemeinsame Währung sind diesen Einsatz allemal 
wert“ (ebd.). Obwohlalso ordo-konservative Akteure, linksorientierte Kräfte und 
62 Prozent der deutschen Bevölkerung eine Gläubigerbeteiligung unterstützten 
(Handelsblatt, 17.6.2011), wurde ein Schuldenschnitt zunächst verschoben, was 
als „Niederlage der deutschen Regierung“ (ebd.) gewertet wurde. Der Handlungs- 
spielraum der Bundesregierungschien zwischen den gegensätzlichen Forderungen 
der ordo-konservativen und autoritär-neoliberalen Forderungen zunehmend 
eingeengt. 

Diese Spannungen vertieften sich in den folgenden Monaten, insbesondere 
ordo-konservative Kräfte erhöhten den Druck. Im Vorlaufzum Euro-Krisengipfel 
vom 21. Juli 2011, auf dem das zweite Hilfspaket für Griechenland zur Debatte 
stand, warnte Wirtschaftsminister und FDP-Vorsitzender Philipp Rösler davor, 
dem EFSF zu gestatten, griechische Anleihen am Sekundärmarkt zu kaufen, 
und forderte: „Vor allem brauchen wir den Einstieg in eine private Gläubigerbe- 
teiligung.“ (FAZ, 18.7.2011) Die Gipfel-Ergebnisse, ein zweites Rettungspaket 
über 109 Milliarden Euro und ein ‘freiwilliger Schuldenschnitt‘, lösten in der 
FPD wenig Begeisterung aus. Ihr Finanzexperte Frank Schäfer erklärte, dass 
er dem Rettungspaket nicht zustimmen werde: „Ohne eine Austrittsmöglich- 
keit aus dem Euro bringt der Schuldenschnitt nichts“ (zit n. taz, 23.7.2011). Ein 
Vertreter der Linken-Bundestagsfraktionen kommentierte, Deutsche Bank-Chef 
Josef Ackermann habe „ganze Arbeit“ (zit. n. ebd.) geleistet, indem er, so die 
implizite Analyse, eine substantielle Gläubigerbeteiligung des transnationalen 
Finanzkapitals erneut verhindert habe. 

Der hier aufscheinende Konflikt fand seinen nächsten Anlass im September 
2011, als im Bundestagdie Abstimmungüber die Aufstockung des Rettungsfonds 
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EFSF näherrückte. Bei einer Probeabstimmung verfehlte Angela Merkel die 
“Kanzler-Mehrheit’ (FAZ, 7.9.11) und Mitte September spekulierte FDP-Wirt- 
schaftsminister Rösler, unterstützt von CSU-Chef Horst Seehofer, laut über eine 
Insolvenz Griechenlands (vgl. taz, 14.9.2011). Zwar wurde die EFSF-Erweiterung 
am 29. September, mit Kanzler-Mehrheit, im Bundestagbeschlossen, aber Anfang 
Oktober setzten die Euro-Rebellen’ um Frank Schäfller einen Mitgliederent- 
scheid über die FDP-Position zum ständigen Rettungsschirm ESM durch. Beim 
ESM, so ihre Kritik, handele es sich um „unbefristete Rettungsmaßnahmen, 
bei denen Deutschland für Schulden anderer europäischer Staaten haftet“ (Der 
Standard, 5.10.2011). In einem offenen Briefunterstützten zahlreiche Volkswirte 
die Initiative, darunter der spätere AfD-Vorsitzende Bernd Lucke (Friedrich 
2015: 24). Auch wenn die Schäffler-Fraktion knapp unterlag, signalisierte die 
Abstimmung eine wachsende Distanz zwischen ordo-konservativen Akteuren 
und der Bundesregierung, die mit ihrer Strategie, Investoren und Gläubiger 
mit ‘deutschen Steuergeldern’ zu retten und den Stabilitätspakt autoritär zu 
reformieren, immer eindeutiger auf die Linie der autoritär-neoliberalen Frakti- 
on eingeschwenkt war. Nach der Niederlage, so Sebastian Friedrich (2015: 24) 
über die national-neoliberalen ExpertInnen um Bernd Lucke, „wurde der Ton 
gegen Schwarz-Gelb schärfer“. Dass die Bundesregierung im November 2011 
einen erneuten Versuch der EU-Kommission, Eurobonds als Krisenlösung zu 
diskutieren, brüsk abwehrte (vgl. taz, 24.11.2011) hingauch mit dem wachsenden 
Druck ordo-konservativer Kräften zusammen, für die Eurobonds wohl Anlass 
zu breiter Revolte gewesen wären. 

Der Winter 2011/2012 brachte eine weitere Zuspitzung. Um das ‘Vertrauen 
der Märkte’ wiederzugewinnen, hielten es Akteure der autoritär-neoliberalen 
Fraktion für unabdingbar, den fiskal- und wirtschaftspolitischen Handlungs- 
spielraum nationaler Parlamente und Regierungen weiter einzuschränken. 
Vor diesem Hintergrund verabschiedete der EU-Gipfel vom 8./9. Dezember 
2011 nicht nur die Six-Pack-Richtlinien zur Verschärfung des Stabilitätspakts, 
sondern vereinbarte den sogenannten Fiskalpakt, der die beteiligten Staaten 
zwang, Schuldenbremsen verfassungsrechtlich zu verankern. Ursprünglich hatte 
Bundeskanzlerin Merkel gefordert, dass nur durch eine Reform der EU-Verträge 
nationalstaatlicher Handlungsspielraum ausreichend eingeschränkt und somit 
‘Spardisziplin’ gewährleistet werden könne (vgl. taz, 9.12.2011). Dass es trotz 
solcher Forderungen bislang zu keiner EU-Vertragsreform kam und dass der 
Fiskalpakt Anfang März 2012 außerhalb des EU-Rechts, als zwischenstaatlicher 
Vertraggeschlossen wurde, lagan der Stärke der gegen diese Vorhaben stehenden 
Akteure im europäischen Kräfteverhältnis. 

Auf der rechten Seite des politischen Spektrums mobilisierten ordo-konser- 
vative Kräfte in Deutschland gegen jede weitere Abgabe von Souveränität ‘nach 


Kräfteverhältnisse in der Eurokrise " 


Brüssel’, selbst wenn diese mit stärkerer Disziplinierungauch anderer EU-Länder 
verbunden waren. Die Verfassungsklagen des CSU-Abgeordneten Peter Gauwei- 
ler und von Ökonomen und Juristen aus dem späteren AfD-Umfeld (darunter 
Joachim Starbatty und Karl Albrecht Schachtschneider) gegen den Fiskalpakt 
im Juni 2012 machen dies deutlich. Die Ablehnung des Fiskalpakts durch die 
Akteure des ordo-konservativen Bündnisses war jedoch nicht durch ordoliberale 
Grundsätze begründet; Hans-Werner Sinn beklagte sich vor allem, dass der 
Pakt ein „Placebo“ seiund „nur in Deutschland ernst genommen“ werde (zit. n. 
Handelsblatt Online, 1.7.2012). Stattdessen richtete sich die Kritik aus nationaler 
Perspektive gegen eine Einschränkungder deutschen Souveränität und der Haus- 
haltsrechte des Bundestags. Andere EU-Regierungen standen 2011/2012 unter 
noch stärkerem Druck euroskeptischer Kräfte. So blockierten die britische und 
die tschechische Regierungim Dezember 2011 den Abschluss des Fiskalpakts als 
EU-Vertrag wohl maßgeblich in Reaktion auf die Stärke euroskeptischer Kräfte 
in ihren Ländern. 

Zugleich muss das Ausbleiben eines Versuchs, die EU-Verträge autoritär zu 
reformieren, auch als Reaktion auf das Mobilisierungspotenzial von Akteuren 
eines linkseuropäischen Hegemonieprojekts gewertet werden.‘ Gestützt auf 
soziale Basen unter den Lohnabhängigen (öffentliche Angestellte, Teile der 
FacharbeiterInnen, prekarisierte Schichten, linksbürgerliche Milieus) und eine 
große Zahl organischer Intellektueller in Wissenschaft, Medien, Kultur- und 
Bildungsreich waren es die oft auch gegeneinander handelnden Akteure die- 
ses Projekts (Gewerkschaften, NGOs, soziale Bewegungen, linke Parteien), die 
zumindest in Griechenland und Spanien einen massiven Kampfzyklus gegen 
die autoritär-neoliberale Krisenbearbeitung in Gang setzten und auch in ande- 
ren Ländern Mobilisierungserfolge erzielten (vgl. Candeias/Völpel 2014). In 
Deutschland stellte sich der DGB offen gegen den Fiskalpakt (vgl. DGB 2012) 
und im französischen Präsidentschaftswahlkampf profilierte sich der sozialisti- 
sche Kandidat Frangois Hollande mit Forderungen nach einer Neuverhandlung 
des Pakts (Südwest Presse, 28.4.2012). Angesichts dieser Konstellation erschien 
vielen Akteuren eine neoliberale EU-Vertragsrevision als aussichtsloses Unter- 
fangen. Der französische Präsident Sarkozy verwies im Oktober 2011 darauf, 
dass Vertragsreformen in Frankreich ein Politikum ersten Grades seien, nachdem 
die Bürger 2005 den EU-Verfassungsvertrag per Referendum abgelehnt hatten. 
Deshalb wolle er an den Verträgen nicht rütteln (Der Standard, 16.10.2011). Der 


4  Generelllassen sich die europapolitischen Strategien linksorientierter Kräfte, so unserean 
anderer Stelle entwickelte Argumentation, begrifflich in ein proeuropäisch-soziales, ein 
national-soziales und ein linksliberal-alternatives Hegemonieprojckt fassen (vgl. Buckel 


etal. 2014: 71f.). 
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schwedische Ministerpräsident Reinfeld bezeichnete eine Vertragsänderung als 
„gewagtes Unternehmen“ (zit. n. taz, 9.12.2011). 

Vor dem Hintergrund dieser politischen Verwerfungen spitzte sich die Eu- 
rokrise im ersten Halbjahr 2012 weiter zu. Im Januar senkten die großen Ratin- 
gagenturen ihre Bonitätsnoten für neun Euro-Staaten ab, darunter Frankreich, 
Italien, Österreich und Zypern (tagesschau.de, 14.1.2012). Die Zahl der Ar- 
beitslosen in Europa erreichte mit 45 Millionen einen historischen Höchststand 
(taz, 24.1.2012). Ende Februar diagnostizierte die Kommission eine Rezession 
der Eurozone (KOM 2012) und in den folgenden Monaten verbreitete sich die 
Sorge, dass Hilfsanträge aus Spanien und Italien das Volumen der europäischen 
Rettungsschirme sprengen könnten (vgl. Handelsblatt, 14.6.2012; Illing 2013: 
81,85). Am 23. April 2012 senkte die Ratingagentur S&P die Bonität Spaniens 
undam 9. Juni beantragte Spanien ein ‘kleines’ Hilfspaket (100 Milliarden Euro) 
zur Bankenrettungbeim EFSF. Als Syrizabei den griechischen Parlamentswahlen 
am 17. Juni vor einem Sieg zu stehen schien, gerieten Finanzmarktakteure in 
Unruhe (vgl. Berliner Morgenpost Online, 15.6.2012). Am 25. Juni beantragte 
auch Zypern Hilfen aus dem EFSF. Trotz all der beschlossenen Maßnahmen trieb 
die Eurokrise im Frühsommer 2012 ihrem Höhepunkt entgegen. 


Phase 4: Whatever it takes’ - Krisenhöhepunkt und Entspannung 
(Juli 2012 - März 2013) 


Auch in Deutschland erfuhr die Krise im Sommer 2012 eine politische Zuspit- 
zung. Am 29. Juni sollten Bundestag und Bundesrat über Fiskalpakt und ESM 
abstimmen. Während linkseuropäische Kräfte mit Aufrufen wie „Demokratie 
statt Fiskalpakt“ (taz, 15.3.2012) und „Europa neu begründen“ (2012) sowie den 
Blockupy-Aktionstagen Mitte Mai 2012 ihre Ablehnungdemonstrierten, gab das 
“Mitte-Links-Spektrum’ seine Zustimmung, Aufeinem Grünen-Parteitag warnte 
Fraktionschef Trittin seine Partei vor einem Scheitern des Fiskalpakts: „Was 
glaubt ihr, rief Jürgen Trittin, was dann an den internationalen Finanzmärkten 
los ist?“ (taz, 24.6.2012) Bitteren Widerstand erfuhren ESM und Fiskalpakt 
dagegen von den national-neoliberal argumentierenden Akteuren des ordo- 
konservativen Bündnisses, u.a. vom Schäfller-Flügel der FDP, Teilen der CSU 
und den Netzwerken um Joachim Starbatty und Bernd Lucke (vgl. Friedrich 
2015: 26f.). Für dieses Spektrum war der 29. Juni 2012 ein Fanal. Nicht nur 
wurden ESM und Fiskalpakt verabschiedet, direkt zuvor hatte Bundeskanzlerin 
Merkel auf einem EU-Gipfel “Zugeständnisse’ an Italien und Spanien gemacht. 
Im Gegenzugzur Einrichtungeiner EU-Bankenaufsicht akzeptierte die deutsche 
Regierung, dass EFSF/ESM-Gelder künftig direkt an Banken vergeben werden 
und dass die Fonds Staatsanleihen von Eurostaaten kaufen konnten, ohne dass 
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diese Länder umfassende Reformprogramme umsetzen mussten. Entrüstung 
und Wut im ordoliberal-konservativen Lager spitzten sich zu. Der CDU-Innen- 
politiker Wolfgang Bosbach kritisierte, die Gipfelbeschlüsse seien ein „großer 
Schritt in Richtung der Vergemeinschaftung von Schulden“ (taz, 29.6.2012). Der 
CSU-Abgeordnete Peter Gauweiler sowie eine Gruppe um Joachim Starbatty 
reichten noch am selben Abend Verfassungsklagen gegen ESM und Fiskalpakt 
ein. Die zunehmende Spaltung des neoliberalen Lagers wurde am 5. Juli 2012 
offenkundig, als 172 ÖkonomlInnen, angeführt von Hans-Werner Sinn, der 
Bundesregierung in einem offenen Brief vorwarfen, mit ihrer Zustimmung zu 
einer Bankenunion die Schulden ausländischer Privatbanken zu sozialisieren: 
„Die Steuerzahler, Rentner und Sparer der bislang noch soliden Länder Europas 
dürfen für die Absicherung dieser Schulden nicht in Haftunggenommen werden, 
[...] Banken müssen scheitern dürfen.“ (Offener Brief der Ökonomen 2012). 
FPD-Wirtschaftsminister Rösler provozierte erneut mit Spekulationen über 
einen Euro-Austritt Griechenlands (vgl. tagesschau.de, 22.7.2012). Parallel zu 
dieser politischen Zuspitzung eskalierte die ökonomische Krisendynamik. Im 
Laufe des Juli senkte die Ratingagentur Moody’s die Bonitätsnoten für Italien, 
Luxemburg, die Niederlande und Deutschland, schließlich sogar für den EFSF 
(vgl. tagesschau.de, 13.7.2012, 17.7.2012, 24.7.2012, 25.7.2012). Spanien war ge- 
zwungen, Rekordzinsen für neue Anleihen zu zahlen (tagesschau.de, 23.7.2012). 
Die britische Regierung wies die Kreditinstitute des Landes an, sich auf den 
Zerfall der Eurozone vorzubereiten (vgl. tagesschau.de, 31.7.2013). 

In dieser Situation intervenierte EZB-Präsident Mario Draghi am 26. Juli 
2012 mit einer Rede, in der er andeutete, die EZB werde notfalls unbegrenzt 
Staatsanleihen kaufen und so als ‘lender of last resort’ fungieren: „Within our 
mandate, the ECB is ready to do whatever it takes to preserve the euro. And 
believe me, it will be enough.“ (Draghi 2012). Diese Ankündigung kann als ein 
Wendepunkt der Eurokrise gelten. „Spekulationen gingen drastisch zurück, 
Zinssenkungen spülten viel Geld in die Märkte, Aktienkurse stiegen.“ (tages- 
schau.de, 31.7.2013). Am 2. August kündigte Draghi ein neues Programm zum 
Kauf von Staatsanleihen und andere ‘unkonventionelle’ Schritte der EZB an 
und am 6. September fällte der EZB-Rat einen entsprechenden Beschluss, dem 
Bundesbank-Präsident Weidmann, unterstützt von FDP-Wirtschaftsminister 
Rösler, scharf widersprach (tagesschau.de, 2.8.2012, 3.9.2012, 6.9.2012) Als 
das deutsche Bundesverfassungsgericht wenige Tage später, am 12. September, 
ESM und Fiskalpakt mit geringen Auflagen für verfassungsgemäß erklärte und 


5 Tatsächlich wurden bislang (Mitte Juli 2015) im Rahmen dieses Outright Monetary 
Transactions-Programs (OMTP) durch die EZB keine neuen Anleihen gekauft. Allein 
die Ankündigung eines möglichen Kaufs hatte Finanzmarktakteure beruhigt. 
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damit die Klagen der Linkspartei sowie national-konservativer und ordoliberaler 
Kräfte aus dem Wegräumte, entspannte sich die Krisendynamik weiter (vgl. Die 
Welt, 13.9.2012). 

Nach unserer Analyse kam es in der Krisendynamik des Sommers 2012 zu 
einem impliziten Allianzwechsel der autoritär-neoliberalen Fraktion. Deren 
Akteure reagierten aufden zunehmenden Druck gegenüber einer Krisenpolitik, 
die maßgeblich von in Deutschland verankerten ordo-konservativen Kräften be- 
einflusst gewesen war. Diese hatten alternative Strategien wie Schuldenvergemein- 
schaftungund expansive Geldpolitik erbittert bekämpft. Vor diesem Hintergrund 
kann die nun im Sommer 2012 modifizierte Krisenpolitik als Annäherung der 
autoritär-neoliberalen Fraktion an Positionen verstanden werden, die von einer 
weiteren Strömung des neoliberalen Hegemonieprojekts vertreten wurden, die 
wir als „Reregulierungsfraktion“ bezeichnen. Diese Fraktion umfasst die Mehr- 
heitsströmungen von SPD und Grünen in Deutschland, die Regierung Hollande 
in Frankreich und andere Mitte-Links-Parteien in den Zentrumsstaaten sowie ihr 
politisches, wissenschaftliches und publizistisches Umfeld. Ihre Strategien sind als 
neoliberal zu bezeichnen, weil sie u.a. Troika-Memoranden, Six-Pack-Richtlinien 
und Fiskalpakt unterstützten. Zugleich waren sie zu einer begrenzten wirtschafts- 
und sozialpolitischen Kurskorrektur bereit und wollten die Krisenpolitik um 
keynesianische Elemente ergänzen, darunter Schuldenschnitt, Steuern auf Fi- 
nanztransaktionen und Vermögen, Eurobonds oder Altschuldentilgungsfonds, 
Konjunkturpolitik durch staatliche Investitionen und höhere Löhne sowie eine 
expansive Geldpolitik (vgl. tagesschau.de, 11.8.2012; IfG 2011: 14; SPD 2013). 
Tatsächlich wurde die europäische Krisenpolitik ab Ende 2011 um genau solche 
Politiken angereichert. Bereits kurz nach dem Amtsantritt von Mario Draghi 
als EZB-Präsident weitete die Zentralbank ihre bereits ab 2008 zunehmend 
expansive Geldpolitik (u.a. Leitzinssenkungen, Anleihenkäufe) aus und senkte 
den Leitzins auf ein Rekordtief von 0,75 Prozent (tagesschau.de, 8.12.2011). 
Diese lockere Geldpolitik wurde im Frühjahr 2012 durch Lohnsteigerungen in 
Deutschland ergänzt: plus 6,3 Prozent in zwei Jahren im öffentlichen Dienst (SZ, 
31.3.2012) und plus 4,3 Prozent in der Metallindustrie, der stärkste Abschluss 
seit 20 Jahren (Spiegel Online, 19.5.2012). Finanzminister Schäuble argumen- 
tierte, es sei „in Ordnung, wenn bei uns die Löhne aktuell stärker steigen als in 
allen anderen EU-Ländern“ (zit. n. Focus Online, 5.5.2012), und stellte klar, 
dass Deutschland damit den Forderungen anderer EU-Staaten und der Rere- 
gulierungsfraktion entgegenkam: „Diese Lohnsteigerungen tragen auch zum 
Abbau von Ungleichgewichten innerhalb Europas bei“ (ebd.). Die Beschlüsse des 
EU-Gipfels vom 29. Juni 2012 zum EU-Wachstumspakt und einer erleichterten 
Kreditvergabe durch den ESM reihen sich in diese Linie ein und wurden als 
Niederlage für die bisherige harte Linie der deutschen Regierung interpretiert 
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(vgl. taz, 29.6.2012). Zudem hatten sich SPD und Grüne ihre Zustimmungzum 
Fiskalpakt mit der Unterstützung der Bundesregierung zu einer Finanztransak- 
tionssteuer abkaufen lassen (vgl. tagesschau.de, 21.6.2012). Nur äußerst unwillig 
stimmte die FDP diesem Kompromiss zu, der den schrittweisen Allianzwechsel 
der autoritär-neoliberalen Fraktion anschaulich symbolisiert. Und während der 
CSU-Abgeordnete Gauweiler beim Bundesverfassungsgericht einen Eilantrag 
gegen das Anfang September 2012 beschlossene EZB-Programm zum Anleihen- 
kaufeinreichte, wurde Draghis offensive Geldpolitik sowohl von Bundeskanzlerin 
Merkel als auch Finanzminister Schäuble unterstützt (Der Standard, 10.9.2012). 
Schäuble kritisierte sogar die öffentlichen Attacken von Bundesbank-Präsident 
Weidmann gegen den EZB-Kurs (Berliner Morgenpost, 16.9.2012). Was hier 
aufscheint, ist ein Allianzwechsel der autoritär-neoliberalen Fraktion, die ihre 
alten Alliierten aus dem ordo-konservativen Bündnis immer kräftiger vor den 
Kopf stieß. 

Diese Spaltung im bürgerlichen Lager führte dazu, dass sich ordo-konservative 
Kräfte zunehmend radikalisierten und verselbstständigten. Am 15. September 
2012, neun Tage nachdem die EZB den Kauf von Staatsanleihen beschloss und 
drei Tage nachdem das Bundesverfassungsgericht die Klagen von Peter Gauweiler 
und der Starbatty-Gruppe gegen ESM und Fiskalpakt zurückgewiesen hatte, 
gründeten ordo-konservative Akteure den Verein Wahlalternative 2013. Zu 
den Gründungsmitgliedern gehörten die Ökonomen Bernd Lucke und Joachim 
Starbatty, der konservative Publizist Konrad Adam und CDU-Politiker wie Alex- 
ander Gauland. Der Gründungsaufruf sah die Bundesrepublik „in der schwersten 
Krise ihrer Geschichte“ (Wahlalternative 2013), forderte eine Auflösung des 
Euro und beklagte: „Zahlmeister ist Deutschland. Deutschland garantiert für 
die Schulden fremder Staaten, rettet fremde Banken und |...] ein Ende ist nicht 
abzusehen.“ (ebd.; vgl. Friedrich 2015: 25ff.; Berliner Morgenpost, 4.10.2012). 
Nach Sebastian Friedrich (2015: 27) war die Gründung eine Reaktion auf das 
Scheitern dieses Spektrums, den Kurs der Bundesregierung zu beeinflussen: 
„Lucke & Co. dürften erkannt haben, dass ihre Strategie, durch öffentlichen 
Druck auf die Union und FDP einzuwirken, gescheitert war. Vor allem von der 
FDP, der die Wirtschaftswissenschaftler_innen am nächsten gestanden haben 
dürften, war kaum mehr etwas zu erwarten.“ Im Februar 2013 transformierte sich 
die Wahlalternative 2013 zur neuen Partei Alternative für Deutschland (AfD). 
Gründung und Aufstieg der AfD, das wird hier deutlich, waren nicht einfach die 
“Kehrseite der Medaille’ einer im Zuge der Eurokrise vertieften Integration, son- 
dern das Resultat eines Allianzwechsels innerhalb des bürgerlichen Machblocks. 

Die im Spätsommer 2012 einsetzende Entspannung der Eurokrise wurde 
bis zum Frühjahr 2013 immer wieder unterbrochen, etwa als die griechische 
Regierung nur mit äußerster Mühe am 7. November 2012 ein weiteres Sparpaket 
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gegen heftigen gesellschaftlichen Widerstand durchsetzen konnte oderals Zypern 
Anfang 2013 wegen steigender Zinsaufschläge an den Rand einer Insolvenz 
rutschte. Am 25. März 2013, nach dramatischen Wochen mit Straßenprotesten 
und Kapitalverkehrskontrollen und auf den Tag drei Jahre nach dem Beschluss 
des ersten Hilfspakets für Griechenland kam die zypriotische Regierung mit der 
Troika zu einer Einigung. 


Phase 5: Latenzphase und euroskeptischer Backlash (April 2013 - Dezember 2014) 


Das EFSF-Hilfspaket für Zypern und der damit verbundene Schuldenschnitt 
leiteten aufökonomischer Ebene eine fast zwei Jahre anhaltende Latenzphase der 
Eurokrise ein. Auch wenn es immer wieder zu Zuspitzungen kam, entwickelten 
sich Refinanzierungs-Zinssätze, Börsenkurse und Wachstumsraten im Vergleich 
zur Krisenphase von 2010 bis 2012 relativ stabil. Die zentralen Dynamiken im 
deutschen Machtblock bestanden in der fortgesetzten Distanzierung zwischen der 
autoritär-neoliberalen Fraktion und ihren einstigen ordo-konservativen Alliierten 
und der Annäherung der Ersteren an die Mitte-Links-Reregulierungsfraktion, 
symbolisiert und verdichtet in der Großen Koalition ab Dezember 2013, die 
allerdings, vom 2015 eingeführten Mindestlohn abgeschen, die deutsche Kri- 
senpolitik nur wenig zu modifizieren schien. 

Die Verselbstständigung nationalkonservativer und ordoliberaler Kräfte 
drückte sich u.a. in den Wahlerfolgen der AfD aus, die bei der Bundestagswahl 
im September 2013 nur knapp an der Fünfprozenthürde scheiterte, dafür aber 
in das Europaparlament (Mai 2014) und die Parlamente Sachsens (August 2014) 
Brandenburgs und Thüringens (September 2014), Hamburgs (Februar 2015) und 
Bremens (Mai 2015) einzog. Dass sich umgekehrt Akteure der autoritär-neoli- 
beralen Fraktion von ihren ordo-konservativen KritikerInnen abgrenzten, de- 
monstrierte eine Resolution von sieben Wirtschaftsverbänden (darunter BDIund 
BDA) aus sechs Euroländern kurz vor der Bundestagswahl im September 2013 
(vgl. FR, 17.9.2013). Mit ihrem Vorstoß, so die Frankfurter Rundschau, machten 
„die Spitzenverbände deutlich, dass der Erhalt der gemeinsamen Währung im 
Interesse der deutschen Wirtschaft liegt, auch wenn deutsche Steuerzahler Opfer 
bringen müssen. Die Kosten, die durch die Rettung entstehen können, seien 
allemal geringer als die Belastungen durch einen Zerfall der Währungsunion.“ 
(ebd.) Die Resolution richtete sich gegen KritikerInnen in den eigenen Reihen. 
So hatten die Stiftung Familienunternehmen und der Verband der Familienun- 
ternehmen die Krisenpolitik der Regierung Merkel heftig angegriffen und den 
Eindruck erweckt, Teile des deutschen Mittelstandes könnten mit dem Zerfall 
der Eurozone leben und würden deshalb die AfD im Bundestagswahlkampf 
unterstützen (vgl. ebd.; Friedrich 2015: 89ff.). Dass die AfD letztlich an der 
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Fünfprozenthürde scheiterte, nicht in den Bundestageinzogund es stattdessen zu 
einer schwarz-roten Koalition kam, die die neue Allianz aus Reregulierungs- und 
autoritär-neoliberaler Fraktion gleichsam abbildete, muss als politische Nieder- 
lage des ordo-konservativen Bündnisses gewertet werden. Zugleich bedeuten 
das Ausscheiden der FDP aus dem Bundestag und die Etablierung der Großen 
Koalition, dass diese Kräfte des Machtblocks auf der politischen Bühne nicht 
mehr hinreichend eingebunden und repräsentiert waren, was die darauffolgenden 
Erfolge der AfD sicher begünstigte. 

So artikulierte die Europawahl im Mai 2014 mit dem Erfolg der AfD und 
weiterer rechtspopulistischer und euroskeptischer Kräfte u.a. aus Großbritannien, 
Frankreich und Ungarn, dass die Folgen der Eurokrise auch zu einer Erosion der 
Unterstützung für die neoliberale Integrationsweise und das Staatsprojekt Europa 
insgesamt geführt hatten. Die Wahlerfolge von Podemos in Spanien und Syrizain 
Griechenland zeigten zugleich, dass die autoritär-neoliberale Krisenlösung auch 
von links herausgefordert wurde. Tatsächlich war es der Wahlsieg Syrizas Ende 
Januar 2015, der eine neue politische und ökonomische Dynamik einläutete. 


4. Machtkämpfe nach dem Syriza-Wahlsieg 2015 


Im Dezember 2014 scheiterte die konservative griechische Regierung von An- 
tonis Samaras daran, eine Mehrheit für die Wahl eines neuen Staatspräsidenten 
zustande zu bekommen. Die darauf folgenden Neuwahlen am 25. Januar 2015 
gewann das linksradikale Wahlbündnis Syriza mit über 36 Prozent der Stimmen. 
Die neue Regierung aus Syriza und der rechtsnationalen ANEL-Partei trat mit 
dem Versprechen an, die bisherige Austeritätspolitik zu beenden. Doch bereits 
die Vereinbarung zwischen Griechenland und den anderen Eurostaaten vom 
20. Februar 2015, die das zweite Hilfspaket um vier Monate bis Ende Juni 2015 
verlängerte, machte deutlich, dass Syriza sich gezwungen sah, eine Austeritätspo- 
litik light’ zu betreiben. In den folgenden Monaten entfaltete sich eine komplexe 
Auseinandersetzung zwischen der Syriza-Regierung, den Troika-Institutionen 
und den anderen EU-Staaten. Doch anstatt deren politische Differenzen offen 
zu legen, hatte die Berichterstattung eines Großteils der deutschen Presse den 
Effekt, „den Inhalt der Auseinandersetzung zu vernebeln“ (Kritidis 2015). Die 
FAZ titelte in Athen seien „Halbstarke“ (FAZ, 31.1.2015) an der Regierung; 
Finanzminister Yannis Varoufakis habe ein „riesengroßes Ego“ (Handelsblatt, 
17.3.2015) und verwechsle den Verhandlungssaal mit dem Hörsaal (Zeit On- 
line, 12.5.2015). Erst im Laufe der dramatischen Konfrontation ab Ende Mai 
2015 wurden die politischen Konturen des Konflikts sichtbar. Als das Auslaufen 
des zweiten Hilfspakets und eine IWF-Deadline für die Rückzahlung von 1,6 
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Milliarden Euro Ende Juni näherrückte, forderte die Euro-Gruppe die Syriza- 
Regierung am 27. Juni ultimativ auf, ein derart hartes Austeritätsprogramm zu 
akzeptieren, dass sich Syriza gezwungen sah, die Verhandlungen abzubrechen und 
am 5. Juli ein Referendum über die Forderungen abzuhalten (SZ.de, 27.6.2015, 
Neues Deutschland, 26.6.2015). Der Versuch von Kanzlerin Merkel und ande- 
ren, per politischer Propaganda Alexis Tsipras die Schuld für die Ablehnung 
eines überaus generösen’ Angebots zuzuweisen, missglückte, als klar wurde, dass 
dieses Angebot - entgegen Merkels Behauptungen - weder ein substanzielles 
Bekenntnis zu Umschuldungen noch zu zusätzlichen, im EU-Haushalt nicht 
sowieso vorhandenen „Wirtschaftsinvestitionen von 35 Milliarden“ enthalten 
hatte (SZ.de, 28.6.2015; vgl. SZ 30.6.2015). Der griechische Finanzminister 
Varoufakis verwies nach Ankündigung des Referendums darauf, dass Troika 
und Eurogruppe von den Inhalten des ursprünglichen Memorandums of Un- 
derstanding (MoU) des zweiten Hilfspakets faktisch nicht abgerückt seien: „Itis 
as if we were told, to paraphrase Henry Ford, that we could have any reform list, 
any agreement, as long as it was the MoU.“ (Varoufakis 2015) Doch obwohl die 
zentralen Inhalte des MoU im Referendum mit 61 Prozent abgelehnt wurden, 
sah sich die Regierung Tsipras durch die rücksichtslose, einen Grexit offen in 
Kauf nehmende Machtpolitik der deutschen Bundesregierung gezwungen, am 
13. Juli noch härterer Austerität und einem demütigenden Souveränitätsverlust 
zuzustimmen, um ein drittes Hilfspaket zu erhalten (vgl. SZ, 14.7.2015). 
Analysiert man die (bundesdeutsche) Kräftekonstellation im Sommer 2015, 
erscheint es wenig überraschend, dass die „Position der Gläubiger ... im We- 
sentlichen seit dem ersten Tag der Verhandlungen mit der neuen griechischen 
Regierung unverändert“ ist (Sablowski 2015: 1). Das ordo-konservative Bündnis, 
das weiterhin einen Austritt Griechenlands und einen Schuldenschnitt beförderte 
(vgl. FAZ, 6.1.2015; Berliner Morgenpost, 28.4.2015), war durch das Ausschei- 
den der FDP aus dem Bundestag und durch die Flügelkämpfe einer paralysier- 
ten AfD zwar geschwächt, doch eine mediale Hetzkampagne u.a. durch die 
BILD-Zeitung gegen Griechenland trug dazu bei, dass in Umfragen deutliche 
Mehrheiten der deutschen Bevölkerung einen Grexit unterstützten (vgl. Die 
Welt, 11.7.2015; SZ.de, 8.7.2015). Entscheidend war, dass die Ablehnung nicht 
länger auf rechtskonservative Strömungen beschränkt blieb, sondern sich auch 
ein Strategiewechsel der autoritär-neoliberalen Fraktion vollzog, deren Akteure 
zunehmend davon ausgingen, die Folgen eines Grexits seien beherrschbar und 
die Eurozone würde durch den Ausschluss eines Landes mit anti-neoliberaler 
Regierung gestärkt. So erklärte BDI-Präsident Ulrich Grillo, zentraler Akteur 
der autoritär-neoliberalen Fraktion, es könne „kein Halten eines Mitglieds um 
jeden Preis geben. Denn dadurch entsteht eine gefährliche Aufweichung der 
geltenden Regeln und des Gemeinschaftsrechts. Dieser Preis ist zu hoch“ (zit. 
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n. FAZ, 13.6.2015). Auch Angela Merkel machte vor Beginn des Euro-Gipfels 
am 12. Juli 2015 deutlich, dass es „keine Einigung um jeden Preis geben“ werde 
(zit. n. Focus Online, 13.7.2015). Nach außen noch entschiedener agierte Fi- 
nanzminister Schäuble, zumeist ein Sprecher der autoritär-neoliberale Linie, der 
spätestens ab dem Frühsommer den Grexit zu seinem strategischen Zielgemacht 
zu haben schien - so jedenfalls die Einschätzung des ehemaligen griechischen 
Finanzministers Varoufakis: „Based on months of negotiation, my conviction 
is that the German finance minister wants Greece to be pushed out ofthe single 
currency to put the fear of God into the French and have them accept his model 
ofa disciplinarian eurozone.“ (zit. n. The Guardian, 10.7.2015) 

Eineähnliche Verhärtung der Positionen zeichnet sich bei den deutschen Akteu- 
ren der neoliberalen Reregulierungsfraktion ab, die durch die Mehrheitsströmun- 
gen von SPD und Grünen repräsentiert werden. Während sich die Grünen über 
die Ablehnungder Troika-Bedingungen im griechischen Referendum „enttäuscht 
und vor allem in großer Sorge“ (Bündnis90/Die Grünen 2015) zeigten und das 
Oxi („Nein“) der griechischen Bevölkerungals „Bürde für die weiteren Verhand- 
lungen“ (ebd.) denunzierten, wiesen sie einen Grexit zurück. Kompromissloser 
äußerte sich die SPD, deren Vorsitzender Sigmar Gabriel nach Ankündigung des 
Referendums die Bedeutung der anti-neoliberalen Herausforderung durch Syriza 
offen aussprach. Die Syriza-Regierung habe die Troika-Forderungen abgelehnt, 
„weil sie politisch und... ideologisch eine andere Eurozone will. Ich bin der festen 
Überzeugung, dass die Eurozone insgesamt in Gefahr geriete, wenn wir diesem 
Druck gefolgt wären“ (zit. n. ARD Brennpunkt, 29.6.2015) 

Die skizzierte Kräftekonstellation und insbesondere der Strategiewechsel von 
Teilen der autoritär-neoliberalen und der Reregulierungsfraktion, diezunehmend 
bereit schienen, cher einen Grexit zu riskieren als die neoliberale Verfassung der 
Eurozone durch Zugeständnisse an Syriza zu lockern, erklärt wohl zu einem Gutteil 
die Kompromisslosigkeit der deutschen Regierung. Deutlich wird somit, dass 
die an sich über Kreuz liegenden Fraktionen des Machtblocks in ihrer Gegner- 
schaft zur Infragestellung der bisherigen Austeritätspolitik durch Syriza - trotz 
aller Differenzen untereinander - zusammenstehen. Die Aufrechterhaltung der 
disziplinär-austeritätspolischen Agenda, scheint der kleinste gemeinsame Nenner 
zu sein. Die Frage, die angesichts des offenkundigen Scheiterns von Syrizaim Raum 
steht, ist, ob und wie lange diese vordergründige Einheit Bestand haben wird. 
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Gute deutsche Politik 


Was musste sich Wolfgang Schäuble seit 
der erfolgreichen Erpressung von Alexis 
Tsipras und dessen Regierung nicht alles 
für Kritik anhören: Er habe die Demo- 
kratie in Europa beschädigt, er habe dem 
Ansehen Deutschlands im Ausland gescha- 
detundja, vor allem die „europäische Idee“ 
habe er beschädigt. Der Mann scheint nur 
noch unterwegs zu sein, um alles Schöne 
und Edle zu beschädigen. Konsequenter- 
weise forderte eine Onlinepetition seinen 
Rücktritt. Was aber, wenn Schäuble nicht 
einfach nur starrsinnig, gemein und un- 
sozial ist? Was, wenn er einfach nur gute 
deutsche Politik macht? 

Es hat sich einiges geändert in der deut- 
schen Politik. Gegenüber Griechenland ist 
das nur besonders deutlich geworden. Seit 
Jahrzehnten profitiert die deutsche Wirt- 
schaft mehr von der EU (und früher von 
der EWG) als die Wirtschaft jedes anderen 
Landes. Und der deutsche Staat profitiert 
über seine Steuereinnahmen ordentlich 
mit. Egal welche Partei den Kanzler stellte, 
die deutsche Europapolitik setzte auf Kon- 
sens. Klaglos wurde die Rolle des größten 
Nertozahlers der Gemeinschaft akzeptiert. 
Was an die Union gezahlt wurde, war nicht 
der Rede wert im Vergleich mit dem, was 
durch die Union verdient wurde. Gegen- 
über der Syriza-Regierung wurde mit dieser 
Konsenspolitik demonstrativ gebrochen. 
Obwohl es bei einer ganzen Reihe von 
Mitgliedsländern erhebliche Bedenken 
gab, erzwangen Merkel und Schäuble eine 
kompromisslose Haltung der Eurozone: 
Mit weniger als einer bedingungslosen 


Kapitulation der griechischen Regierung 
gaben sie sich nicht zufrieden. Deutschland 
hat mit der Konsenspolitik nicht nur gebro- 
chen. Dieser Bruch sollte auch für alle gut 
sichtbar sein - als Warnung. 

Demokratie ist schön und gut. Ohne 
freie Wahlen kann man nicht EU-Mitglied 
werden. Nur darf daraus nicht abgeleitet 
werden, dass eine frei gewählte Regierung, 
die einen verschuldeten Staat übernimmt, 
auch die Politik machen kann, die sie für 
richtighält. Merkel und Schäuble forderten 
„Reformen“, also noch mehr von genau dem 
Verarmungsprogramm, das in den letzten 
fünf Jahren zu einer knapp 30-prozentigen 
Schrumpfung des griechischen Sozialpro- 
dukts geführt hat. Mario Draghi als EZB- 
Chef sorgte dafür, dass den griechischen 
Banken die Refinanzierungsmöglichkeiten 
genommen wurden. Ohne die gehtaberjede 
Bank in kürzester Zeit Bankrott. Die grie- 
chische Regierung hatte nur noch die Wahl 
entweder ganz schnell eine Parallelwährung 
auszugeben, was zu einem chaotischen De- 
facto-Ausstieg aus dem Euro geführt hätte, 
oder aber alles zu unterschreiben, was man 
ihr vorgelegt hat. Schäuble hat nicht die 
Demokratie in Europa beschädigt (wann 
und wo existierte diese fantastische unbe- 
schädigte Demokratie eigentlich?), er hat 
lediglich deutlich gemacht, wie im Europa 
des Euro und der deutschen Dominanz die 
Demokratie funktioniert. 

Aber wurde nicht genau damit die „eu- 
ropäische Idee“ beschädigt? Dass EWG 
und EU nach dem Zweiten Weltkrieg den 


westlichen Teil Europas vom Nationalismus 
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befreit und endlich Frieden und Völker- 


verständigung gebracht hätten, wird zwar 
immer wieder in die Welt hinausposaunt. 
Auch von vielen Linken wird es geglaubt, 
die deshalb vor jeder grundsätzlichen Kri- 
tik an der EU zurückschrecken, da sie nicht 
dem Nationalismus in die Hände spielen 
wollen. Ein kurzer Blick in die Geschichte 
zeigt aber ein anderes Bild. Für den Frieden 
in Europa sorgte einerseits der Kalte Krieg - 
für innerwestliche Konflikte etwa zwischen 
Deutschland und Frankreich war kein Platz 
mehr - und andererseits die atomare Be- 
drohung: Ein Krieg zwischen den Blöcken 
hätte zum atomaren Inferno geführt. Der 
Friede in Europa war nicht die Folge, son- 
dern die Voraussetzung für die Gründung 
der EWG im Jahre 1957. 

Diese Gründung hatte eine politische 
und eine ökonomische Dimension. Politisch 
war die Bundesrepublik - 12 Jahre nach der 
Niederlage des deutschen Faschismus und 
ohne irgendwelche Reparationen für den 
Angriffskrieg und die Vielzahl der dabei 
begangenen Verbrechen leisten zu müssen 
- als EWG-Mitglied endlich wieder ein voll- 
wertiger Teil der „westlichen Welt“. Für den 
Westen war dies die gelungene Einbindung 
der Bundesrepublik, die nur wenige Jahre 
vorher von Stalin das Angebot Wiederver- 
einigung gegen Neutralität erhalten hatte. 
Ökonomisch: Nachdem der Bundesrepublik 
in der Londoner Schuldenkonferenz 1953 
bereits ein großer Teil ihrer Schulden erlassen 
und die Rückzahlung des Restes aufzum Teil 
50 Jahre gestreckt worden war, verschaffte 
die EWG der schnell wachsenden deutschen 
Industrie den größeren Markt, den sie un- 
bedingt brauchte. Frankreich und Italien 
versprachen sich von der EWG eine nach- 
holende Entwicklung ihrer Wirtschaft und 
insbesondere Frankreich auch Unterstützung 
für seinen großen und maroden Agrarscktor. 

Von der EWG profitierten in einem 
günstigen weltwirtschaftlichen Umfeld 
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alle - aber der bei Weitem größte Profiteur 
war die Bundesrepublik. Dies galt auch 
noch für die Einführung des Euro, nur 
dass die Abstände zunahmen. Während 
der Süden nur wenig profitierte, räumte 
der einheitliche Währungsraum für das 
deutsche Kapital nicht nur die innereuro- 
päischen Hindernisse beiseite, auch jenseits 
der EU verschaffte der Euro, der tendenziell 
schwächer als die D-Mark ist, der deutschen 
Exportwalze nicht zu unterschätzende 
Konkurrenzvorteile und längerfristigkann 
er sogar den Dollar als alleiniges Weltgeld 
angreifen. Allerdings waren die deutschen 
Regierungen nicht mehr bereit, die enor- 
men Vorteile, die aus dem Euro resultierten, 
mit den schwächeren Ländern zu teilen. 
Sollten die sich doch mit der für sie viel zu 
starken Währung alleine herumschlagen, 
irgendeine Art von „Iransferunion“ kam 
für Deutschland nicht infrage. Der Euro 
leidet nicht an einem oft beschworenen 
Konstruktionsfehler, den blinde Ingeni- 
eure irgendwie übersehen haben und jetzt 
nicht zugeben wollen. Die Konstruktion 
war so gewollt, nicht nur von der deutschen 
Regierung, sondern auch von anderen Re- 
gierungen, die ihre Länder für stark hielten 
und im Euro auch ein willkommenes Dis- 
ziplinierungsinstrument auch nach innen 
sahen. Die Schwächeren stimmten zu, da sie 
hofften, dass alles schon nicht so schlimm 
werden würde, aber vor allem, weil die Al- 
ternative draußen zu bleiben, als noch viel 
unangenehmer erschien. 

Diese neue, nur auf den Vorteil der star- 
ken Länder zielende Politik wurde in aller 
Brutalität gegenüber Griechenland durchex- 
erziert. Dabeigingesgar nicht in erster Linie 
darum, Griechenland bis aufs letzte auszu- 
quetschen. Auch wenn ein Sahnehäubchen, 
wie die Übernahme griechischer Flughäfen 
durch die Frankfurter Flughafengesellschaft 
Fraport zum Schnäppchenpreis gerne mit- 
genommen und politisch unterstützt wird 
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- im Memorandum, das die griechische 
Regierung im August 2015 unterschreiben 
musste, wurde die Flughafenprivatisierung 
als besonders dringlicher Punkt explizit 
aufgeführt. Auch Merkel und Schäuble ist 
klar, dass die kleine, durch immer neue Spar- 
orgien geschwächte griechische Ökonomie, 
niemals in der Lage sein wird, die enormen 
Schulden substanziell abzubauen. Entweder 
es kommt irgendwann ein Schuldenschnitt 
(oder eine enorme Laufzeitverlängerung bei 
gleichzeitigminimalen Zinsen, was faktisch 
auf das Gleiche hinausläuft) oder die soge- 
nannten Rettungsprogramme - neue hö- 
here Kredite, um die alten mitsamt Zinsen 
zu tilgen - werden zur Dauereinrichtung. 
Dieses Offensichtliche, was bis in die Talk- 
shows vorgedrungen ist, hat auf Seite der 
„Institutionen“ bis jetzt nur IWF-Chefin 
Lagarde ausgesprochen. 

Entgegen der landläufigen Meinunghat 
der deutsche Staat bis jetzt fast nichts für 
Griechenland gezahlt. Die verschiedenen 
„Hilfspakete“ sind Kredite, für die Grie- 
chenland Zinsen zahlen muss. „Gerettet“ 
wurden die privaten Banken, die ursprüng- 
lich Kredite an den griechischen Staat 
vergeben hatten. Diese Kredite wurden 
durch die „Hilfspakete“ zum größten Teil 
von der EZB und dem ESM (Europäischer 
Stabilitätsmechanismus oder kurz „Ret- 
tungsschirm“) übernommen. Wenn ein 
griechischer Kreditausfall nicht die Profite 
der Banken schmälert, sondern aus dem 
Steueraufkommen bezahlt werden muss, 
dann haben wir das Merkel und Schäuble zu 
verdanken, die diese Art der Bankenrettung 
in den Jahren ab 2010 forciert haben. 

Dass die Politik von Merkel und 
Schäuble für den deutschen Staat noch 
teuer werden wird, ist ziemlich sicher. Denn 
entweder kommt der Schuldenschnitt doch 
noch oder zumindest ein Teil der Bürgschaf- 
ten, die bis jetzt einen Umfangvon über 80 


Milliarden Euro erreicht haben, wird fällig 
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werden. Soweit, aber auch nur soweit, haben 
der deutsche Stammtisch und seine poli- 
tischen Repräsentanten recht. Trotzdem 
machen Merkel und Schäuble gute deutsche 
Politik, sowohl in ökonomischer als auch in 
politischer Hinsicht. 

Ökonomisch sind der deutsche Staat und 
das deutsche Kapital die riesigen Gewinner 
der Eurokrise. Angesichts des schwachen 
Euro floriert die deutsche Exportwirtschaft 
wie nie und die Arbeitslosenquote ist so 
niedrig wie seit Anfang der 1990er Jahre 
nicht mehr. Der deutsche Staat hat stark 
wachsende Steuereinnahmen - und für 
seine Schulden muss er kaum noch Zinsen 
zahlen, denn deutsche Staatsanleihen gelten 
als sicher und sind gesucht. Als Zugabe gibt 
esnoch einen Braindrain aus den Krisenlän- 
dern: Eskommen jede Menge gut ausgebil- 
deter junger Menschen, die bereit sind, für 
wenig Geld zu arbeiten, dafallen die Defizite 
des deutschen Bildungssystems nicht mehr 
ganz so stark ins Gewicht. Aber beschränken 
wir uns auf die Zinsersparnis: Sie liegt nach 
jüngst veröffentlichten Berechnungen des 
Leibniz Instituts für Wirtschaftsforschung 
in Halle seit 2010 bei insgesamt ca. 100 
Milliarden Euro und ist damit bereits hö- 
her als der Gesamtbetrag der deutschen 
Bürgschaften. Und diese Zinsersparnis 
hört ja nicht auf. Selbst wenn der deutsche 
Staat ab morgen wieder „normale“, d.h. nur 
wenig vom europäischen Durchschnitt ab- 
weichende Zinsen zahlen müsste, wie dies 
vor der Krise der Fall war, würden die niedrig 
verzinsten Papiere, die in den letzten Jahren 
ausgegeben wurden, weiterlaufen. Dass sich 
die Zinsen morgen normalisieren, ist aber 
nicht zu erwarten. Man kann durchaus pro- 
gnostizieren, dass der deutsche Staat in den 
nächsten fünf Jahren noch mal die gleiche 
Summe an Zinskosten einspart, wahrschein- 
lich sogar erheblich mehr. Die Bürgschafts- 
milliarden, die irgendwann mal fällig wer- 
den, lassen sich leicht verschmerzen, sie sind 
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nur ein Bruchteil der bereits eingefahrenen 
Krisengewinne. 

Politisch können sich die Resultate der 
Politik von Merkel und Schäuble ebenfalls 
sehen lassen. Die Eurozone wurde auf die 
deutsche Austeritätspolitik, zu der schon die 
rot-grüne Koalition einen kräftigen Beitrag 
geleistet hatte, eingeschworen. Während der 
Krise, das seinur am Rande bemerkt, wurde 
diese Politik in Deutschland nicht ange- 
wandt, da gab es die Abwrackprämie und 
eine Verlängerung des Kurzarbeitergeldes. 
Und eine breite Zustimmungzu Merkel, was 
für das harte Auftreten nach außen nicht 
unwichtig ist. Die Eurozone aber wird so 
getrimmt, wie es sich die deutsche Regie- 
rung wünscht. Und eine linke Regierung, 
die, wie das Referendum vom 5. Juli 2015 
zeigte, auch eine breite Mehrheit der Be- 
völkerung hinter sich versammeln konnte, 
wird in Rekordzeit in die Knie gezwungen. 
Normalerweise dauert es 15 oder 20 Jahre, 
bis eine kleine, mehr oder weniger radikale 
Partei an die Regierung kommt - als Juni- 
orpartner in einer Koalition. Zeit genugihr 
die radikalen Flausen auszutreiben, siehe 
z.B. die deutschen Grünen (auch wenn sich 
deren Radikalität immer schon in Grenzen 
hielt). In Krisenzeiten kann dasallesjedoch 
viel schneller gehen: Syriza, 2009 noch eine 
linke Kleinpartei mit 4,6 Prozent der Stim- 
men, führt sechs Jahre später die Regierung. 
So schnell sollte das im demokratischen 
Europa eigentlich nicht gehen. Da sollte 
nur an die Regierung kommen, wer auch 
„verantwortungsbewusst“ handelt. Indem 
die deutsche Regierung Syriza in die Knie 
zwang, wurde auch dem Rest der EU klar 
gemacht: Es mag zwar Alternativen geben 
und ihr könnt sie auch wählen, aber sie wer- 
den keine Chance haben. 

Keynesianisch orientierte Ökonomen 
und sozial orientierte Zeitgenossen laufen 
Sturm gegen diese Politik, sie befürchten, 
dass nicht nur die griechische Ökonomie, 
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sondern auch das deutsche Ansehen und 
damit die deutsche Position in Europa 
und der Welt ganz fürchterlich beschädigt 
werden. Doch diese Politik entspringt 
keineswegs dem Starrsinn Schäubles oder 
seiner Unkenntnis elementarer ökonomi- 
scher Zusammenhänge. Diese Politik hat 
ihre eigene - machtpolitische - Logik. Mit 
dem Zusammenbruch der Sowjetunion ver- 
schwand der Ost-West Konflikt, mit dem 
all die vielen anderen Konflikte zugedeckt 
wurden. Die USA blieben zwar als einzige 
Supermacht übrig, doch ihre weltpolitische 
Dominanz hat abgenommen. Mit den 
Kriegen in Afghanistan und Irak wurde 
deutlich, dass die USA zwar jede Armee 
der Welt vernichtend schlagen können, 
der militärische Erfolg aber keineswegs 
bedeutet, sie könnten die Nachkriegsord- 
nung uneingeschränkt bestimmen. Im 
ersten Jahrzehnt des neuen Jahrtausends 
schlug die Stunde der Mittelmächte. Bra- 
silien und ganz Lateinamerika betreiben 
eine Politik, die unabhängiger von den 
USA ist, als dies seit Jahrzehnten der Fall 
war. China ist zum weltweiten Global 
Player geworden, sowohl auf politischer 
wie auf ökonomischer Ebene. Russland 
konnte zwar nicht an den Supermacht- 
status der Sowjetunion anknüpfen, ist als 
Mittelmacht aber nicht zu unterschätzen. 
Und in Westeuropa? Da ist Deutschland 
schon längst die politisch und ökonomisch 
führende Macht, die zunehmend weltpo- 
litische Ambitionen entwickelt. Nicht die 
weltweiten Militäreinsätze, an denen sich 
Deutschland inzwischen beteiligt, sondern 
der Euro und die Kontrolle der Eurozone 
sind dafür der Ausgangspunkt. Für große 
Teile des deutschen, wie auch der exporto- 
rientierten Teile des europäischen Kapitals, 
ist die Eurozone längst nicht mehr groß 
genug. Sie ist lediglich die Basis, von der 
die weltumspannenden Exportoffensiven 
ausgehen. Dafür muss die Eurozone aber 
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auch entsprechend dem deutschen Modell 
ausgerichtet werden. Dazu gehört nicht nur 
eine stabile Währung, sondern auch den So- 
zialstaat auf eine Minimalsicherung zu be- 
schränken und Schutzrechte der Beschäftig- 
ten abzubauen. Der weltweite Wettbewerb 
ist hart, da dürfen nicht schon „zuhause“ die 
Profite des Kapitals eingeschränkt werden. 
Genau das ist der Sinn der von Merkel und 
Schäuble forcierten Politik. Und nichts an- 
deres ist gemeint, wenn als Ziel ausgegeben 
wird, aus der EU den „wettbewerbsfähigs- 
ten Wirtschaftsraum der Welt“ zu machen. 
Dass Merkel und Schäuble ihr Programm 
durchsetzen können, liegt nicht allein an 
der deutschen Übermacht in der EU oder 
der Brutalität, mit der sie vorgehen. Das von 
ihnen verfolgte Programm trifft sich durch- 
aus mit den Interessen jener Kapitalfraktio- 
nen der anderen EU-Länder, die fit für den 
Weltmarkt sind und sich der aggressiven 
deutschen Exportstrategie anschließen wol- 
len. Was der deutschen Politik in den letz- 
ten Jahrzehnten innerhalb der EU gelungen 
ist, mit Lohnzurückhaltungund Austerität 
dem deutschen Exportkapital Vorteile zu 
verschaffen, soll jetzt aufder nächsthöheren 
Stufe organisiert werden. Mit der von der 
deutschen Regierung dominierten Euro- 
zone wird eine starke Bastion für diesen 
globalen Konkurrenzkampf errichtet. 

Ob diese sowohl nach innen (Austeri- 
tät) als auch nach außen (Exportoffensive) 
äußerst aggressive Politik langfristig Erfolg 
haben wird, lässt sich nicht vorhersagen. Auf 
jeden Fall wird sie auf Weltebene mit weit 
stärkeren Gegnern konfrontiert sein, als sie 
es auf der europäischen Ebene jemals war. 
Allerdings zeigen sich die Bruchstellen die- 
ser von der deutschen Regierung forcierten 
Politik auch auf der EU-Ebene. Zum einen 
sind es die zunehmenden nationalistischen 
Bewegungen in einzelnen Ländern der 
EU, die durch die Politik des deutschen 
Diktats Auftrieb erhalten. Zum anderen ist 
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es Großbritannien, das deutlich andere welt- 
politische und ökonomische Interessen hat 
als die übrigen EU-Mitgliedsländer. Poli- 
tisch ist Großbritannien viel stärker mit den 
USA verbunden als jedes andere europäi- 
sche Land, was sich nicht zuletzt darin zeigt, 
dass es zur Spionageallianz der „Five Eyes“ 
(USA, UK, Kanada, Australien und Neu- 
seeland) gehört, die nicht gegeneinander 
spionieren, sondern miteinander den Rest 
der Welt ausforschen. Ökonomisch ist es 
nicht die britische Industrie, sondern vor al- 
lem der Finanzplatz London, der profitabel 
und politisch einflussreich ist und sich nicht 
der EU-Kontrolle oder gar dem Regime des 
Euro unterwerfen will. Insofern ist es nicht 
überraschend, dass die deutsche Politik das 
Lager der britischen EU-Gegner stärkt. 

Bei guter deutscher Politik magauch die 
SPD nicht abseitsstehen. Wer in dieser Ko- 
alition Koch und wer Kellner ist, versucht 
Sigmar Gabriel durch besonders lautes 
Schreien vergessen zu machen. Anlässlich 
des griechischen Referendums inszenierte 
er sich via Bild-Zeitung als besonders gro- 
ßer Griechenfresser. Häufig ist der Mann 
aber nur peinlich. Dies wurde deutlich, als 
Schäuble den „Grexit auf Zeit“ aus dem Hut 
zauberte und damit deutlich machte, dass 
er, um die griechische Regierung zur Unter- 
werfungzu zwingen, auch zu einer riskanten 
Politik bereit sei - niemand kann die Folgen 
eines Grexit nicht nur für Griechenland, 
sondern auch für den Euro wirklich ab- 
schätzen. Auf Nachfragen von Journalisten 
erklärte Gabriel zuerst vollmundig, selbst- 
verständlich sei das mit ihm abgesprochen. 
Als der Unmut in der SPD überraschend 
schnell wuchs, schob er nach, dass es sich 
nur um eine Idee gehandelt habe, von der 
er mal gehört hätte. 

Die veränderte Situation, in der deutsche 
Politik heute stattfindet, wird erst richtig 
deutlich, wenn man über die Europapolitik 
hinausschaut. Dazu nur zwei Beispiele. Vier 
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Wochen lang streikten im Juni und Juli die 
Postangestellten: nicht in erster Linie für 
höhere Löhne, sondern für die Auflösung 
von neu gegründeten Tochtergesellschaf- 
ten, in denen für die gleiche Arbeit bis zu 
20 Prozent weniger Lohn gezahlt wird. 
Begründet wurde diese Lohnsenkung mit 
dem Erhalt der „Wettbewerbsfähigkeit“. 
Dabei hat der Konzern einen Vorsteuerge- 
winn von über 3 Milliarden Euro und ist 
Marktführer. Der Streik endete, zumindest 
was die Hauptforderung nach Auflösung 
der neu gegründeten Gesellschaften an- 
geht, mit einer völligen Niederlage. Auch 
in Deutschland wird das Kapital deutlich 
aggressiver und es hat Erfolg dabei. 

Und zweitens TTIP, das Freihandels- 
abkommen zwischen der EU und den 
USA. Der Abbau von Zöllen ist dabei 
das geringste Problem. Wichtiger sind 
die Angleichungen von Umweltschutz- 
und Verbraucherstandards, da wird es mit 
ziemlicher Sicherheit sowohl in den USA 
als auch in der EU deutlich nach unten 
gehen. Aber vor allem die Schiedsgerichte: 
Ursprünglich einmal eingeführt, um auslän- 
dische Investoren gegen entschädigungslose 
Enteignung in Staaten mit zweifelhaftem 
Rechtssystem zu schützen, geht es inzwi- 
schen nicht mehr nur um getätigte Inves- 
titionen, sondern um erwartete Profite, die 
durch staatliches Handeln eingeschränkt 
werden. So wie Griechenland jetzt erst 
einmal alle wichtigen Gesetzentwürfe in 
Brüssel vorlegen muss, bevor sie überhaupt 
dem Parlament zugeleitet werden, wird in 
Zukunft bei wichtigen Gesetzesvorhaben 
immer mit einberechnet werden müssen, 
wie hoch die Entschädigungsforderungen 
internationaler Konzerne sein könnten. Bei 
TISA, dem Abkommen über den Handel 
mit Dienstleistungen, das gerade verhandelt 
wird, und CETA, dem Freihandelsabkom- 
men der EU mit Kanada, das schon weit- 
gehend ausverhandelt ist, geht es noch um 
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weitergehende Punkte, wie etwa das Verbot, 
privatisierte Unternehmen jemals wieder 
in die öffentliche Hand zu überführen. 
Bye, bye Rekommunalisierung. Mit T'TIP, 
CETA und TISA würde die Position des 
Kapitals gegenüber jeder zukünftigen Re- 
gierung, egal, von wem diese gestellt wird, 
enorm gestärkt - auch wieder kein Konst- 
ruktionsfehler, sondern genau so gewollt. 
Aber das ist nicht alles. Nachdem die Libe- 
ralisierung des Welthandels über die Welt- 
handelsorganisation WTO, doch nicht so 
besonders schnell vorankommt, wurden 
regionale Freihandelsabkommen wie TTIP 
oder das pazifische Freihandelsabkommen 
TPP (Trans-Pacific Partnership), das die 
USA gerade mit Pazifikanrainern verhan- 
deln, wichtiger. Bei allen diesen Abkommen 
geht esauch darum, Standards zu formulie- 
ren, hinter die dann auch Abkommen nicht 
mehr zurückgehen können, die die USA 
und die EU zukünftig mit China, Indien 
und anderen Staaten schließen werden. 
Gegen T’TIP hat sich insbesondere in 
Deutschland ein breiter Widerstand for- 
miert, der bis in weite Teile der SPD hinein- 
reicht. Hier wird Sigmar Gabriel vielleicht 
seine historische Stunde erleben. Zunächst 
versuchte er, die Kritik an TTIP herunter- 
zuspielen. Eine erste Unterschriftensamm- 
lunggegen TTIP kommentierte er mitdem 
Spruch, dass hier gegen etwas protestiert 
würde, dass es noch gar nicht gibt. Toller 
Gabriel-Witz. Wenn es TTIP erstmal gibt, 
nutzen auch Proteste nichts mehr. Als sich 
die Kritik innerhalb der SPD nicht mehr 
ignorieren ließ, äußerte Gabriel plötzlich 
Zweifel an „privaten“ Schiedsgerichten, was 
bei vielen SPD Mitgliedern für erleichtertes 
Aufatmen sorgte. Auch Gabriel auf der rich- 
tigen Seite. Mit den Handelsgerichten, die 
erins Spiel brachte, ändert sich zwar nichts 
an der Sache, am Ende werden es aber genau 
solche kosmetischen Veränderungen sein, 
mit denen Gabriel gegenüber seiner SPD 
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begründen wird, dass er trotz immer noch 
bestehender Bedenken für TTIP ist, daein 
Scheitern noch schlimmer wäre. Und die 
Mitglieder und Abgeordneten der SPD, die 
vor nichts so viel Angst haben, wie gegen 
ihre Parteiführung aufzubegehren - so 
etwas schwächt die Partei - werden ihrem 
Vorsitzenden brav folgen. 

Die Bevölkerung kann sich zwar die 
Regierung wählen, die sie haben möchte, 
der Spielraum dieser Regierung gegen- 
über dem Kapital wird aber immer weiter 
eingeschränkt. „Marktkonforme Demo- 
kratie“ eben. Wie hieß es schon 2011 bei 
Merkel: Wir leben ja in einer Demokratie 
und deshalb „werden wir Wege finden, die 
parlamentarische Mitbestimmung so zu 
gestalten, dass sie auch marktkonform ist“. 
Parlamentarische Mitbestimmung als not- 
wendiges Übel, das man entsprechend zu- 
rechtstutzen muss, das ist kein Merkel’scher 
Ausrutscher. Das ist der Stand der Demo- 
kratie im globalen Konkurrenzkapitalismus. 
Die EU-Institutionen und insbesondere die 
Abgabe des nationalen geldpolitischen Ein- 
flusses durch die Einführung des Euro sind 
für diese „marktkonforme Demokratie“ auf 
europäischer Ebene wichtige Bausteine. 
Ein großer Teil der Linken hierzulande 
tut sich schwer mit einer grundsätzlichen 
EU-Kritik. Man will nicht in die rechte, 
nationalistische Ecke gestellt werden. 

Aber das ist eine falsche Gegenüber- 
stellung. Die EU und der Euro sind keine 
„eigentlich“ guten Einrichtungen, die nur 
an einem „Demokratiedefizit“ leiden und 
unglücklicherweise von Politikern be- 
herrscht werden, die immer noch auf eine 
destruktive „neoliberale“ Politik setzen und 
die wunderschöne „europäische Idee“ von 
Völkerverständigung und Eierkuchen be- 
schädigen. Bereits mit dem Maastricht-Ver- 
trag, der „finanzielle Stabilität“ (niedrige 
Inflationsraten und Schuldenbegrenzung) 
über alles stellt und sich über Steuer- und 
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Sozialsysteme ausschweigt, zwingt die Staa- 
ten in eine Situation, in der sie einerseits 
mit niedrigen Einkommens-, Gewinn- und 
Vermögenssteuern um Kapitalinvestitionen 
werben und andererseits aufgrund geringer 
Steuereinnahmen und „zu hoher“ Verschul- 
dung gar nicht anders können als Sozial- 
leistungen zu kürzen. Das ist kein Mangel 
des Euro, das ist die Logik des Euro, die 
von den Regierungen, die ihn einführten, 
auch genauso gewollt war. Während das 
„Mehrebenensystem“ der EU den stärkeren 
Ländern zwar mehr Einfluss gibt, aber auch 
Blockademöglichkeiten der schwächeren 
Länder einschließt, hat sich die Lage mit 
der Einführung des Euro dramatisch ge- 
ändert. Was sich schon im Fall Zypern an- 
deutete, wurde am Beispiel Griechenlands 
unübersehbar: Ein schwaches, verschuldetes 
Land hat keine Chance, wenn die stärksten 
Mächte (oder auch nur die stärkste Macht) 
im Verbund mit der EZB agieren, Mehrhei- 
ten hin oder her. Und weil das jetzt auch 
alle wissen, werden die anderen Länder 
alles daran setzen, nicht in eine Situation 
zu kommen wie Griechenland. 

Die Annahme eines großen Teils der 
Linken hierzulande, dass es doch besser 
sei, im Innern der EU für progressive Ver- 
änderungen zu kämpfen als außerhalb, gilt 
seit Einführung des Euro zumindest für 
kleine, wirtschaftlich schwächere Länder 
definitiv nicht. Außerhalb der Eurozone 
wären die Bedingungen für die Syriza- 
Regierung erheblich besser. Aber ein „Gre- 
xit“ hätte für Griechenland zum jetzigen 
Zeitpunkt unkalkulierbare Folgen, das 
Rad der Geschichte lässt sich nicht ohne 
Weiteres zurückdrehen. Doch künftige 
Beitrittskandidaten sollten sich die Sache 
genau überlegen. Der Euro, der in vielen 
Ländern mit schwachen Währungen für 
Stärke, Stabilität, niedrige Zinsen und 
niedrige Inflationsraten steht, könnte sich 
für sie als ein vergiftetes Geschenk erweisen. 
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An der Oberfläche der Tauschgesellschaft 
Kritik der Kritischen Theorie 


Einleitung 


In der gegenwärtigen sogenannten post-marxistischen politischen Philosophie, 
aber auch durch den „anarchistischen turn“, hat es eine radikale Umstellung der 
ontologischen Grundlagen der Gesellschaftstheorie gegeben. Nicht nur in der 
Demokratie-Theorie Ranci£res, der politischen Ontologie Badious, der „agonisti- 
schen“ Diskurstheorie Mouffes, oder der anarchistischen Philosophie bei Graeber, 
sondern auch in der gegenwärtigen Kritischen Theorie und Sozialphilosophie 
sind die fundamentalen Begrifllichkeiten von den Annahmen einer dialckti- 
schen Theorie sozialer Totalität und von den Annahmen einer durch Arbeit 
bestimmten Sozialontologie zurückgewiesen worden. Stattdessen hat es eine 
Verschiebung wegvon Kategorien der politischen Ökonomie hin zu politischen, 
kommunikativen und ethischen Begriffen gegeben (vgl. Lotz 2014b, PROKLA 
176). Anstatt die soziale Wirklichkeit aus der menschlichen Produktivität und 
seinen sozialen Formen zu erklären, wird die gesamte soziale Wirklichkeit nun 
aus ethischen (normativen) oder politischen Begriffen erklärt, die das Soziale 
als Resultat haben. Damit wird letztlich der Horizont der Kritik der politischen 
Ökonomie überschritten, da diese auf der These beruht, dass sich das Normative 
und das Politische aus der kategorial bestimmten sozialen Form gesellschaftlicher 
Produktivität bestimmen lassen müssen (nicht kausal, sondern dialektisch). Das 
bedeutet aber auch, dass die marxistische Sozialtheorie mit einem starken Gesell- 
schaftsbegriff operiert, der (1) objektiv, d.h. hinter dem Rücken der Handelnden, 
sich konstituiert, und (2) die Einheit der kategorialen Totalität voraussetzt (auch 
wenn letztere als eine widersprüchliche Einheit bestimmt ist). Mit GeorgLukäcs 
gehe ich davon aus, dass der Begriff der Totalität für eine kritische Theorie der 
Gesellschaft notwendig vorausgesetzt werden muss, da sonst das Begreifen der 
sozialen Wirklichkeit nicht mehr möglich ist (und damit die kritische Theorie 
der Gesellschaft in Ideologie zurückfällt). „Erst in diesem Zusammenhang, der 
die einzelnen Tatsachen des gesellschaftlichen Lebens als Momente der geschicht- 
lichen Entwicklung in eine Totalität einfügt“, wie Lukäcs sich im Kapitel „Was 
ist orthodoxer Marxismus“ in Geschichte und Klassenbewusstsein ausdrückt, 
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„wird eine Erkenntnis der Tatsachen, als Erkenntnis der Wirklichkeit möglich“ 
(Lukäcs 1923: 179). Anstatt die Gesellschaft als einen Gesamtzusammenhang 
zu begreifen, aus dem sich alle Teilmomente entwickeln lassen müssen, wird 
dagegen in den neueren Debatten von „Diskursen“, „Konflikten“, „Medien“ und 
„Kommunikation“ gesprochen. Damit gehen dann die entscheidenden Momente 
einer marxistischen Gesellschaftstheorie und der Erkenntnis der sozialen Wirk- 
lichkeit verloren, nämlich einerseits die Annahme, dass die soziale Realität das 
Resultat menschlicher Produktivität ist, und andererseits die Annahme, dass 
letztere im Kapitalismus einer bestimmten sozial-historischen Form unterworfen 
ist, nämlich, der verwerteten Arbeit. 

Natürlich sollte als Konsequenz dieser Wiederaufnahme des Begriffes von 
sozialer Totalität, den im Übrigen auch Adorno in seinen letzten Schriften als 
„Frage nach dem Wesentlichen“ verteidigt (Adorno 1968: 37; vgl. insb. die vierte 
Vorlesung), auch die Kritik von Habermas an Lukäcs noch einmal überdacht 
werden. Habermas hat gegen die Totalitätsvorstellung von Gesellschaft ange- 
bracht, dass diese nicht nur die Dynamik von Lebenswelt als sozialer Integration 
und zweckrationaler Systemwelten nicht einfangen kann, sondern auch in einem 
erkenntnistheoretischen Paradigma von Gesellschaft gefangen bleibt, in dem die 
gesellschaftliche Gegenständlichkeit nicht als ein Prozess sozialer Verständigung 
verstanden werden kann und damit die Integration moderner Gesellschaften 
verfehlt (Habermas 1988b/2: 275ff.). In der Tat bin ich der Meinung, dass die 
Orientierung am Verständigungsparadigma die m.E. dringliche Aufgabe, die 
gesellschaftliche Gegenstandsform zu bestimmen, nicht leisten kann, da sie dazu 
gezwungen ist, die gesellschaftlichen Grundlagen zu universalisieren, und da- 
mit die spezifisch historische Form kapitalistischer Vergesellschaftung verfehlt. 
Allerdings bin ich mit Habermas der Meinung, dass sich Lukäcs’ Theorie des 
Klassenbewusstseins und die sich daraus ableitende Geschichtsphilosophie in 
dieser Form nicht mehr durchzuführen ist (Habermas 1988b/2: 490). Ob wir 
aber den Klassenbegriff ganz aufgeben müssen, wie Habermas und andere ge- 
genwärtige kritische Theoretiker annehmen, scheint mir ein offenes Problem zu 
sein (vgl. PROKLA 175 und 176). 

Im Folgenden werde ich mich mit den Gründen beschäftigen, warum der 
„normative turn“ der Frankfurter Schule, insbesondere sichtbar bei Habermas 
und Honneth (aber auch in ihrer anglo-amerikanischen Rezeption bei Nancy 
Fraser und Seya Benhabib), in Affırmation endet, da eine substanzielle Kritik 
des Kapitalismus durch den alleinigen Fokus auf Kommunikation, Normativität 
und Moral verhindert wird. Im Gegensatz zu Honneth und Habermas bin ich 
der Ansicht, in Teilen der sogenannten Neuen Marx Lektüre folgend (Heinrich 
1995; Elbe 2010b), dass sich die gesellschaftliche Totalität nur über Geld als das 
real existierende universale Prinzip kapitalistischer Vergesellschaftung verstehen 
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lässt. Ich werde daher eine Position in Stellung bringen, die einerseits auf der 
Annahme beruht, dass gerade das Verlassen des Produktionsparadigmas (schon 
sichtbar in Adornos abstraktem Konzept der „Tauschgesellschaft“) dazu führt, 
dass die Genese der kapitalistischen Gesellschaft aus der verwerteten Arbeitund 
der damit verbundenen Konsequenzen vernebelt wird. Mit dem Verschwinden des 
Arbeitsbegriffes aus der „ofliziellen“ Kritischen Theorie verschwindet andererseits 
auch ihr kritischer Stachel. Die Konsequenzen des Kapitalismus aber können 
heutzutage gerade im Kontext seiner Globalisierung abgelesen werden, die durch 
extreme Ausbeutung von Ressourcen, Umwelt, und Menschen gekennzeichnet 
ist. Der Kapitalismus lässt sich nur über das Paar Arbeit/Kapital verstehen, was 
aber in vielen Beiträgen der gegenwärtig dominierenden Kritischen Theorie, 
wenn überhaupt, nur am Rande thematisiert wird. 


Analyse als Grenzziehung: Der marxsche Begriff der Kritik und 
das Problem des Normativen 


In einer vielzitierten Stelle in Marx’ Kritik an Hegel heißt es folgendermaßen: 


So weist die wahrhaft philosophische Kritik der jetzigen Staatsverfassung nicht nur Wider- 
sprüche als bestehend auf, sie erklärt sie, sie begreift ihre Genesis, ihre Notwendigkeit. Sie 
fasst sie in ihrer eigentümlichen Bedeutung. Dieses Begreifen besteht aber nicht, wie Hegel 
meint, darin, die Bestimmungen des logischen Begriffs überall wiederzuerkennen, sondern 
die eigentümliche Logik des eigentümlichen Gegenstandes zu fassen (MEW 1: 296) 


An dieser Bestimmung ist dreierlei bemerkenswert: Erstens definiert Marx hier 
die philosophische Kritik als eine Form des Begreifens; zweitens wird dieses 
Begreifen alsein genetisches Verfahren verstanden; und drittens wird diese Kritik 
im Sinne eines genetisches Verfahren als das Erfassen eines Gegenstandes in 
seinem Sein bestimmt. Daraus folgt, dass die Kritik hier als eine bestimmte Form 
von analytischer Tätigkeit eingeführt wird, die einen Gegenstand dadurch zu 
bestimmen versucht, dass sie durch die Genese des Gegenstandes seine Grenzen 
in den Blick bekommt. Genese meint hier Endlichkeit. Ein Gegenstand nämlich, 
der eine Genese hat, befindet sich nicht im abstrakten „logischen Raum“ eines 
Begriffes oder einer schon logisch konfigurierten Wirklichkeit, der als solcher 
keine zeitliche Abfolge zukommt, sondern hat einen zeitlich begrenzten Horizont 
und damit einen endlichen Ursprung. Ein Gegenstand, der begrenzt ist und 
somit seine eigene Logik hat, kann damit von anderen Gegenständen abgegrenzt 
werden, die ihre eigene Logik haben. Die Bestimmungdessen, was ein Gegenstand 
ist, die Bestimmung seines partikularen Seins, führt damit eine Grenzziehung 
ein, die die Partikularität des Gegenstandes in den Blick bekommt, der analysiert 
und untersucht werden soll. Im Grunde ist alle Wesensbestimmung auf einem 
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solchen Verfahren gegründet und man kann sagen, dass mit der Abwehr der 
hegelschen Auflösung des Gegenstandes in eine generelle Logik und die Aner- 
kennungdessen, was einen Gegenstand zu einem spezifischen Gegenstand macht, 
Marx hier eine Ontologie entwirft, die man durchaus phänomenologisch nennen 
kann. Der Begriff der Kritik, wie Bittner (2009: 136) herausgestellt hat, geht auf 
zwei Grundbedeutungen zurück, nämlich, auf der einen Seite, auf „auswählen“ 
und, auf der anderen Seite, auf „urteilen“. Ein Urteil über eine Sache leitet sich 
von „sagen, dass etwas so und so ist“ ab, und wir folgen meistens der negativen 
Bedeutung des Wortes, ohne seine positive Leistung, aus der sich die negative 
automatisch entwickelt, in Betracht zu ziehen. Darüber hinaus hat Heidegger 
uns daran erinnert, dass das Wort „Kategorie“ ursprünglich so viel bedeutet wie: 
etwas direkt auf den Kopf zuzusagen, was es ist. 

Übertragen wir das Gesagte nun auf den Gegenstand, den es der Kritischen 
Theorie nach zu untersuchen gilt, nämlich auf den Kapitalismus. Es ist klar, dass 
eine Kritik des Kapitalismus oder der kapitalistischen Gesellschaft im Sinne 
des eben Gesagten nicht darin bestehen kann, irgendeine Gesellschaftsform 
zu untersuchen, sondern sie besteht darin, das Spezifische eben dieser beson- 
deren Vergesellschaftung aufzuweisen. Kritik des Kapitalismus oder Kritik 
der kapitalistischen Vergesellschaftung versucht daher, diese so zu analysieren, 
dass deren geschichtlichen Grenzen bewusst werden, und zwar so, dass diese 
Vergesellschaftungsform als eine endliche aufgewiesen wird. Da wir es hier 
mit einem Gegenstand für die Analyse, d.h., mit Lukäcs gesprochen, mit ei- 
ner methodischen Reflexion zu tun haben, wird die Kritik der kapitalistischen 
Vergesellschaftung auf zwei Ebenen operieren: Auf der einen Seite müssen die 
dem Gegenstand eigentümlichen Kategorien entwickelt und analysiert werden, 
und auf der anderen Seite müssen die dem Gegenstand eigentümlichem his- 
torischen Grenzen aufgezeigt werden. Daher geht in der Kritik immer beides 
zusammen: Geschichte und Methode. Das kann man sich sehr schön an einer 
Reflexion klarmachen, die Marx im Kapital im Kapitel über die ursprüngliche 
Akkumulation darlegt (MEW 23: 741f.). Er unterscheidet nämlich dort gleich 
zu Anfang zwei Begriffe von Ursprung und argumentiert gegen die bürgerliche 
Ökonomie, dass diese den Ursprung der ökonomischen Entwicklung als einen 
vergangenen bestimmt, d.h. als einen, der der Bestimmung des zur Untersu- 
chung stehenden Gegenstandes (kapitalistische Vergesellschaftung) äußerlich 
bleibt. Der Ursprung bleibt hier abstrakt und hat nichts mit dem Gegenstand 
selbst zu tun, während Marx argumentiert, dass Ursprung vielmehr im Sinne der 
fortwährenden Genese des Gegenstandes zu verstehen ist, der den Gegenstand 
als einen historisch begrenzten Gegenstand und damit nicht naturalistisch oder 
weltgeschichtlich deutet. Das Kapitel über die ursprüngliche Akkumulation ist 
methodisch zentral, da es den Ursprung des Kapitalismus als ein ihm wesentli- 


An der Oberfläche der Tauschgesellschaft 457 


ches und nicht äußerliches Moment bestimmt. Damit ist die gesamte Entwick- 
lungslogik des Gegenstandes von ihm innewohnenden Prinzipien bestimmt, 
und nicht nur sein (vergangener) Anfang. Beispielsweise kann man nicht mehr 
sagen, dass die Gewalt nur irgendwie in den Kinderschuhen der Entwicklung 
des kapitalistischen Systems steckte, die wir aber inzwischen abgeworfen und 
hinter uns gelassen haben. Im Gegenteil: Gewalt als Ursprung des kapitalistischen 
Systems zu erfassen bedeutet zugleich, Gewalt als inneres Entwicklungsprinzip 
des Gegenstandes selbst zu begreifen und sie als ein ihm wesentliches Moment 
zu verstehen. Solange die kapitalistische Vergesellschaftung existiert, wird sie sich 
in einem bestimmten Gewaltmodus vollziehen. Kritik ist daher im marxschen 
Sinne immer anti-naturalistisch und anti-universell. So wie keine „Produktion 
als solche“ je existiert hat und existieren kann, kann auch keine „Gesellschaft als 
solche“ existieren. Kritische Theorie mit Marx zu betreiben bedeutet, nicht nur 
gegen universale Theorien des Ökonomischen, sondern vielmehr gegen Iheorien 
von genereller Vergesellschaftungzu argumentieren. Gesellschaft ist mit Marx als 
ein endlicher Begriff zu verstehen, und nur deshalb sollten wir auch nicht, wie 
esim Post-Marxismus geschieht, den Begriff der Totalität aufgeben. Totalität ist 
ein durch und durch kritischer Begriff. Mit Marx sollten wir annehmen, dass das 
Objekt der Kritik (der politischen Ökonomie) selbst negativ ist. Das bedeutet, 
dass der Kapitalismus in seiner Totalität sich von etwas anderem ausschließt, 
und in diesem Sinne begrenzt ist. Da aber diese nicht nur auf der theoretischen 
Ebene einfach erklärt werden kann, sondern im Objekt selbst vorgefunden wer- 
den muss, kann man auch sagen, dass der Kapitalismus als begrenzte Totalität 
seine eigene Negation in sich trägt. Nur als solches kann er begrenzt sein, und 
nicht nur theoretisch als begrenzt behauptet werden. Es kann nur ein negativer 
Begriff von der kapitalistischen Totalität gefunden werden, wenn sich die reale 
Totalität, oder das Konkrete, in sich und durch sich begrenzt, d.h. negiert. Das 
letztere ist genau der Begriff des Widerspruchs, mit dem Marx operiert. Diese 
Überlegungen gleich in eine negative Ontologie des Sozialen umzuwenden, in der 
sich der „unverfügbare“ und quasi apokalyptische Grund des Sozialen als dessen 
negatives Element herausstellt, wie Oliver Marchart (2013: 508 ) argumentiert, 
scheint mir das Kind mit dem Bade auszuschütten. Rahel Jaeggi hingegen nähert 
sich in ihren letzten Publikationen an die Überlegungen der marxschen Methode 
wieder an. Sie geht sogar einen Schritt weiter als andere gegenwärtige oflizielle 
Vertreter der Kritischen Theorie, da sie, wenn auch nicht immer klar, den Begriff 
des Zusammenhangs wieder in die Theorie einführt, ohne aber, da ja die neuen 
Frankfurter Meisterdenker das erkenntnistheoretische Element schon seit Er- 
kenntnis und Interesse als altehrwürdiges Gedankengut der subjektivistischen 
Metaphysik ad acta gelegt haben, auf die epistemischen Voraussetzungen dieses 
Begriffes des Zusammenhanges einzugehen. Die Einführungdieses Begriffes des 
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Zusammenhangs in die Theorie ist aber dennoch ein Fortschritt, da dieser im 
strikten Sinne zwei Annahmen impliziert: Erstens kann ein Zusammenhangvon 
etwas nur bestehen, wenn dieser als eine Einheit verstanden wird, und zweitens 
setzt ein Zusammenhang voraus, dass ein Kriterium angegeben wird, das diesen 
Zusammenhang von anderen Zusammenhängen abgrenzt. Selbst wenn wir mit 
Jaeggi im Plural von „Lebenszusammenhängen“ sprechen wollen, so muss darin 
irgendein Kriterium zumindest aufscheinen, das den Zusammenhangals einen, 
d.h. als diesen oder jenen Lebenszusammenhang ausweist. Jaeggi (2014: 106ff.) 
zufolge handelt es sich dabei um einen Funktionszusammenhang, in dem alle 
Orientierungen und Praktiken, die in einem Lebenszusammenhang eingelassen 
sind, sich über bestimmte Zwecke konstituieren. Wenn auch Jaeggi nicht so weit 
geht, diese utilitaristischen Strukturen als regelnde Prinzipen der sozialen Wirk- 
lichkeit selbst zu setzen (wie etwa die Prinzipien Mehrwert und G’), scheint mir, 
dass wir hier nur einen kleinen Schritt von der Wiedereinführung dialektischen 
Gedankenguts in die Kritische Theorie entfernt sind, und dass Jaeggis Bemü- 
hungen, Kapitalismus und Kritik wieder näher aneinander zu rücken, durchaus 
an die klassische marxistische Position anschlussfähig sind. Das zeigt sich auch 
daran, dass sich Jaeggi in ihrem Beitrag zum Marx-Kongress in Berlin in 2011 
gegen ethische und funktionale Kritiken des Kapitalismus ausgesprochen hat, da 
diese immer Gefahr laufen, das Spezifische des Kapitalismus nicht in den Blick 
zu bekommen (vgl. Jaeggi 2013: 346). 

Mit dem, was ich bis jetzt ausgeführt habe, sind wir besser in der Lage zu 
verstehen, warum die normativen Annahmen der kritischen Aktivität und die 
ethischen Aspekte der sozialen Wirklichkeit des zu analysierenden Gegenstandes 
gegenüber den ersteren sekundär bleiben müssen. Marx’ Theorie kann nur dann 
auch im ethischen und politischen Sinne kritisch sein, weil das letztere schon die 
Endlichkeit der sozialen Form des Kapitalismus voraussetzt, die als zu analysieren- 
de schon vorausgesetzt ist. Diese Endlichkeit setzen auch alle neueren kritischen 
Theoretiker und Post-Marxisten voraus, wenn sie, in welchem schwachen Sinne 
auch immer, „den“ Kapitalismus kritisieren wollen. Es ist zwar möglich, Teilas- 
pekte des Kapitalismus zu kritisieren, aber auch dann setzt man epistemologisch 
gesehen schon „den“ Kapitalismus voraus, denn wie sollte man wissen können, 
dass man Aspekte des Kapitalismus und nicht irgendeines anderen sozialen Sys- 
tems kritisiert, wenn man nicht schon implizit die epistemische Zugänglichkeit 
eben dieses Gebildes setzt. Kritik im Sinne von Marx und Lukäcs kann daher 
nur gelingen, wenn sie die immanenten Grenzen des Kapitalismus erkennt. An 
Lukäcs anschließend kann man sagen, dass eine Theorie, die den Zusammen- 
hang nur noch in seinen isolierten Teilen reflektiert, die Konsequenz hat, dass 
diese „als zeitloses Gesetz einer jeden menschlichen Gesellschaft erscheinen“ 
(Lukäcs 1923: 180). Theorie im marxistischen Sinne ist aber nicht gleichzuset- 


An der Oberfläche der Tauschgesellschaft 459 


zen mit theoretischen Erklärungen von sozialen Verwerfungen, sondern vor 
allen als Durchdringung der gesamten sozialen Wirklichkeit mit der Hilfe von 
Begriffen, die diese Wirklichkeit als eine geschlossene, d.h. limitierte Totalität 
sichtbar machen, die, weil sie limitiert ist, auch überwunden werden kann. So 
ist die Ausbeutung von lebendiger Arbeit zwar ein Kennzeichen kapitalistischer 
Verwertung, aber als solches noch lange nicht zureichend, die kapitalistische 
Gesamtheit zu verstehen, und dass diese Gesamtheit als Ganze endlich ist. Wer 
die kapitalistische Ordnung in Teilaspekten kritisiert, wird immer nur für einen 
besseren Kapitalismus, einen Kapitalismus mit „menschlichem Angesicht“ und 
für die „moralische Zivilisierung der kapitalistischen Marktgesellschaft“ (Hon- 
neth 2011: 470), sein. Damit aber wird das System als Ganzes nicht angerührt, 
da die Kritik sich ja nur aufeine Verbesserungvon Teilaspekten beschränkt. Mit 
dieser Teilkritik wird dann aber gerade das verfehlt, was ich am Anfang ausge- 
führt habe, nämlich die kapitalistische Ordnung in ihren Grenzen und damit 
als historisch-endliches Projekt zu verstehen. Nur wenn wir den Kapitalismus 
als endliches Projekt verstehen, gibt es die Möglichkeit, den intern erzeugten 
Fetischismen zu entgehen. Da viele gegenwärtige kritische Theoretiker dem 
Projekt einer begrifllich rekonstruierten Totalität und seiner philosophischen 
Grundannahmen aber eine Absage erteilt haben, können sie die immanente 
Kritik auch nur als Korrektur verstehen, und nicht mehr als dasjenige, das im 
Ganzen über das Ganze hinausweist. In der Konsequenz betrachtet heißt das 
dann, dass man, zumindest tendenziell, Kapitalismus naturalisiert. 

In einem berühmten Brief an Ferdinand Lasalle aus dem Jahre 1858 heißt 
es: „Die Arbeit, um die es sich zunächst handelt, ist Kritik der ökonomischen 
Kategorien oder, if you like, das System der bürgerlichen Ökonomie kritisch 
dargestellt. Es ist zugleich Darstellung des Systems und durch die Darstellung 
Kritik desselben (MEW 29: 550). Was Marx hier im Sinn hat, ist eine Form von 
immanenter Kritik, die sich durch die Analyse des Systems der kapitalistischen 
Totalität in seinen kategorialen Bestimmungen zugleich als eine Kritik darstellt, 
nämlich in genau dem Sinne, in dem ich es oben dargelegt habe. Kritische Theorie 
der Gesellschaft ist kritisch, weil sie diese als ein abgeschlossenes, also endliches, 
System von aufeinander bezogener kategorialen, d.h. gegenstandsbestimmender 
Momente, methodisch und historisch darlegt. Die genetische Darstellung ist 
notwendig, nicht nur weil die Kategorien der kapitalistischen Gesellschaft sich 
als eine spezifisch kapitalistische Genese erweisen lassen sollen und daher eine 
nichtgeschichtliche Anordnung erfordern, sondern auch, weil die Elemente des 
wirklichen Gestaltungsprozesses eben nicht einfach gegeben sind und daher 
die Vielfalt aller Relationen nicht einfach auf ein Element reduziert werden 
können. „Die Analyse [ist] aber die notwendige Voraussetzung der genetischen 
Darstellung, des Begreifens des wirklichen Gestaltungsprozesses in seinen ver- 
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schiedenen Phasen“ (MEW 26.3:491). Kritik ist immer auch anti-positivistisch. 
Die „analytische Methode, womit die Kritik und das Begreifen anfangen muss“ 
(MEW 26.3: 491) ist daher auch vorausgesetzt für jegliche normative Kritik. Da 
Gesellschaft nicht einfach „gegeben“ ist, kann sie nicht, wie Adorno gerne sagt, 
im Baedeker gefunden werden. Daher können auch die normativen Annahmen 
nicht als quasi-transzendentaler Rahmen zuvor schon gesetzt sein. 

Dieser Rahmen wird aber in der neueren Kritischen Theorie, insbesondere bei 
Honneth, gesetzt. Nach Honneth sind zwei normative Annahmen zu machen: 
aufder einen Seite methodisch normative Annahmen für die Kritik, und darüber 
hinaus sollen wir auch den Gegenstand selbst, das heißt die kapitalistische Ver- 
gesellschaftung, als einen normativen Prozess begreifen, somit als einen Prozess 


der Anerkennung. Honneth (2007: 63) schreibt: 


dass ein derartiges Verfahren der genealogischen Bloßstellung stets eines zusätzlichen 
Schrittes bedarf, in dem normativ gerechtfertigt wird, warum die soziale Disziplinierung 
oder die politische Repression überhaupt ein moralische Übel darstellen soll. In diesem 
Sinn ist die Genealogie gewissermaßen ein parasitäres Kritikverfahren, weil sie von der 
Voraussetzung einer normativen Begründung lebt, die sie nicht selber zu geben versucht 
oder zu leisten vermag. 


Dieses Argument, das Honneth gerne vorträgt, nämlich, dass eine Kritik des 
Kapitalismus eben schon normative Annahmen machen muss, scheint mir falsch 
zu sein, da ja zunächst einmal im Sinne des oben Gesagten klar sein muss, was 
Kapitalismus ist, um dann von normativen Annahmen, die eben in die Analy- 
sen dieses spezifischen Gegenstandes eingehen, sprechen zu können. Ansonsten 
leert sich das Argument dahingehend aus, dass jede Kritik normative Annah- 
men machen muss, aber damit würde es eben nicht mehr auf eine bestimmte, 
nämlich die Kritik der kapitalistischen Vergesellschaftung angewandt werden 
können. Honneths Position sollte daher genau derselben Kritik ausgesetzt wer- 
den, der Marx die politische Ökonomie ausgesetzt hat. Das Argument, dass 
Kritik normative Annahmen, wie z.B. Annahmen über Gerechtigkeit, machen 
muss, universalisiert die normativen Begriffe und führt zu der Konsequenz, 
dass mit einem abstrakten Begriff von Kritik operiert wird, der mit der Kritik 
des infrage stehenden spezifischen Gegenstandes nichts mehr zu tun hat. Kritik 
und Objekt der Kritik entkoppeln sich. So heißt es an anderer Stelle, dass der 
immanenten Kritik „jenes Element an nachweisbarer Vernünftigkeit [fehlt], das 
sie erst zu gerechtfertigten Maßstäben einer immanenten Kritik machen würde“ 
(Honneth 2010: 86). Das Argument von Honneth ist nicht überzeugend, da er 
schon einen vorherbestimmten Sinn von „Kritik“ ins Feld führt, die sich nicht 
mehr aus dem Gegenstand und seiner, wie Marx sagt, eigentümlichen Logik 
ergibt. Wenn jemand bspw. sagt, das Wesen eines Mörders sei zu morden, dann 
ist das weder eine Kritik des Mörders im normativen Sinne noch setzt ein solches 
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Urteil irgendwelche normativen Annahmen voraus. Das aber behauptet Honneth, 
wenn er sagt, dass jegliche Kritik von sozialen Zuständen normative Annahmen 
macht, die den Horizont des kritisierten Objekts transzendieren. Dagegen würde 
ich behaupten, dass wir hier zwei Schritte annehmen müssen. Aus der Analyse 
des Mörders als eines Mörders kann dann auch darüber gesprochen werden, 
ob das Wesen des Mörders gut oder schlecht, richtig oder falsch, gerecht oder 
ungerecht, moralisch oder unmoralisch ist. Der Vorwurfder neueren Kritischen 
Theorie diesseits und jenseits des Atlantiks, der seit Habermas gebetsmühlenartig 
wiederholt wird, nämlich, dass die ältere Tradition der Kritischen Theorie ihre 
„normativen Grundlagen“ nicht reflektiere, ist nur möglich geworden, weil sie 
die Kritik als Analyse der kapitalistischen Vergesellschaftung aufgegeben hat 
und die Grundbegrifllichkeiten ihrer sozialen Ontologie von denjenigen einer 
Kritik der politischen Ökonomie auf diejenigen einer moralischen oder sittlichen 
Theorie umgestellt hat. Im Sinne des oben Ausgeführten ist dieser Diskurs über 
die normativen Grundlagen von Kritik völligverfehlt, da er überhaupt nicht mehr 
einholt, was das eigentlich ist: eine dialektische Konzeption von Gesellschaft. 
Machen wir uns das kurz klar. 


Das Primat des Ethischen 


Habermas deutet den Arbeitsbegriffbei Marx und im Marxismus als einen nicht- 
ontologischen Arbeitsbegriff und bekommt die wirklichkeitskonstitutive Seite 
dieses Begriffes nicht völlig in den Griff. Die These, dass sich Marx an einem 
handwerklich orientierten Modell von Arbeit (die auch Honneth übernimmt) 
abgearbeitet hat, verfehlt die Tatsache, dass es Marx vor allen Dingen im Kapital 
um eine formanalytische Analyse der Arbeit geht (vgl. Elbe 2010a), und nicht, wie 
Habermas behauptet, um eine „expressivistische“ Analyse von Arbeit (Habermas 
1988a: 98). Dabei wird bei Marx die Arbeit gerade nicht auf einen bestimmten, 
empirisch auffindbaren, Typ von Arbeit reduziert, sondern es werden von vornhe- 
rein die gesellschaftskonstitutiven Dimensionen von Leben und Tod, Individuum 
und Generation, Zeit und Raum, Leib und Natur, biologischen Grundlagen 
und ökologischen Bedingungen mit in den Begriff einbezogen, die sich in einer 
spezifischen Weise in einer durch Wert, d.h. durch universale Austauschbarkeit, 
konstituierten Wirklichkeit realisieren (zur Kritik an Habermas vgl. Elbe 2014 
und Reichelt 2008: 433ff.). Kapital als Prozess setzt alle natürlichen und nicht- 
natürlichen Grundlagen des Lebensprozesses, alle physischen und moralischen 
Schranken (MEW 23: 246) als innere Schranken, die damit entgrenzt und dem 
universalen Verwertungsprozess unterworfen werden. Dabei geht es gerade nicht, 
wie Postone (2013) überzeugend argumentiert, um Arbeit als solche, sondern um 
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eine Kritik derselben und der aus ihr entspringenden Herrschaftsform. Damit 
kann man dann die Reduktion der gesellschaftlichen Dynamik auf den Klas- 
senkampf, wie sie Habermas am Marxismus kritisiert (Habermas 1988a: 83), 
als ein zweitrangiges Element behandeln, wie das nicht nur von Backhaus bis 
Heinrich, sondern auch in der italienischen Marx-Rezeption herausgearbeitet 
wurde. Dabei stellt sich auch heraus, dass es mit Marx’ Begriff von verwerteter 
Arbeit als Verwertung des gesamten Lebensprozesses auch viel leichter fällt, die 
ökologische Seite der kapitalistischen Dynamik als ein „metabolic rift“ zu ver- 
stehen (Foster 2000; 2010), die in der Dualität von Lebenswelt und System und 
der Differenz von kommunikativen und strategischen Ansprüchen nicht mehr 
zu verorten ist; auch deshalb, weil Habermas argumentiert, dass in der Reduktion 
von sozialer Praxis auf einen naturalistisch verstandenen metabolischen Prozess 
die „normativen Gehalte“ (Habermas 1988a: 99) nicht mehr sichtbar sind. Daher 
werden wir ihm zufolge gezwungen, den Produktionsbegriff ganz fallen zu lassen 
und diesen in ein kommunikatives Paradigma umzuwandeln. Was das allerdings 
heißt, kann man an Honneths Weiterentwicklung der Kritischen Theorie zu 
einem letztlich ethischen Paradigma schen, in dem der Vergesellschaftungspro- 
zess auf universale moralische und normative Ansprüche zurückgeführt wird. 
Mit dem, was im ersten Abschnitt dieses Essays ausgeführt wurde, geht damit 
auch der kritische Aspekt der Kritischen Theorie verloren. Mit der Aufgabe des 
Produktionsparadigmas zeigt sich vom gegenwärtigen Standpunkt, wie die neuere 
Kritische Theorie selbst in eine quasi-idealistische Position zurückfällt, da sie die 
dialektische Beziehungzwischen Leben, Natur und kapitalistischer Verwertung 
kaum mehr einfangen kann. Die Zerstörung der Lebensgrundlagen wird nach 
dem Modell von normativen Ansprüchen verstanden. Alle Marktverhältnisse 
sollen, anstatt in Arbeits- und Warenverhältnissen, in normativen „Hintergrund- 
annahmen“ festgemacht sein. In Honneths (2007: 66) Worten: 

Nun ist es keine Frage, dass die erste Generation der Frankfurter Schule an der Umsetzung 

dieses extrem anspruchsvollen Kritikprogramms gescheitert ist; die einseitige Orientic- 

rung am Handlungstyp der Arbeit hat es verhindert, ein Konzept der gesellschaftlichen 


Rationalisierung zu entwickeln, das auf plausible Weise die Komponente der moralischen 
Gültigkeit einbezichen kann. 


Die Konsequenz dieses Ansatzes ist, dass die spezifische historisch-soziale Form 
der gesellschaftlichen Wirklichkeit verloren geht. In Bezug auf das Produkti- 
onsparadigma und Arbeit, so Honneth (2010: 87), geht es um die Frage, „ob 
nicht der modernen, kapitalistischen Organisation von Arbeit moralische Nor- 
men zugrunde liegen, die für deren Funktionsfähigkeit genauso unverzichtbar 
sind wie die Normen der Verständigung für das Funktionieren einer modernen 
Lebenswelt“. Das bedeutet, dass Honneth den sozialontologisch verstandenen 
Produktivitätsbegriff in einen ethischen Begriff umwandelt, was der Kritischen 
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Theorie ihren kritischen Stachel zieht, da die Grundlagen in einen universalisti- 
schen Rahmen umgewandelt werden, mit dem dann tendenziell die bestehenden 
Verhältnisse letztlich affirmiert werden (ähnlich Henning 2005: 567). 

Statt der Wertform und des Geldes, die den Tauschakt genetisch, d.h. begriff- 
lich und historisch, durchsichtigmachen, gilt es nun nach Honneth, „die normati- 
ve Komponente der ökonomischen Relation zu bedenken“ (Honneth 2013: 360). 
Mit dieser Überlegung aber fällt Honneth in ein Verständnis des Kapitalismus 
zurück, in das schon Adorno, zumindest tendenziell, zurückfiel, nämlich Kapi- 
talismus über abstrakte Tauschrelationen zu verstehen (vgl. Lotz 2013). Das ist 
aber ganz falsch, da es nicht um irgendwelche universalen Tauschverhältnisse 
geht, die es dann mit der Ökonomie gleichzusetzen gilt, sondern um diejenigen 
genetischen Verhältnisse, die die Tauschverhältnisse als spezifisch kapitalistische 
ausweisen und verstehen lassen. Dabei sollte schnell klar werden, dass sich die 
Tauschverhältnisse im Kapitalismus nicht ohne die die Tauschverhältnisse kons- 
tituierende Wertform als monetäre und als Kapitalverhältnisse verstehen lassen. 
Zum Beispiel hat die Dynamik kapitalistischer Verhältnisse zentral nicht mit den 
darin eingehenden normativen Annahmen, sondern vielmehr mit der Dynamik 
der verwerteten Lebensgrundlagen selbst zu tun. Nur sokann essich um eine reale 
Dynamik handeln. Honneth bleibt daher an der Oberfläche der Tauschverhält- 
nisse stecken und sollte als ein Vertreter der bürgerlichen Ökonomie behandelt 
werden: So wie Produktion „als solche“ nicht sozial existiert, kann auch keine 
Moral „als solche“ existieren und, so die Gegenthese, die universalen normativen 
Annahmen, die Habermas und Honneth ins Feld führen, sind nur möglich, weil 
eine durch und durch monetisierte Wirklichkeit diesen schon vorausgeht (mehr 
dazu in Lotz 2014a; 2014c). Somit ist auch klar, dass die Marktwirtschaft als 
solche überhaupt kein Problem für marxistische Gesellschaftstheorie ist, da es ja 
gerade nicht um die Oberfläche des Warentausches geht, sondern vielmehr um die 
Genese des letzteren aus seinen sozialen Quellen, und diese beiden Quellen sind 
Arbeit und, im Kapitalismus, Kapital als die soziale Form der Arbeit (abstrakte 
Arbeit), oder, besser, der menschlichen Produktivität (das auch kommunizieren 
beinhaltet). Es geht also nicht um „Plan“ oder „Markt“, sondern vielmehr um 
die Form, die der Markt im Kapitalismus annimmt, und darum, dass der Markt, 
mitsamt Produktion und Konsumtion, durch die Subsumption unter das pro- 
zessierende Geld (Kapital) eine völligandere Funktion, Ausdehnung, Richtung 
und Dynamik erhält. Kapitalismus mit Marktgesellschaft gleichzusetzen, bleibt 
im Fetischismus der letzteren befangen. 
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Der Verlust des Gesellschaftlichen: Geld und Erde 


Die Konsequenzen aus dem bisher Gesagten sind vielfältig. Ich möchte hier 
nur eine davon kurz anreißen: die Rolle der Ökologie oder, mit Marx, der Erde. 
Mit der Abwehr eines (falsch verstandenen) Naturalismus bei Marx und im 
Marxismus hat die Kritische Theorie der zweiten und dritten Generation kon- 
sequenterweise auch die Analyse von Natur im Zusammenhang mit und als 
Moment menschlicher Produktivität aus den Augen verloren, und damit auch 
die Tatsache, dass die Destabilisierung der ökologischen Lebensbedingungen der 
These einer stabilisierenden quasi-transzendentalen Moralität oder Sittlichkeit 
zuwiderläuft. Wenn ich recht sehe, wird dabei von der Kritischen 'Iheorie z.B. 
auch nicht auf die Ausbeutung der gesamten Tierwelt und ihre totale Integra- 
tion in die kapitalistische Dynamik geachtet, um damit indirekt nur wieder die 
Superiorität des Menschen über alles andere und seiner quasi übersinnlichen 
Stellung im Kapitalismus zu bestätigen. 

Wenn man aber genau hinschaut, handelt es sich bei Marx nicht um eine Fort- 
setzungdes modernen Arbeitsbegriffes, der die Natur teleologisch im Sinne einer 
Aneignung im Arbeitsprozess setzt, sondern die Natur wird, ganz im Gegenteil, 
aufder einen Seite als externe Bedingung des Arbeitsprozesses und aufder ande- 
ren Seite im Zuge kapitalistischer Verwertung und aus der Sicht des Kapitals dann 
als interne Schranke des Geldprozesses selbst gesetzt, die überwunden werden 
muss. Das Produktionsparadigma führt daher nicht, wie Habermas meint, zur 
Naturalisierung sozialer Vergesellschaftungsprozesse, sondern die durch den 
Wert umgeformte Arbeit in abstrakte Arbeit lässt die Natur selbst nur noch als 
monetären Aspekt der sozialen Dynamik erscheinen, sodass sie dementsprechend 
behandelt wird. Beide Aspekte des Naturbegriffes bei Marx sind am besten daran 
abzulesen, dass Marx generell kaum von „Natur“ spricht, sondern von „Erde“. 
„Erde“ hat hier durchaus einen Doppelsinn, der schr schön in den englischen 
Übersetzungen des Wortes zum Vorschein kommt. Dort nämlich wird „Erde“ 
einerseits mit „earth“ (in Bezugzu die marxschen Frühschriften) und andererseits 
mit „soil“ (in Bezugzum Kapital) übersetzt. In einer berühmten Passage aus den 
Pariser Manuskripten heißt es: 


Die Universalität des Menschen erscheint praktisch eben in der Universalität, die die ganze 
Natur zu seinem unorganischen Körper macht, sowohl insofern sie 1. ein unmittelbares 
Lebensmittel, als inwiefern sie [2.] die Materie, der Gegenstand und das Werkzeug seiner 
Lebenstätigkeit ist. Die Natur ist der unorganische Leib des Menschen, nämlich die Natur, 
soweit sie nicht selbst menschlicher Körper ist. Der Mensch lebt von der Natur, heißt: Die 
Natur ist sein Leib, mit dem er in beständigem Prozeß bleiben muß, um nicht zu sterben. 
Dass das physische und geistige Leben des Menschen mit der Natur zusammenhängt, hat 
keinen andren Sinn, als dass die Natur mit sich selbst zusammenhängt, denn der Mensch 


ist ein Teil der Natur. (MEW 40: 515) 
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Aufder einen Seite folgt Marx hier einer gewissen Tradition von Locke zu Hegel, 
die den Arbeitsprozess als einen Aneignungsprozess begreift, in dem der Mensch 
sich durch die Arbeit sozusagen erweitert und damit ein erster Begriff von Eigen- 
tum gewonnen wird. Auf der anderen Seite aber, und das ist das Neue, begreift 
Marx hier in einer quasi phänomenologischen Weise im Sinne von Merleau-Ponty 
die Natur als diejenige Erweiterung, die der Mensch sich nicht einfach nur aneig- 
net, sondern von dem und durch den hindurch sich menschliche Produktivität 
her vollzieht. Der Lebensprozess selbst ist daher primär ein Prozess, in dem die 
Natur nicht einfach mit in den teleologischen und sozialen Prozess integriert 
wird, sondern als seine absolute, externe Schranke erscheint; als Bedingung, 
die dem sozialen Lebensprozess äußerlich bleibt. Nur so nämlich kann sich die 
Natur in der Form der Erde selbst als Dynamisierungsschranke, die laufend 
überwunden und zerstört werden muss, dann im kapitalistischen Verwertungs- 
prozess als sein Moment erscheinen. Die Erde ist vor dem Kapitalismus „noch 
nicht Kapital“ (MEW 40: 532). Unabhängig vom Verwertungsprozess, d.h. in 
vor-kapitalistischen Gesellschaften, erscheinen die gesamten physischen und bio- 
logischen Bedingungen des Lebensprozesses als äußere, d.h. absolute Schranken. 
Das scheint mir Alfred Schmidt in seiner klassischen Studie zum Naturbegriff 
bei Marx nicht zu beachten (vgl. Schmidt 1971: 59ff.). Er erfasst nämlich nicht 
die der Warenform immanente Dynamik, in der die abstrakte Universalität 
der Wertform sich alles Partikulare unterwirft und somit selbst für das Kapital 
produktiv gemacht wird. In Die Deutsche Ideologie wird das schr deutlich. Da 
spricht Marx über die „von den Menschen vorgefundenen Naturbedingungen“ 
(MEW 3: 21; Herv..: C.L.). Im Kapital dagegen heißt es dann im Kapitel über 
den Kampf um die Länge des Arbeitstages (also dem Ursprung des absoluten 
Mehrwerts), dass mit diesem die physischen Schranken dem Kapital unterworfen 
werden, eben als Schranke, die es mit Gewalt zu überwinden gilt. Mit diesen 
physischen Schranken, wie Foster gezeigt hat (Foster 2000: 155ff.), meint Marx 
aber nicht nur die physischen Schranken der produktiven Individuen, sondern 
auch die physischen Bedingungen, die der Kapitalverwertungim Sinne der Erde 
gegenübertreten, und zwar vor allen Dingen das Produktivmachen der Erdober- 
fläche durch die agro-chemische Veränderung der Erde selbst: 


Wie in der städtischen Industrie wird in der modernen Agrikultur die gesteigerte Produk- 
tivkraft und größere Flüssigmachung der Arbeit erkauft durch Verwüstung und Versiechung 
der Arbeitskraft selbst. Und jeder Fortschritt der kapitalistischen Agrikultur ist nicht nur 
ein Fortschritt in der Kunst, den Arbeiter, sondern zugleich in der Kunst, den Boden zu 
berauben, jeder Fortschritt in Steigerung seiner Fruchtbarkeit für eine gegebene Zeitfrist zu- 
gleich ein Fortschritt im Ruin der dauernden Quellen dieser Fruchtbarkeit. (MEW 23: 529) 


Die Zerstörung der Erdoberfläche am Beginn des historischen Prozesses ist die- 
sem wesentlich eingeschrieben. Damit kann man die Naturzerstörung nicht als 
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einen dem Kapitalismus externen Prozess verstehen, d.h. als einen Prozess, der 
sozusagen nur als Nebeneffekt auftritt, ohne das Wesen des Kapitalismus selbst 
zu berühren, sondern man muss das Verhältnis Natur-Arbeit als ein Verhältnis 
analysieren, das mit der Wertform eine neue sozial-ökonomische Form erhält 
und damit nicht mehr allgemein und universal als Mensch-Natur-Verhältnis 
beschrieben werden kann. 

Mit der Aufgabe des Arbeitsbegriffes in der neueren Kritischen Theorie kann 
die Zerstörung der Lebensgrundlagen letztlich auch nur noch als ein Marktver- 
hältnis, sozusagen aus der Ferne, beobachtet werden. So ist die Umweltzerstö- 
rung in Honneths Theorie der Freiheit auch nur am Rande präsent, wenn die 
Konsumenten sich durch ihre ethischen, ökologischen oder nicht- ökologischen 
Einstellungen voneinander unterscheiden (Honneth 2011: 402). Anstatt die 
globalen Armutsstrukturen zu analysieren, die radikale Kommodifizierungaller 
Lebensgrundlagen, Bio-Piraterie, die Entwicklung von corporate power zu quasi 
staatlichen Agenten, der Aufstiegeiner internationalen Oberklasse oder die irrati- 
onalen und ökologischen Verwerfungen in der internationalen Futtermittel- und 
Lebensmittelproduktion, die sich aus der totalen Inwertsetzungalles Lebendigen 
und der commons ergeben, werden bei Honneth die der Umwelt freundlich 
gesinnten Fahrradfahrer in Deutschland als Beispiel genannt. Somit wird das, was 
Horkheimer und Adorno noch den „offenen Wahnsinn“ des späten Kapitalismus 
nennen konnten (Adorno/Horkheimer 1947: 73), in eine sittliche Organisation 
von ökologisch bewussten Fahrradfahrern umgemünzt. Ganz konsequent werden 
neben dieser Moralisierung des Problems die ökologischen Probleme nur aus der 
Sicht der Konsumtion, und nicht, wie es notwendig wäre, aus der Sicht der ge- 
sellschaftlichen (Re)Produktion betrachtet, die die ökologische Problematik mit 
der Betrachtung der gesellschaftlichen Totalität im Sinne des oben Ausgeführten 
zusammenschließt - ganz im Sinne von Foster: 

Yet the thrust is to suggest that the principal environmental problem today can be traced 

to the economy via consumers. [...] It is this notion of consumer culture as the beginning- 

and-end-allofthe environmental problem that we will question [...]. A genuine ecological 


eritique ofthe role ofconsumption in contemporary society, we will suggest, necessitates 
the transcendence of capitalist commodity production. (Foster 2010: 381) 


Ausblick: marxistische Gesellschaftstheorie reloaded 


Man mag mit dem hier Gesagten im Detail übereinstimmen oder nicht, ins- 
gesamt geht es um eine Auseinandersetzung mit und die Weiterführung einer 
Kritischen Theorie, die diese aufeine neue Konfliktlinie zuführt, anstatt einfach 
zu behaupten, dass eine gradlinige Logik von Marxzu Habermas, Honneth und 
Jaeggi führt. Stattdessen gilt es, die Bruchlinien dieser Entwicklung erneut zu 
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bedenken und damit den marxschen Theorieansatz wieder in die Gegenwarts- 
problematik einzuholen - anstatt ihn als überholt zu betrachten. Das bedeutet, 
dass eine Kritik derjenigen Gesellschaftstheorie notwendig ist, die sich durch 
ethische oder politische Fundamentalannahmen des Gesellschaftsbegriffs zu 
entschlagen versucht. Zwei dieser Bruchlinien sind hervorgetreten: Aufder einen 
Seite geht es um die Wiedereingliederung der Kritik der politischen Ökonomie 
in die Iheoriebildung und auf der anderen Seite geht es um die Wiederaneignung 
einer Sozialontologie, die diese nicht auf ethische oder politische Fundamenta- 
lismen reduziert. Mit Lukäcs könnte man es auch so formulieren, wenn auch 
vielleicht mit einem Seitenblick auf Hegel: „Unmöglich, Ethisches zu setzen, 
ohne Weltzustand mitzusetzen“ (Lukäcs 1960-65: 117). 
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Alex Demirovic 


„Anders denken, anders sprechen” 
Ein Besprechungsessay zu „Das Kapital lesen” 


„Anders denken, anders sprechen“ hinsichtlich solcher Grundsatzfragen, die 
die Philosophie, Politik, die Geschichte des Kapitalismus und den zeitgemäßen 
Klassenkampf betreffen - das war der Anspruch Louis Althussers (vgl. Alt- 
husser 2010: 19). Diesem Anspruch ist er gerecht geworden. Er war, wie Peter 
Schöttler und Frieder ©. Wolf 1985 schreiben, „einer der wichtigsten Theoretiker 
eines erneuerten Marxismus und einer der großen Anreger der französischen 
Nachkriegsphilosophie ... Wie kaum ein anderer marxistischer Theoretiker seit 
Antonio Gramsci hat Althusser neue Fragen, Probleme und Thesen in die inter- 
nationale marxistische Debatte eingebracht.“ Seit Langem gab es die Absichten, 
die Werke von Louis Althusser in größerem Umfang auf Deutsch zu veröffent- 
lichen. Ein erster Anlauf von Frieder ©. Wolf, beim Argument Verlag eine auf 
acht Bände angelegte Ausgabe der Schriften herauszubringen, wurde dann nach 
der Publikation zweier wichtiger Bände - Philosophie und spontane Philosophie 
der Wissenschaftler (Band 4, 1985) und Machiavelli - Montesquieu - Rousseau 
(Band 2, 1987) - nicht fortgesetzt. Vor einigen Jahren begann Frieder ©. Wolf 
einen zweiten Versuch, Gesammelte Schriften von Althusser auf Deutsch zu 
veröffentlichen. Es erschien 2011 bei edition suhrkamp als Band 3 Für Marx neu 
übersetzt und um Aufsätze erweitert, die in der ersten deutschen Ausgabe nicht 
enthalten, wenn auch teilweise andernorts auf Deutsch zu finden waren. 2012 
folgte bei VSA als Band 5 im ersten Halbband der bedeutende Text Ideologie 
und ideologische Staatsapparate und im zweiten Halbband das aus dem Nachlass 
veröffentlichte umfangreiche Manuskript Über die Reproduktion. Zu Beginn 
dieses Jahres erschien nun beim Verlag Westfälisches Dampfboot die erstmals 
vollständig ins Deutsche übersetzte Ausgabe des von Louis Althusser und seinen 
Schülern Etienne Balibar, Roger Establet, Pierre Macherey und Jacques Ranciere 
1965 veröffentlichten Buches Das Kapital lesen." Man muss sagen: endlich, denn 
die erste deutsche Übersetzungvon Klaus-Dieter Thieme, die 1972 vom Rowohlt 


1 Alle Seitenangaben in Klammern bezichen sich auf diese Ausgabe, siche Althusser et al. 
2015. 
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Verlag in einer Taschenbuchausgabe publiziert wurde, umfasste - entsprechend 
der französischen Neuauflage von 1968 - nur die Texte von Althusser und Balibar 
und ist zudem seit Langem vergriffen. 

Jacques Rancitres Beitrag „Zum Begriff der Kritik und die Kritik der poli- 
tischen Ökonomie“, in dem der Einschnitt im Kritikverständnis im Werk von 
Marx herausgearbeitet wird, wurde im selben Jahr separat im kleinen Berliner 
Merve Verlag veröffentlicht. Ranci£re selbst hatte sich nach 1968 maoistisch neu 
orientiert und mit einer umfangreichen Kritik - 1974 unter dem Titel „LaLecon 
d’Althusser“ veröffentlicht - von Althusser distanziert. Teilweise wurde diese 
Kritik unter dem Titel „Wider den akademischen Marxismus“ 1975, ebenfalls 
vom Merve Verlag, auf Deutsch veröffentlicht; vollständig ist das Buch unter 
dem ursprünglichen Titel 2014 im Laika Verlag erschienen. Ranci£re zielt mit 
seinem Buch darauf, die revisionistische Praxis zu analysieren, wie sie sich aus 
seiner Sicht anhand der Praxis von Althusser veranschaulichen lässt. Damit ist 
gemeint, dass Althusser den ideologischen Klassenkampf zwischen der Ideologie 
der Bourgeoisie, die in ideologischen Apparaten ausgeübt wird, und der Ideologie 
des Proletariats, die sich in den Praktiken der Kämpfe zur Geltung bringt, in 
einen Konflikt zwischen Ideologie und Wissenschaft transformiert habe. Damit 
übernehme der Althusserismus die Rolle, akademisch gebildete Mandarine auf 
der Seite der Linken zu produzieren, die sich mit der Rede vom Klassenkampf in 
der Theorie kämpferisch geben können, während sie de facto eine intellektuelle 
Polizeifunktion gegenüber der Spontaneität der Massen praktizieren. Motiviert 
von den Erfahrungen der 1968er-Protestbewegung und der Kritik an der Tren- 
nungvon Kopf- und Handarbeit, stellte Ranci£re die Erfahrung der Massen der 
theoretischen Praxis in den Wissenschaften äußerlich gegenüber. War hier der 
kritische Maßstab ein militanter Marxismus, dem Althusser als Revisionist, Sartre 
als Idealist und Foucault als Anti-Marxist galt, so mündete Rancieres eigene 
Theoriebildung schon wenige Jahre später in eine Gleichheitskonzeption ein, die 
sich gar nicht mehr auf Marx oder den Poststrukturalismus bezieht (dem er aus 
zweifelhaften genealogischen Gründen manchmal noch zugerechnet wird), und 
sich in der Form der konventionellen politischen Philosophie bewegt. 

Die neue Ausgabe von Das Kapital lesen umfasst mit weiteren kleineren Texten 
von Althusser, dem Vor- und Nachtwort von Frieder ©. Wolf und Sebastian 
Neubauers Erläuterungen zu Althussers handschriftlichen Veränderungen seiner 
eigenen Beiträge insgesamt 764 Seiten. Das ist eine enorme Leistung sowohl des 
Herausgebers und Übersetzers Frieder ©. Wolf als auch des Verlags, und man 
muss beiden dankbar sein, dass sie sich dieser Aufgabe angenommen haben. Was 
die Ausgabe schr bereichert, ist die Berücksichtigung der Textveränderungen in 
den zwei französischen Ausgaben von 1965 und 1968 bzw. 1973. Zudem zieht 
Wolfvergleichend auch die deutschen und die französischen Versionen der Texte 
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von Marx heran, was hilft, den Althusser'schen Bezug auf sie genauer zu verstehen. 
Die Lektüre von Das Kapital lesen ist ohnehin anspruchsvoll, sie wird durch die 
philologische Berücksichtigung dieser Zusammenhänge noch anspruchsvoller. 
LeserInnen sollten beider Lektüre Geduld mitbringen. Aber es ist nicht so dahin 
gesagt: sie lohnt sich. Nach wie vor - und keineswegs überholt durch neuere 
Diskussionen - erweist sich das Buch als ein Meilenstein der Diskussion über 
Marx, vielfach immer noch nicht gut verstanden, sollten seine Einsichten einer 
der selbstverständlichen Ausgangspunkte heutiger Debatten sein. Wünschens- 
wert wäre gewesen, wenn noch einmal aufmerksam Korrektur gelesen worden 
wäre, denn es finden sich leider zahlreiche, den Lesefluss störende Druckfehler. 
Zu wünschen gewesen wäre auch, dass der Herausgeber in seinem Nachwort 
für heutige und mit dem Zusammenhang vielleicht nicht vertraute LeserInnen 
noch einige Hinweise auf die jahrzehntelange Diskussion über Althusser sowie 
die Bemühungen von Peter Schöttler oder Henning Böke, des VSA-Verlags oder 
der Zeitschriften alternative, Das Argument, kultuR Revolution. Zeitschrift für 
angewandte Diskursanalyse um die Rezeption der Theorie Althussers und die 
starken Widerstände gegen sie im deutschsprachigen Raum gegeben hätte. 

Für solche Widerstände gab es unterschiedliche Motive. a) Politische: Aus dem 
Blickwinkel der Mitglieder der moskauorientierten kommunistischen Parteien 
war Althusser, obwohl Mitglied der KPF, zu maoistisch und zu kritisch gegen- 
über der eigenen Tradition, da er die stalinistische Konzeption des dialektischen 
Materialismus ablehnte. Der humanistischen Kritik am Stalinismus warfer vor, 
immer noch die Annahmen jener Tradition zu teilen. Für die nach 1968 neu- 
gegründeten maoistischen Organisationen, die an marxistischer Theorie kaum 
interessiert waren und sich aufdie Lektüre der „Klassiker“ von Marx bis Mao und 
die Volkszeitung beschränkten, war Althusser zu theoretisch, zu intellektuell, zu 
innovativ. Aus dem Blickwinkel der radikalen Linken betrachtet, war Althusser 
einer der Intellektuellen der westeuropäischen kommunistischen Parteien, die als 
revisionistisch und zudem mit ihrer Perspektive eines historischen Kompromisses 
als zu wenig militant galten. 

b) Damit verbunden war eine theoretische Ablehnung: Denn Althusser griff 
nicht nur den orthodoxen Marxismus-Leninismus an, sondern auch genau dieje- 
nige Theorietradition, die für die undogmatische Linke und ihre Theoriebildung 
zunehmend wichtig wurde - sofern sie nicht ohnehin die marxistische Theorie mit 
Argwohn bedachte -, also einem Hegelmarxismus, für den Namen wie Lukäcs, 
Korsch, Bloch, Kofler, Adorno und Horkheimer und Jüngere wie Alfred Schmidt 
und Oskar Negt oder in Frankreich Lucien Goldmann, Jean Paul Sartre oder 
Henri Lefebvre standen. Im Zentrum dieser Tradition standen Begriffe wie 
Erfahrung, Subjektivität, Spontaneität, Alltag, Entfremdung, Verdinglichung, 
Ware und Fetisch. Der Bezug auf Hegel sollte ermöglichen, dialektische Begriffe 
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auszuarbeiten, die es erlaubten, von der unmittelbaren Erfahrung der Oberfläche 
kapitalistischer Verhältnisse, der Welt des konsumistischen Spektakels, zu jenem 
Wesen vorzudringen, das die Synthesis der Verhältnisse gewährleistete, dem Wert 
und.der ihm gemäßen Vergesellschaftung. Es sei also der Schein zu durchschlagen 
und eine Theorie der revolutionären Praxis zu entwickeln, von derangenommen 
wurde, dass sie bei Marx nicht zu finden sei, weil dieser aufgrund der Bedingungen 
des Kapitalismus keinen Zweifel daran haben musste, direkt auf der systemischen 
Ebene schon das Moment der Praxis finden zu können (vgl. Krahl 1971: 235f). 
Deswegen musste er auch sein Verständnis seiner Vorgehensweise und seiner 
Konzeption der Dialektik - des Zusammenhangs von Wesen und Erscheinung, 
von Struktur und Geschichte, von Iheorie und Praxis - im Kapital nicht nä- 
her erläutern. Gerade aus diesen Gründen wurde auf die Grundrisse von 1858 
zurückgegriffen, die wegen ihrer hegelianisierenden Denkfiguren näher an den 
ursprünglichen Intentionen Marx’ zu sein scheinen als insbesondere der erste 
Band des Kapital, in dem Marx, wie er dann sagen sollte, seine Methode versteckt 
und seine Darstellung popularisiert habe. Deswegen auch genoss das erste Kapitel 
des Kapitalbesondere Aufmerksamkeit, weil sich hier die dialektische Bewegung 
von der Erscheinung - der Ware - zum Wesen - der Wertsubstanz - und zurück 
zur vermittelten Oberfläche des Fetischs darlegen ließ, den fetischisierten Formen 
von Geld, Kapital, Profit, Zins, Konkurrenz, die mit ihrer verstellenden Kraft 
wesentlich dazu beitragen, dass sich ein revolutionäres Bewusstsein nicht einstellt. 

Esgabeinen zweiten theoriepolitischen Aspekt, der über die Frage der Marx’schen 
Theorie hinausging. Althussers Texte wurden als strukturalistischer Marxismus 
abgelehnt. Der Strukturalismus war von Sartre als das letzte ideologische Bollwerk 
der Bourgeoisie gekennzeichnet worden. Als StrukturalistInnen wurden seinerzeit 
viele AutorInnen bezeichnet, die dann auch dem Poststrukturalismus zugerechnet 
wurden, also vor allem Deleuze, Derrida, Kristeva oder Foucault. Ganz allgemein 
wurde dem Strukturalismus und Poststrukturalismus vorgeworfen, dass sie Sub- 
jektivität, individuelle Autonomie, moralisches Handeln oder Geschichte nicht 
angemessen berücksichtigen, Vernunft nicht begründen könnten und sich letztlich 
auf eine neutrale und externe Rekonstruktion solcher Strukturen - in Analogie 
zum System sprachlicher Zeichen - beschränken würden. Die Kontroversen, die 
zwischen vielen dieser AutorInnen stattfanden, wurden unterschlagen. Wenn heute 
Das Kapitallesen als strukturalistisch bezeichnet wird, dann, um es im Rahmen des 
weit akzeptierten Poststrukturalismus mit seinen vielen anerkannten Vertretern wie 
Deleuze, Derrida, Foucault, Badiou, Ranciere nennen zu müssen - sowiewenn ein 
marxistischer Anteil den Poststrukturalismus kontaminieren würde. Doch lässt sich 
leicht feststellen, dass das Buch durchaus in den Zusammenhang des sogenannten 
Poststrukturalismus gehört. Hier finden sich implizit und teilweise explizit viele 
theoretische Überlegungen, die von Lacan, Barthes, Foucault, Derrida oder der 
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Tel-Quel-Gruppe um Kristeva vertreten wurden, noch in einem marxistischen 
Zusammenhang, bevor dieser sich dann in den 1970er Jahren desartikulierte und 
jene Theorien vieles von ihrer Radikalität verloren. 

c) Schließlich gab auch Althussers Tötung seiner Ehefrau Helene im November 
1980 Anlass zu Vorbehalten nicht nur der Person, sondern auch der Theorie 
gegenüber. Für manchen bestätigte sich, dass der theoretische Antihumanismus, 
die Kritik am konstitutiven Subjekt und an der Vernunft schließlich auch im 
Privaten zu zerstörerischen Folgen führen musste (vgl. Althusser 1993). 

Das Kapital lesen, das wenige Jahre vor den 1968er-Protestbewegungen erst- 
mals veröffentlicht wurde und danach mehrere Auflagen hatte, erlangte (in der 
gekürzten Fassung von 1968, die nur Althussers und Balibars Texte enthielt) 
für die internationale marxistische Diskussion eine enorme Bedeutung. Es un- 
terstützte jene kritische Tendenz - in manchmal enger Beziehung zu den politi- 
schen Praktiken -, sich mit den Marx’schen Texten zu beschäftigen, sie wirklich 
auf anspruchsvolle Weise theoretisch zu lesen und sie nicht nur bekenntnishaft 
und dogmatisch zu zitieren; und es stellte eine Provokation dar, weil es geläufige 
Deutungen des Marx’schen Werkes verwarf. Das gilt zum einen für den von den 
kommunistischen Parteien vertretenen Marxismus-Leninismus, zum zweiten für 
Lesarten, die sich in starkem Maße auf Marx’ Frühschriften beziehen und den 
Einfluss von Hegel und Feuerbach auf Marx zur Geltungbringen. In diesem Fall 
wird für einen einheitlichen Marx plädiert, dessen Identität als Autor die Gewähr 
für eine kontinuierliche Theorieentwicklung geben soll. Diese Theorie findet 
die Grundlage der Kritik durch den Bezug aufein Wesen des Menschen und in 
der Hegel'schen Dialektik. In der späteren Entwicklung werden solche Begriffe 
wie Arbeit, Entfremdung oder Verdinglichung mit ihren durchaus normativen 
Gehalten dann matcerialistisch in der Ökonomickritik ausgeführt. 

In einer seiner vielen, durchaus ressentimentgeladenen Seitenbemerkungen zu 
Marx und zur marxistische Tradition kritisiert Pierre Bourdieu im Rahmen einer 
1991 gehaltenen Vorlesung, dass der Althusserianismus zum großen Teil eine 
Restauration des Priestermonopols auf die Lektüre der Texte von Marx gewesen 
sei, die im Übrigen außer den MarxologInnen niemand mehr lese (vgl. Bourdi- 
eu 2015: 404). Bourdieu hat sich hinsichtlich der Bereitschaft, Marx zu lesen, 
gründlich getäuscht. Seine These zur Bedeutung des Althusserianismus - die den 
Einwand von Ranciere wiederholt, ohne sich auf diesen zu beziehen - lässt sich 
empirisch kaum prüfen, aber sie geht an den Zielen von Louis Althusser selbst 
vorbei. Das Bemerkenswerte des Ansatzes der Gruppe um Althusser ist ja gerade, 
dass sie eben jenes Priestermonopol aufbrechen möchte. Das Kapital soll gerade 
nicht als die Verkündigung der reinen Wahrheit gelesen werden: also als Schrift, 
der die Wahrheit innewohnt, als das gesprochene Wort, der Logos, der das wirk- 
liche Sein zur Geltung bringt (S. 26). Deswegen geht es über lange Passagen um 
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solche Fragen, was der Gegenstand des Kapital sei und wie es gelesen werden 
muss. Noch vor Derrida oder Foucault lehrt Das Kapital lesen, dass Lektüre kein 
neutrales Unternehmen ist, und dass es eine lange, jahrtausendealte, in Theologie 
und Philosophie eingeübte theoretische Praxis gibt, sich in ein hermeneutisches 
Verhältnis zu Texten und gar zu heiligen Texten zu setzen, um einen letzten Sinn, 
eine verborgene Wahrheit offen zu legen, die im Text zwar zu finden ist, aber von 
allen früheren LeserInnenn immer verkannt wurde. Aus der Sicht Althussers bricht 
Marx in Das Kapital mit jener Tradition, indem er aufeine eigene und zu rekon- 
struierende Art und Weise die Texte der bürgerlichen Ökonomen liest und ein 
bestimmtes Verständnis von Theorie und Wissenschaft ausarbeitet. Deswegen stellt 
sich als entscheidende Frage die nach der Philosophie von Marx. Doch der große 
Einschnitt, der sich mit dem Text von Marx in der Geschichte des Theoretischen 
vollzieht, kann Althusser zufolge, eben gerade nicht zurückgeführt werden auf 
irgendeine andere Philosophie, sei es Spinoza, Rousseau, Kant, Hegel, Feuerbach, 
Saussure, Freud oder Critical Realism. Im Kapital ist eine völligneue und eigenstän- 
dige Form der Philosophie am Werk, die Marx allerdings nicht expliziert. Doch 
über sie Genaueres zu wissen, ist deswegen notwendig, weil dies dazu beitragen 
würde, die wissenschaftliche Revolution von Marx genauer zu verstehen, also die 
Konstruktion eines neuen Gegenstands und die Eröffnung eines neuen Konti- 
nents der Wissenschaft, die Wissenschaft der Geschichte. Auch alltagspraktisch 
und politisch ist dies von Bedeutung, da es für jedes einzelne Individuum darum 
geht, mit den herrschaftlichen Kategorien zu brechen und aus dem Imaginären 
des bürgerlichen Weltverständnisses heraustreten - und diesen Einschnitt nicht 
einmalig zu vollziehen, sondern ihn immer wieder von Neuem zu praktizieren.” 
Um also diese neue, revolutionäre Philosophie zu begreifen, bildet die Ausein- 
andersetzung mit Hegel in Das Kapital lesen ein wiederkehrendes Moment, denn 
Marx hatte ja im Nachwort zur zweiten Auflage des Kapital 1873 geschrieben, dass 
er sich als Schüler jenes großen Denkers bekannt und im Kapitel über die Wert- 
theorie mit der ihm eigentümlichen Ausdrucksweise kokettiert habe. Was genau 
Marx’ Aussage bedeutet, wonach die Hegel'sche Dialektik umzustülpen sei, um 
den rationellen Kern in der mystischen Hülle zu entdecken, beschäftigte Althusser 
schon in Für Marx. Das ist nicht nur ein philosophisches oder ein methodisches 
Problem, das um die Frage kreist, ob Marx mehr gemacht habe, als die Dialektik 
aufdie Ökonomie Ricardos anzuwenden und deswegen die Dialektik als Methode 


2 Wolfgang Fritz Haug (2013) lässt diese sachhaltigen Motive völlig außer Betracht, wenn 
er Althusser überwältigende Rhetorik, mangelnde Sachkenntnis, einen gewissenlosen 
und diktatorialen Denkstil vorwirft, also den Versuch, sich zum Vater von Vater Marx 
zu erheben, indem er das Ungedachte von Marx zu denken und diesem unterzuschieben 
versucht. Vgl. dazu auch die kritische Antwort von Lieber 2014. 
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auch für sich verändernde gesellschaftliche Verhältnisse von größerer Relevanz sei 
als die Analysen von Marx, die trotz ihres wertvollen soziologischen Charakters 
zeitbedingt und deswegen überholt seien. Nicht nur gegen diesen Historismus 
wendet sich Althusser. Ihm geht es auch um den genuin gesellschaftstheoretischen 
Gehalt der Marx’schen Theorie. Deswegen steht die Frage im Zentrum, welchen 
Gegenstand die von Marx eröffnete Wissenschaft hat. Althusser zufolge entfaltet 
Marx mit seiner Kritik der politischen Ökonomie die Theorie der kapitalistischen 
Produktionsweise und damit verbunden die Theorie der verschiedenen Bereiche 
innerhalb dieser Produktionsweise - also etwa Ökonomie, Recht oder Kunst. 
Darüber hinaus entfaltet er damit aber auch die Wissenschaft der Geschichte, also 
die Theorien der verschiedenen Produktionsweisen, die Theorie der Produktion 
von Erkenntnis, die Geschichte der Theorie der Produktion von Erkenntnis und 
eine eigene Philosophie. Althusser und seine Kollegen wenden sich gegen die 
philosophische Vorstellung von Methode. Als von entscheidender Bedeutung für 
die Argumentation wird die Marx’sche Überlegung aus der „Einleitung“ von 1857 
gehalten, die das Gedanken- und das Realobjekt voneinander trennt. Marx wird 
als radikaler Anti-Empirist verstanden: Die Begriffe sind keine Abstraktionen aus 
der Wirklichkeit, keine Idealtypen, Forschungsheuristik oder gar bloße Namen für 
ein Bündel von Tatsachen, also Wörter, durch die man wie durch Löcher aufeinen 
bestimmten Ausschnitt der Wirklichkeit schauen könnte. Das Gedankenobjekt 
besteht aus den Begriffen, die die kapitalistische Produktionsweise als Gegenstand 
erschließen. Marx hat eine spezifische theoretische Praxis entwickelt, die ihren 
Gegenstand durch die Kritik der geläufigen ideologischen Denkformen hindurch 
konstituiert. In der Darstellung.der Begriffe findet der Prozess der Produktion von 
Erkenntnis statt; der Gegenstand der Erkenntnis, das Gedankenobjckt, existiert 
also nicht vor der Darstellung und unabhängig von ihr. 

Kritisch gegenüber dem philosophischen Konzept der Methode, ist also für 
Althusser und seine Kollegen der aus der Hegel‘schen Tradition stammende 
Begriff der Darstellung von vergleichbarer großer Wichtigkeit wie für die neue 
Marx-Lektüre im Anschluss an Helmut Reichelt oder Hans Georg Backhaus. 
Zwar ist Althusser dafür bekannt, dass er die Leseempfehlung gegeben hat, den 
ganzen ersten Abschnitt des Kapital zunächst einmal auszulassen ($. 663). Doch 
in den Beiträgen von Pierre Macherey und Roger Establet findet eine ausführliche 
Diskussion der Marx’schen Darstellung statt. Die Frage der Darstellung sei für 
Marx deswegen so wichtig, so Macherey, weil sie eine gewisse Art und Weise im- 
pliziert, Wissenschaft zu praktizieren ($. 218), aber sein Begriff der Darstellungsei 
von dem Hegels zu unterscheiden: der Text also nicht zu verstehen als ein Prozess 
der Selbstentfaltung des Begriffs des Werts durch die Widersprüche hindurch bis 
zur Konkurrenz. In einer detaillierten Analyse zeigt Macherey, dass Marx aufden 
ersten Seiten des Kapital gerade keine wesenslogische Widerspruchsbewegungder 
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Begriffe in Gang setzt. Dies würde nämlich bedeuten, dass er die Widersprüche 
von Reichtum-Armut, Tauschwert-Gebrauchswert und Ware-Wertausdruck, 
also relativer Wertform und Äquivalentform als Ausdruck des Verhältnisses 
zweier Waren, zur Entfaltung bringen würde. Doch Marx produziert ein Ob- 
jekt anderer Art, den Begriff des Werts. Dieser liege nicht im Tauschverhältnis 
wie der Kern in einer Frucht, sondern könne nur begrifllich in der Analyse der 
Wertform produziert werden ($S. 244). Establet widmet sich dem Aufbauplan 
des Kapital. Anders als in der deutschen Diskussion üblich, geht es ihm dabei 
nicht um die unterschiedlichen Pläne von Marx zur Anlage der zu schreibenden 
Kritik der politischen Ökonomie, sondern um die innere Gliederung der drei 
Bände des Kapital. Auch hier wird gegen Hegel argumentiert. Marx folge nicht 
der wesenslogischen Entfaltung eines Begriffs, vielmehr handele es sich bei der 
Abfolge um Artikulationen von theoretischen Elementen (z.B. erster und zweiter 
Abschnitt des ersten Bandes mit der Gesamtheit des Kapital ($. 608)). 

Es wurde Althusser oft Theoretizismus und Akademismus vorgeworfen. Aber 
dieser Einwand verkürzt den Gedanken. Es stimmt zwar, dass Althusser entlang 
der Unterscheidung von einerseits Wissenschaft und Philosophie, auf der ande- 
ren Seite Ideologie operiert. Damit wird das wissenschaftlich Falsche immer als 
Ideologie angesehen und nicht der Frage nachgegangen, nach welcher Macht 
man strebt, wenn man den Anspruch auf Wissenschaftlichkeit erhebt. Umge- 
kehrt kann Althusser die im Alltag der Subalternen zu findenden Momente einer 
neuen Rationalität und Weltkonzeption nicht dechiffrieren. Die Überlegung 
von Gramsci, dass die Philosophie der Praxis die in den Praktiken enthaltenen 
Denkformen ausarbeitet, lehnt Althusser ab. Trotz dieser Einwände ist der Begriff 
der theoretischen Praxis ein wichtiger Beitrag, der der endlosen Diskussion über 
Theorie und Praxis einen ganz neuen Dreh gibt und die konkreten Aktivitäten 
in den Blick zu nehmen hilft, die mit Theorie oder Wissenschaft verbunden sind. 
Dabei ist nicht zwingend erforderlich, dass die theoretische Praxis in der Form 
universitärer Arbeit stattfindet; und es ist bedauerlich, dass Althusser in dieser 
Frage die Überlegungen Gramscis zur Bedeutungvon Hegemonieapparaten, also 
der Verhältnisse, unter denen die theoretische Praxis stattfindet, nicht aufgegrif- 
fen hat. Ihm ginges um die wissenschaftstheoretisch zu bestimmende Geltungder 
Marx’sche Theorie, die Neuartigkeit ihrer Wissenschaftlichkeit - während er die 
Gefahr sah, dass sie, in Gramscis Begriffen gedacht - nur eine weitere Philosophie 
sein würde, die Menschen in ihrem ideologischen Alltag leben. Die Geltung als 
wissenschaftliche Theorie soll sich demgegenüber aus einer präzisen begrifllichen 
Arbeit ergeben. Eine solche Überlegungstellt eine Herausforderungdar für die in 
der Linken ebenso wie in den Fachwissenschaften verbreiteten Annahmen, dass 
die Wissenschaftlichkeitund Wahrheit einer Theorie erstens durch die Methode 
gewährleistet und durch ihren praktischen Erfolg bewiesen werde. Sokann esin 
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diesem pragmatistischen Sinn dann auch in der materialistischen Theorietradi- 
tion heißen, dass im Werkzeugkasten der sozialwissenschaftlichen Theorien die 
Marx’sche Theorie einfach ein besseres Instrument sei als andere, um wichtige 
Aspekte der bürgerlichen Gesellschaft erklären zu können. Darunter werden dann 
materielle Prozesse verstanden; und materielle Prozesse mit politökonomischen 
Vorgängen identifiziert. Aber ist die politische Ökonomie der Gegenstand der 
Marx’schen Theorie? Althusser verneint das, Marx bewege sich nicht die klas- 
sische Tradition der politischen Ökonomie fort.’ Vor allem aber: Auf welcher 
Grundlage könnte man überhaupt einen solchen Vergleich zwischen verschiede- 
nen theoretischen Instrumenten anstellen? Gibt es den neutralen Standpunkt, 
der es erlaubt, aus der Distanz die verschiedenen Theorieangebote neutral mit 
der Wirklichkeit zu vergleichen, also zwei oder drei Theorien als Instrumente 
in die Hand zu nehmen, ganz vor-theoretisch am Gegenstand ansetzen und sie 
solange ausprobieren, bis eine von ihnen passt und einen praktischen Erfolg 
zeitigt? Althusser äußert sich, gestützt auf die Epistemologie Bachelards und 
Canguilhems entschieden kritisch. Ein solcher distanzierter Standpunkt steht 
nicht zur Verfügung. Denn der wissenschaftliche Erkenntnisprozess vollzieht sich 
als eine spezifische theoretische Praxis. Diese stellt eine Arbeit mit Begriffen an 
ideologisch-begrifflichem Rohmaterial unter bestimmten Verhältnissen dar; sie 
verlässt also nie den begrifflichen Raum, sondern bearbeitet ideologische Begriffe 
und erzeugt dadurch Erkenntniseffekte (S. 88). So verstanden, macht Althussers 
Begriff der theoretischen Praxis deutlich, dass die Theorie von Marx sich nicht 
subaltern zu Fachwissenschaften und deren vielfach ideologischen Gegenständen, 
noch zu Methoden noch gar zu bestimmten empirischen Entwicklungen verhält. 

Die Zurückweisung von Hegel und die Überlegung, dass der Gegenstand des 
Kapital die kapitalistische Produktionsweise ist, veranlasst Althusser, auch die 
Unterscheidungvon Wesen und Erscheinung zu problematisieren (S. 316f.). Das 
ist folgenreich für die marxistische Theorie und ihr Verständnis von Dialcktik. 
Denn häufigwird angenommen, dass es so etwas wie eine zugrunde liegende und 
invariante Struktur gibt: das Kapital und seine Logik des sich selbst verwertenden 
Werts. Dieses Wesen, das üblicherweise als determinierende Ökonomie verstan- 
den wird, entfaltet sich durch eine Reihe von Vermittlungen zu einer Totalität, 
deren Oberfläche aus verkehrten, verdinglichten, fetischisierten Erscheinun- 
gen besteht, die nicht-ökonomisch sind: Religion, Recht, Staat, Philosophie, 
schließlich auch die Normen und Werte oder Bewusstsein der Individuen, die 
entsprechend handeln. Jedes dieser Überbauphänomene bringt das Wesen zum 


3 Dies ist die These von Michel Foucault (1971: 319f.), der einen anthropologischen Marx 
präsentiert (Arbeit als Wesen des Menschen), der sich von Ricardo nur durch eine revo- 
lutionäre Option unterscheidet. 
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Ausdruck. Deswegen spricht Althusser von einer expressiven Totalität. Diese 
hegelmarxistische Konzeption bleibt reduktionistisch und ökonomistisch, ob- 
wohl sie viel komplizierter ist als jene des Marxismus der sozialdemokratischen 
und stalinistischen Tradition, die von einfachen, linearen Ursache-Wirkungs- 
verhältnissen ausgeht. Denn die gesellschaftliche Totalität ist immer durch eine 
homogene Zeit bestimmt: An den einzelnen Phänomenen lässt sich wie mit 
einem „Wesensschnitt“ das Ganze vollständig begreifen. Alle Teile des Ganzen 
müssen immer dem ökonomischen Wesen entsprechen und sich auf den einen 
„Begriff bringen lassen“, der die eine Gegenwart ergreift. (S. 292ff.) Da es bei 
Hegel kein Wissen von Zukunft geben könne, also ein Wissen, das sich auf die 
künftigen Auswirkungen gegenwärtiger Erscheinungen beziche, könne es keine 
hegelianische Politik geben (S. 294f.). Allenfalls kann die Veränderung nur als 
systemischer Zusammenbruch der Totalität in ihrer Gesamtheit oder als Über- 
windung von einem Moment zum anderen gedacht werden. 

Demgegenüber betonen Althusser und seine Kollegen, dass Marx die 
Hegel‘sche Dialektik von Wesen und Erscheinung nicht nur einfach vom Kopf 
auf die Füße stellt, sondern einen völliganderen Begriff von Dialektik entfaltet, 
den der Überdetermination. Das bedeutet zunächst, einen theoretischen Begriff 
des gegliederten Ganzen mit den spezifischen Verhältnissen der Ökonomie, der 
Politik und der Ideologie zu produzieren. Jedes dieser Verhältnisse ist durch eine 
spezifische Wirksamkeit, Handlungslogik und Zeitlichkeit gekennzeichnet, die 
sie zwar nicht unabhängig von den Produktionsverhältnissen machen, ihnen aber 
doch eine relative Autonomie verschaffen. Zwei Beispiele: heterosexuelle Paarbe- 
ziehungen mögen eng mit dem Vertragsgedanken einer erwerbsorientierten und 
Reichtum sichernden Familienbildungzusammenhängen, doch konstituieren sie 
mit der spezifischen Balance von generativem Verhalten, Geschlechterverhältnis, 
Gefühlsbindungen zwischen PartnerInnen oder Eltern und Kindern eine eigene 
Dynamik, die sie durchaus auch in Widerspruch zu Verwertungsimperativen 
geraten lässt; politisches Handeln lässt sich nicht eindeutig dem Interesse des Ka- 
pitals als solchem zurechnen, weil die bürgerliche Klasse, die das Kapitalverhältnis 
personifiziert, verschiedene Interessen und Strategien der Mehrwertproduktion 
verfolgt, ihr Verhältnis zu den ArbeiterInnen auf verschiedene Weisen personifi- 
ziert und zwischen allen diesen Kräften Kompromisse formiert werden müssen, 
die den Kapitaleigenrtümern Handlungszwänge auferlegen. Es gibt keine diesen 
Bereichen gemeinsame, homogene Zeit, sie sind in ihrem Verhältnis zueinander 
immer ungleichzeitig, weil sie ihrem autonomen Rhythmus folgen. Zusammen 
bilden diese besonderen Bereiche das gegliederte Ganze der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise. Die Art und Weise, wie diese Bereiche sich überdeterminieren, 
begreift Althusser als Konjunktur. Diese konkrete Konstellation ist Gegenstand 
einer konkreten Analyse. Im Rückblick und vor allem nach der Veröffentlichung 
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von Althussers späten Texten in Materialismus der Begegnung wird deutlicher 
noch als in seinen Aufsätzen in Für Marx, dass er als ein Theoretiker der Kon- 
tingenz verstanden werden muss. Denn entscheidend ist für ihn, dass der Begriff 
einer spezifischen Konjunktur sich nicht theoretisch ableiten lässt, sondern das 
kontingente Ergebnis der Verschiebungen und Verdichtungen ungleichzeitiger 
Kräfte und Dynamiken im Prozess ihrer Überdetermination ist. Die Begriffe, 
die Marx im Kapital entwickelt hat oder auf diese Vorarbeiten gestützt für die 
Bereiche des Politischen und Ideologischen noch weiter zu entwickeln wären, 
sollen esermöglichen, einen Begriff des komplexen gesellschaftlichen Ganzen und 
der besonderen Konjunktur zu erzeugen, um gerade die besondere Verdichtung 
und die Möglichkeit verändernder Praxis zu bestimmen. 

Althusser hat keine Gesellschaftstheorie ausgeführt. Doch seine Überlegungen 
haben Konsequenzen für die materialistische Auffassung der bürgerlichen Gesell- 
schaftsformation, die durch Abgrenzungvon zweianderen Lesarten der Marx’schen 
Theorie verdeutlicht werden können. In einer ersten Lesart kann der Gegenstand 
der Theorie von Marx als Kritik der politischen Ökonomie bestimmt werden. So 
verstanden, befasst sich die Theorie mit den Gesetzen der Verwertung von Kapi- 
tal und den Formen, die das Kapital dabei durchläuft. Über andere Bereiche der 
bürgerlichen Gesellschaft scheint das Kapital keine Aussagen zu erlauben. Soweit 
dies in der Tradition doch versucht wurde, handelt es sich um eine Überdehnung 
der Iheorie von Marx hin zu einem „-ismus“, zu einer Lehre und Weltanschauung. 
Zum zweiten schlägt der Herausgeber Frieder ©. Wolf in seinem Nachwort eine 
weniger ökonomiezentrierte als politische Lesart des Marx’schen Kapital vor. 
Demnach wäre der Gegenstand des Kapital die Herrschaft der kapitalistischen 
Produktionsweise in der bürgerlichen Gesellschaftsformation. Über andere For- 
men der Herrschaft wie Sexismus oder Rassismus könne die Theorie zwar nichts 
aussagen, aber mit dem Begriff der Überdetermination die ökonomische Herrschaft 
und Ausbeutung mit anderen Formen von Herrschaft und Ausbeutung in ein Ver- 
hältnis wechselseitiger Kausalität bringen, sodass sich Althussers Theorie fruchtbar 
machen lasse für vielseitige politische Bündnisse. Es ist leicht zu erkennen, dass in 
beiden Lesarten eine Art kantianisierende Geste praktiziert wird, nämlich eine Art 
Kritik der Marx’schen Theorie, um zum einen die Reichweite ihrer Begriffe rational 
und von innen her zu begrenzen, zum zweiten aber auch, um Ansprüche von außen 
abzuwehren. Vorwürfe vonseiten der politischen Ökologie, des Feminismus oder 
des Postkolonialismus, Marx habe ihren jeweiligen Gegenstand nicht bedacht, 
gehen dann ins Leere, wenn eben gezeigt werden kann, dass sie auch gar nicht in 
den Gegenstandsbereich der Kritik der politischen Ökonomie fallen. 

Ich möchte demgegenüber die Ansicht vertreten, dass die Bedeutung von Al- 
thussers Ansatz darin besteht, dass er die Herausforderung des Hegelmarxismus 
annimmt und versucht, diesen Ansatz einer kapitalismuskritischen Theorie der 
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Totalität mit besseren begrifflichen Mitteln fortzusetzen. Er entwickelt schon in 
Für Marx und dann gemeinsam mit den anderen Autoren in Das Kapital lesen 
die Grundlagen für einen Begriff des komplex strukturierten Ganzen. Für das 
Verständnis des komplexen Ganzen entscheidend ist der Begriff der Gliederung, 
der Artikulation. Diesem Begriff widmet Althusser große Aufmerksamkeit, er stellt 
ihn dem Begriff der Reduktion auf einen Bereich des Ganzen direkt entgegen. 
Die Art und Weise ihrer Gliederung ist entscheidend für die Bestimmung der 
kapitalistischen Produktionsweise. Dem Anspruch von Althusser zufolge hat 
deswegen die von Marx initiierte Wissenschaft von der Geschichte die Aufgabe, 
zahlreiche Bereichstheorien wie die des Rechts, der Politik und des Staates, der 
Literatur und Kunst, der Schule und Bildung, des Geschlechterverhältnisses oder 
des gesellschaftlichen Naturverhältnisses auszuarbeiten und ihre überdeterminie- 
renden Dynamiken in Konjunkturanalysen zu bestimmen. Aus heutiger Sicht wird 
man sich fragen müssen, ob solche Überlegungen nicht doch zu szientifisch waren, 
ob sie nicht doch noch zu schr unter dem Eindruck des Hegelmarxismus und des 
Programms einer Totalitätserkenntnis standen. Gleichzeitig ist es aber auch mög- 
lich, rückblickend sich über den Stand des Althusser'schen Forschungsprogramms 
zu verständigen. Denn im Anschluss an seine Theorie haben, um nur einige wenige 
zu nennen, Nicos Poulantzas eine Theorie des kapitalistischen Staates entwickelt, 
Bernard Edelman eine Theorie des Rechts, Michel P£cheux eine diskursanalytische 
Ideologietheorie. Die vermutlich bedeutendste Fortentwicklung von Althussers 
Theorie findet sich schließlich in den Arbeiten Michel Foucaults, die meines 
Erachtens völlig verrätselt werden, wenn sie nicht im Kontext und alseine kritische 
Weiterentwicklung der marxistischen Gesellschaftstheorie gelesen werden. 

Ein Beispiel für die verrätselnde Praxis bietet das Nachwort von Bernard 
E. Harcourt zu Foucaults Vorlesung Die Strafgesellschaft (vgl. Foucault 2015). 
Harcourt weist auf das Unüberschbare hin, dass nämlich diese Vorlesungihrem 
Tonfall nach stark marxistisch geprägt und stärker marxistisch angehaucht seials 
andere, um dann um so nachdrücklicher zu betonen, dass es aber keinesfalls um 
einen marxistischen Text handele (ebd.: 387), sondern jenseits des Marxismus und 
Althusser anzusiedeln sei. Erstens, so legt Harcourt nahe, würde Althusser einen 
Marxismus vertreten, dem zufolge die Gefängnisstrafe aus der Strafrechtstheorie 
abzuleiten sei (ebd.: 391). Mit seinem Ideologie-Aufsatz hat Althusser jedoch die 
grundlegende und an Gramsci anschließende Überlegung entfaltet, dass sich 
die Ideologie in der Form von Praktiken und Ritualen entfaltet, also auch in 
diskursiven Praktiken innerhalb strategischer Felder. Gerade dem folgt Foucault, 
wenn erinseinen Untersuchungen zum Ergebnis kommt, dass die Gefängnisstrafe 
sich aus den Machttaktiken des Bürgertums und seinen Bemühungen erklären 
lasse, die Illegalismen der ArbeiterInnen in Illegalitäten zu transformieren, ihre 
Körper an den Produktionsapparat zu binden und den Delinquenten zu schaffen, 
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der dann auch gegen die Arbeiterbewegung eingesetzt werden kann. Zweitens 
betont Harcourt zu Recht - aber ohne in diesem Zusammenhang Althusser zu 
erwähnen -, dass man gegen einen anthropologischen Marxismus, der das Wesen 
des Menschen in der Arbeit erblicke, das Subjekt neu denken müsse. Doch gerade 
dieser Vorschlagkam von Althusser ebenso wie sein Iheorem zur Subjektivierung 
des Individuums durch Anrufung-Wiedererkennung, das Foucault dann so 
ausführlich zu einer Hermeneutik des Subjekts und den Techniken der Selbstre- 
gierung weiter entwickeln sollte. Drittens wird Althusser für die These kritisiert, 
dass es beim politischen Klassenkampf um die Eroberung und Verteidigung der 
Staatsmacht gehe. Nachdem er ausführlich die Abgrenzungen vom Marxismus 
und von Althusser vorgenommen hat, kann Harcourt dann (ebd.: 401), ohne 
zu zögern, Foucault mit dem Satz zitieren: „Um den Produktionsapparat zu 
schützen, verschafft sich das Bürgertum einen starken Staat.“ Es wäre theoretisch 
konsistenter gewesen, wenn Harcourt Foucaults Analysen schlicht als kritische 
Fortsetzung der marxistischen Theorie begriffen hätte. 

Zu Recht weist Frieder ©. Wolf darauf hin, dass die Marx-Lektüre der Alt- 
husser-Gruppe auch im Lichte der Ergebnisse der Marx-Engels-Gesamtausgabe 
(MEGA’) und darin insbesondere der zweiten Abteilungbetrachtet werden muss, 
die die Marx’schen Vorarbeiten zum Kapital und dessen verschiedene Versionen 
enthält. Daraus ergibt sich, dass Marx’ Projekt nicht systematisch geschlossen war, 
sondern vielmehr suchenden Charakter hatte, dass sich, um es mit Derrida zu 
sagen, der Signifikant der endgültigen Formulierung des Kapitals immer wieder 
aufschiebt. Genau genommen entspricht diesem philologischen Forschungsstand 
die Lektüre der Althusser-Gruppe und Althussers eigene weitere, suchende Aus- 
einandersetzung mit der marxistischen Theorie des gesellschaftlichen Ganzen. 
Das Buch der Autorengruppe viele Jahre nach seinem ersten Erscheinen heute 
erneut zu lesen, schreibt sich in eine Konjunktur ein, die nicht nur hinsichtlich 
der Marx'schen Arbeiten am Kapital eine neue Grundlage hat. Seit 1975 liegen 
Gramscis Gefängnishefte textkritisch vor, und so lässt sich zeigen, dass Althussers 
Kritik an dessen Historizismus wenig plausibel ist (vgl. Thomas 2009). Auch 
die philologische Grundlage für die ältere kritische Theorie der Gesellschaft - 
also die Theoriebildung insbesondere Theodor W. Adornos - ist heute um vieles 
besser als zu Beginn der 1970er Jahre. Dies ermöglicht zu schen, dass es doch auf 
überraschende Weise vergleichbare Suchbewegungen gab: eine Neufassung der 
Dialektik und die Kritik am Hegelmarxismus, eine Kritik an einem systemischen 
Totalitätsbegriff, die Kritik am konstitutiven Subjekt und an solchen philoso- 
phischen Begriffen wie Entfremdung, einen herrschaftstheoretischen Begriff 
des Kapitals, ein neues Verständnis des Ideologischen - Suchbewegungen, die 
durch die Adepten unsichtbar gemacht wurden. Für eine künftigund ohne jeden 
Eklektizismus fortzusetzende kritisch-marxistische Theorie der kapitalistischen 
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Gesellschaftsformation birgt dieser Bestand an theoretischen Ansätzen ein immer 
noch unausgeschöpftes Potenzial. 

Die gegenwärtige Konjunktur ist aber auch bestimmt durch eine historisch 
spezifische Niederlage und Krise der marxistischen Theorie - die, so schr sie 
abgelehnt und totgesagt wird, paradox genug auf „gespenstische“ Weise immer 
wiederkehrt und Marx’ Bücher in bestimmten Phasen reißenden Absatz finden 
(mit dem 150jährigen Jubiläum galt das für das Kommunistische Manifest, nach 
dem Ausbruch der Finanzkrise 2008 für das Kapital) - was dafür spricht, dass 
die Theorie historisch rational ist und sich auf neuem Niveau re-formieren wird. 
Nicht nur wird immer wieder erklärt, die Theorie sei unbrauchbar für die Analyse 
der Geschlechterverhältnisse, des Rassismus, der ökologischen Krisenlage. Auch 
das materielle epistemische Terrain, die Hochschule, an der sie über mehrere 
Jahrzehnte wie selbstverständlich einen Ort der Wirksamkeit finden konnte, ist 
ihr weitgehend entzogen worden. Kaum ist es möglich, neben der Beschäftigung 
mit einer großen Vielzahl von kritischen Ansätzen umfassende und systematisch 
zusammenhängende Fragestellungen mit erklärendem Anspruch auszuarbeiten 
und zu verfolgen. Dieses Ziel gilt als erledigt. Das Kapital lesen erinnert an diesen 
uneingelösten Anspruch und aktualisiert ihn mit einer Vielzahl von immer noch 
innovativ wirkenden Begriffen. Wie Das Kapital auf andere Weise gelesen und 
die Theorie auf andere Weise zur Geltung gebracht werden kann, das lässt sich 
aus Das Kapital lesen lernen. 

Zum Schluß sei die Hoffnung geäußert, dass der Herausgeber alsbald weitere 
Bände der Gesammelten Schriften folgen lässt und in sie auch Texte aufnimmt, die 
in jüngerer Zeit aus dem Nachlass Althussers herausgegeben wurden (Initiation 
a la philosophie pour les non-philosophes, 2014; Etre marxiste en philosophie, 2015). 
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Thomas Goes 


Linkspopulismus und Prekarisierung 


In jüngster Zeit erlebt die deutsche Linke zarte Anfänge einer Diskussion über 
ein wünschenswertes linkspopulistisches Projekt (vgl. Kipping/Riexinger 2012; 
2015). Intellektuelle Stichwortgeberin ist etwa Chantal Mouffe (2015), realpo- 
litische Inspiration findet diese junge Debatte in den politischen Erfolgen von 
SYRIZA, insbesondere aber von Podemos in Spanien (Zelik 2014), mit der ein 
linkes Projekt mit Masseneinfluss entstanden ist. Im linken Populismus, so die 
Hoffnung, magsich eine wirkungsvolle Antwort aufdas Erstarken rechtspopulis- 
tischer Parteien und Bewegungen auch hierzulande finden. Ausgangspunkt sollen 
dabei Legitimationsprobleme sein, die aus dem neoliberalen Entwicklungsmodell 
selbst erwachsen sind — Legitimationsprobleme, die sich etwa in wachsender 
Wahlenthaltung oder Umfragewerten ausdrücken, die eine vergleichsweise hohe 
Attraktivität kapitalismuskritischer Aussagen verraten. Wie also stehen in der 
Bundesrepublik die Erfolgschancen für einen Linkspopulismus, der scharfe und 
zugespitzte Elitenkritik systemkritisch weiterentwickeln sucht und mit einem 
radikalen Programm einer „neuen sozialen Demokratie“ verbindet? 
Immerhin: Mit dem Aufstieg der AfD und den Bewegungserfolgen von 
PEGIDA hatte zuletzt cher die Rechte Rückenwind. Und auch die empirische 
Prekarisierungsforschung stimmt zunächst cher skeptisch. ForscherInnen etwa, 
die dem Zusammenhang zwischen arbeitsgesellschaftlichem Wandel und der 
Attraktivität autoritärer und ausgrenzender Ideologien nachgehen (Zeuner u.a. 
2007, Brinkmann u.a. 2006; Flecker/Krenn 2009), diagnostizieren subjekti- 
ve Verarbeitungsweisen der Prekarisierung, die zumindest deutliche Brücken 
zum Rechtspopulismus enthalten. Die Zuspitzung der sozialen Frage, die aus 
der neoliberalen, angebotsorientierten Politik und aus der kapitaldominierten 
Flexibilisierung der Beschäftigung folgt, bietet demnach zunächst für rechten 
Populismus vielfältige Anknüpfungspunkte (Bischoff/Müller 2004: 10f.). Dass es 
sich dabei nicht um ein auf politisch-kulturellen Traditionen und Kontinuitäten 
beruhendes ‘deutsches Problem’ handelt, zeigt etwa die Studie Die verlorene 
Zukunft der Arbeiter von Stephane Beaud und Michel Pialoux, in der u.a. auch 
das Eindringen des Front National (FN) in frühere kommunistische Milieus der 
Arbeiterklasse in Frankreich erklärt wird (Beaud/Pialoux 2004: 289ff.). 
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Angesichts dessen mag die These, die ich im weiteren vertreten werde, zunächst 
überraschen: Das neoliberale Entwicklungsmodell, das die Prekarisierung der Ar- 
beitsgesellschaft befördert hat, ist politisch zwar immer noch dominant, insofern 
weder SPD und Grüne, noch die CDU und die zentralen wirtschaftlichen Un- 
ternehmensverbände damit gebrochen haben. Allerdings ist dieses Modell nicht 
mehr hegemonial. Seinen ProtagonistInnen gelingt es nicht mehr, stabil ideolo- 
gisch und praktisch Konsens zu organisieren. Vielmehr haben, wie Forschungen 
zum Bewusstsein von Lohnabhängigen zeigen, Alltagskritiken am Kapitalismus, 
die sich auf Betrieb und Gesellschaft beziehen, durchaus Konjunktur. Diese Diag- 
nose werde ich anhand eigener empirischer Befunde aus einem Forschungsprojekt 
(Goes 2015) plausibilisieren, das sich der interessenpolitischen Verarbeitung von 
Prekarisierung widmete. Die subjektive Verarbeitung von Prekarisierungsprozes- 
sen, so die hier vertretene Annahme, kann darüber hinaus ebenfalls Brücken zu 
einem linken Populismus entstehen lassen. Dieser linke Populismus, der sich aus 
einer mythologisierenden Interpretation des fordistischen Gestern, aus verletz- 
ten Anerkennungsbedürfnissen und eigensinnigen Gemeinwohlorientierungen 
speist, konstituiert einen ambivalenten Rohstoff möglicher rebellischer Politiken, 
die sich nicht gegen Minderheiten und Stigmatisierte, sondern gegen herrschende 
ökonomische und politische Eliten richten können. Ein solcher linker Populismus 
könnte, so das abschließende politische Plädoyer, um ein Aktionsprogramm 
für eine „neue soziale Demokratie“ entwickelt werden. Neben der pluralen, auf 
eine Welt jenseits des Kapitalismus zielenden „antagonistischen Linken“ (Fausto 
Bertinotti) könnten GewerkschafterInnen zu treibenden Kräften werden, die 
„Gewerkschaft als Bewegung“ leben wollen. 

Im Weiteren werde ich zunächst darlegen, was unter Populismus zu verstehen 
istund was spezifisch rechten Populismus ausmacht. Daran anknüpfend stelle ich 
Deutungsmuster vor, mit deren Hilfe prekäre und prekarisierte Beschäftigte im 
Großhandel ihre Lebens- und Arbeitssituation verarbeiten. Abschließend wird 
erörtert, weshalb diese Muster Brücken für einen linken Populismus bieten, was 
diesen charakterisiert, und wie GewerkschafterInnen und Linke diese Brücken 
stärken, ausbauen und nutzen könnten. 


Populismus und Umbrüche der Lohnarbeit 


Populismus lässt sich als eine besondere Art definieren, politische und soziale 
Interessen auszudrücken. Er kann in rechten und in linken Varianten auftreten. 
Grundsätzlich wird in populistischen Diskursen ein möglicher Kollektivakteur 
‘Volk’ erschaffen, ‘das Volk’ als eine politisch konstruierte Gesamtheit (Laclau 
2005: 224) wird zum positiven Bezugspunkt und zur Projektionsfläche für 
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PopulistInnen. Sie appellieren an dieses ‘Volk’ und bringen es in einen Gegen- 
satz zu ‘den Eliten’ (Laclau 1981: 93f.; Spier 2006: 37). Das einfache Volk wird 
positiv bewertet, während das Establishment abgelehnt wird. Typischerweise 
sind diese Deutungen mit der Feststellung verbunden, dass das Wohlergehen 
“des Volkes’ durch das Verhalten dieses ‘Obens’ gefährdet oder gestört wird, 
wobei Idealisierungen vergangener gesellschaftlicher Verhältnisse als Kontrast- 
folie dienen, vor der die eigene Kritik entfaltet wird (Decker 2006: 12; Priester 
2012: 67). PopulistInnen erzeugen insofern einen Klassen übergreifenden Be- 
wegungsdiskurs, der grundsätzlich antielitär und gegen ‘die Oben’ gerichtet ist 
(Puhle 1986: 13). Sie beziehen sich auf das ‘Volk’, auf‘die einfachen Leuten’ oder 
auf ‘den kleinen Mann); Schichten, Berufs- und Interessengruppen oder soziale 
Klassen werden in dem Sinne de-thematisiert, dass sie nicht zum identitären Kern 
werden - ein zentraler Unterschied gegenüber sozialistischen Diskursen. ‘Volk’ 
kann allerdings in populistischen Diskursen unterschiedlich bestimmt werden: 
Wer genau als Teil ‘des Volkes’ gilt und wer den kritisierten Eliten zugerechnet 
wird, ist abhängig von Deutungskämpfen. Ob beispielsweise zum Volk tatsäch- 
lich all jene gezählt werden, „die für ihren Unterhalt hart arbeiten, gleich ob 
Bauern, Arbeiter, Handwerker oder Gewerbetreibende“, während demgegenüber 
die Elite „aus einer kleinen, aber mächtigen Gruppe von Privilegierten [besteht], 
die durch Spekulation und Kapitalkonzentration zu schnellem Reichtum gelangt 
ist“ (Priester 2012: 12), ist mit Einschränkungen abhängig von politischen Pola- 
risierungen und Deutungsangeboten innerhalb der Gesellschaft. Ebenso möglich 
sind Definitionen, die ‘Volk’ national oder ethnisch bestimmen. 

Die politische Richtung des Populismus ist in dieser Lesart abhängig von je 
besonderen Artikulationen, durch die die zentralen ideologischen Elemente des 
Populismus - positiver Volksbezug, Eliten- und Politikkritik und Idealisierung 
früherer sozialer und politischer Verhältnisse - in Beziehung zueinander gesetzt 
und dabei in umfassendere ideologische Diskurse eingebunden werden. Erst diese 
Rahmendiskurse verleihen ihnen ihre konkrete Bedeutung (Laclau 1981: 139f.), 
denn der Populismus selbst verfügt nicht über komplexe Argumentationsmuster. 
Er ist ‘ideologisch dünn’ (Priester 2012: 117). 

Empirische Beiträge zur Prekarisierungsforschung haben bis dato insbesondere 
auf rechtspopulistische Potenziale aufmerksam gemacht, die in den subjektiven 
Verarbeitungsweisen enthalten sind. In rechten Populismusvarianten werden die 
bisher erwähnten Kernelemente des Populismus mit Forderungen nach autori- 
tärer Staatlichkeit verbunden, die Elitenkritik wird durch Kritik an imaginier- 
ten Leistungsverweigerern oder ‘Fremden’ ergänzt und ggf. sogar abgemildert 
(Kaindl 2009: 580f.). Fremdenfeindlichkeit oder Angst vor Fremden ist daher 
ein zentraler Teil des Rechtspopulismus (Bischoff/Müller 2004: 16). Dement- 
sprechend wird das 'rechtschaffene Volk’ ethnisch oder zumindest kulturell 
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definiert. Anziehend wirken entsprechende rechtspopulistische Diskurse laut 
Ulrich Brinkmann u.a. etwa, weil die „Bindekraft sozialstaatlicher regulierter 
“Normarbeit‘“ infolge von Prekarisierungsprozessen nachgelassen hat und dies 
„eine Suche nach alternativen Integrationsangeboten und -strategien motiviert“ 
(Brinkmann et al. 2006: 82): RechtspopulistInnen können dabei durchaus an 
Wertorientierungen und Interessen anknüpfen, die lange Zeit als typisch für 
sozialdemokratisch oder gewerkschaftlich orientierte Lohnabhängige gelten 
konnten (ebd.: 65). Demnach kann ein national orientiertes ‘Sozialstaatsbe- 
wusstsein’ in regressiv-moderne Ausschlussideologien überführt werden, wobei 
rechte Populismen versuchen, Elemente der alten „Sozialpartnerschaftsideologie 
zu konservieren“ (Dörre 2004: 306). Soziale Ungleichheiten und daraus fol- 
gende Ungerechtigkeitswahrnehmungen werden also aufgegriffen, im Rahmen 
rechtspopulistischer Deutungen allerdings nicht als Ergebnisse von Konflikten 
zwischen Kapital und Lohnarbeit interpretiert - wirtschaftliche und politische 
Eliten mögen zwar als Gegner erscheinen, immer aber richtet sich Wut auch gegen 
fremde Kulturen (Brinkmann u.a. 2006: 77), Leistungsschwache oder Fremde. 

Zuähnlichen Befunden kommt auch eine Forschergruppe der Forschungs- und 
Beratungsstelle Arbeitswelt aus Wien. Infolge sozialökonomischer Veränderun- 
gen und neoliberaler Reformen entstehen demnach Formen des Arbeitsleids, die 
im politischen Feld durch etablierte Parteien kaum mehr repräsentiert werden. 
Von besonderer Bedeutung sind Missachtungserfahrungen, die innerhalb und 
außerhalb der Betriebe gemacht werden (Flecker et al. 2005: 9). Entbehrungen 
und Härten des Erwerbslebens stehen keine bzw. ungenügende und immer un- 
sicherere Belohnungen (Einkommen, Sicherheit und somit Sozialintegration) 
gegenüber. Die unentgoltenen Arbeitsleiderfahrungen, die als die [...] körperli- 
chen, psychischen und sozialen Kosten der Unterwerfungunter die Zumutungen 
und Zwänge des Erwerbslebens“ (ebd.: 21) verstanden werden können, werden 
infolgedessen häufig bewältigt, indem rechtspopulistische Deutungsangebote 
mobilisiert werden. Interessengegensätze werden darin als Identitätskerne arti- 
kuliert, die Grenzen ‘des Volkes’ entlang ethnischer oder religiöser Differenzen 
gezogen (ebd.: 4). Die entsprechenden rechtspopulistischen Reaktionen lassen 
sich als ‘konformistische Rebellionen’ deuten, dasie an die „teilweise versteckten 
Ideologien der ökonomisch und politisch Herrschenden anknüpfen, etwa jener 
des Wettbewerbsstaates“. Klassenverhältnisse werden dagegen weder zum Thema 
gemacht, noch sollen sie verändert werden (Flecker/Krenn 2009: 331). Kritik 
mag sich auch an Eliten richten, die gegen das eigene Interesse verstoßen; zu 
greifbaren GegnerInnen werden aber die Subalternen und Schwachen gemacht. 
Grundvoraussetzung für die Anfälligkeit für den Rechtspopulismus ist jedoch, 
dass sich Deklassierungsängste und Verunsicherungen mit Ohnmachtsgefühlen 
verbinden. „Die Wahrnehmung, ein Spielball der ökonomischen Entwicklung 
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und damit letztlich anonymer Kräfte zu sein, fügt sich zur Konstruktion der 
Bevölkerung als passives Opfer über- mächtiger Gegner - eine Sichtweise, die 
vom Rechtspopulismus gefördert wird.“ (ebd.: 325) 

Die Attraktivität des rechten Populismus erklärt sich gleichwohl nicht allein 
aus Arbeitsleiderfahrungen und Ohnmachtsgefühlen, sondern zugleich aus der 
Diskrepanz zwischen Leiderfahrungen und ihren mangelnden legitimen Aus- 
drucksformen. Sie werden nicht mehr durch traditionelle Parteien der Arbeite- 
tInnenbewegung aufgegriffen. Emanzipatorische Interpretationsangebote, mit 
deren Hilfe diese Erfahrungen verarbeitet werden könnten, fehlen (ebd.: 324). 
Insofern kann rechter Populismus aus dem Vertrauensverlust Profit schlagen, dem 
etablierte politische Parteien ausgesetzt sind (Kaindl 2009: 579). „Die Stunde 
des Rechtspopulismus schlägt in der mehr oder weniger chronischen Krise der 
Politik“ (Bischoff/Müller 2004: 20). 

Als fraglich kann gleichwohl gelten, ob die ‘Krise der Politik’ stets und aus- 
schließlich den Weg nach rechts ebnet. Einen kausalen Zusammenhangzwischen 
Arbeitswelterfahrungen und rechtspopulistischen Verarbeitungsweisen unter- 
stellen beispielsweise weder Ulrich Brinkmann et al. (2006) noch die Wiener 
Forschergruppe. Im Gegenteil: Denkbar sei etwa auch, dass die Kränkungen 
innerhalb des Arbeitslebens in eine grundsätzliche Mobilisierbarkeit gegenüber 
Eliten und Establishment münden (Flecker/Krenn 2009: 331). 

Entsprechende Brücken zum Linkspopulismus ließen sich in einer Untersu- 
chungrekonstruieren, in deren Mittelpunkt die subjektive Verarbeitungvon Pre- 
karisierungsprozessen in prekären Dienstleistungsbetrieben stand. Aufder Basis 
von 16 problemzentrierten Interviews und fünf Gruppendiskussionen wurden 
soziale Deutungsmuster rekonstruiert, mit deren Hilfe Menschen in prekärerund 
prekarisierter Lage ihre Arbeits- und Lebenssituation verarbeiteten. In den beiden 
Erhebungsbetrieben wurden in der Zeit vor der Untersuchung die betrieblichen 
Leistungsanforderungen intensiviert und Beschäftigungsstrategien entwickelt, 
die auf untertariflicher Bezahlung und einem strategischen Einsatz prekärer 
Arbeitsverhältnisse beruhten. Prekäre Beschäftigung wurde normalisiert, Nor- 
malarbeit wurde prekarisiert. In den Belegschaften entstanden Spaltungslinien. 
Die tiefste verlief zwischen Festbeschäftigten und prekären LeiharbeiterInnen, 
die teilweise mehrere Monate eingesetzt wurden. In beiden Betrieben sind die 
Belegschaften durch das Management unter einen erheblichen leistungs- und 
lohnpolitischen Druck gesetzt worden, der durch den machtstrategischen Einsatz 
prekär Beschäftigter noch verstärkt wurde. 
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Im Weiteren werden zwei Deutungsmuster rekonstruiert, mit deren Hilfe 
prekäre LeiharbeiterInnen, prekarisierte Normalbeschäftigte und Betriebsräte 
ihre betriebliche und gesellschaftliche Situation verarbeiteten. Die Durchfüh- 
rung und Auswertung der Interviews und Gruppendiskussionen beruhte auf 
der Grundannahme, dass Menschen in der Regel Normen und Anschauungen 
verinnerlichen, die die Reproduktion eines Sozialsystems ermöglichen und die 
subjektive Akzeptanz von Unterordnung fördern. Da das Alltagsbewusstsein aber 
in sich ungleich entwickelt und widerspruchsvoll ist, können auch gegenteilig 
wirkende Deutungen entstehen. Derartige Deutungsmuster, die für kollektives 
Handeln mobilisieren, identifizieren unhaltbare Probleme, weisen auf veränder- 
bare Ursachen und Verantwortlichkeiten hin und legen Mittel nahe, durch die 
Verbesserungen erreicht werden können (Snow/Soule 2010: 5Off.). Im Zentrum 
des Interesses standen bei der Analyse der Deutungsmuster deshalb die darin ent- 
haltenen Problemwahrnehmungen, die auf diese bezogenen Ursachendiagnosen, 
die sich abzeichnenden identitären Grenzziehungen (Welche Wir-Zugehörig- 
keiten ließen sich rekonstruieren?) und die Handlungsorientierungen (Werden 
Missstände als veränderbar wahrgenommen? Wer sind mögliche Akteure?). Jedes 
Deutungsmuster kombiniert diese Elemente und konstituiert so eigensinnige 
Solidaritäts- und Mobilisierungspotenziale. 


Staatsorientierter Sozialpopulismus 


Das erste Deutungsmuster wurde staatsorientierter Sozialpopulismus genannt. Es 
dominierte in den Interviews, die mit einem Betriebsrat und zwei Leiharbeitern 
der Firma Traumburg sowie einer Festbeschäftigten der Firma Lieferfix geführt 
wurden. Außerdem ist es in Diskussionen zentral, die mit dem Betriebsrat der 
Firma Traumburg und den an diese entlichenen Leiharbeitern durchgeführt 
wurden. In diesem Muster wird insbesondere kritisiert, wie Beschäftigte durch das 
Management behandelt werden. Problematisiert werden Arbeitsdruck, eine reine 
Instrumentalität des Beschäftigers den Arbeitskräften gegenüber und eine ver- 
allgemeinerte Beschäftigungsunsicherheit. Der Leiharbeiter Jürgen etwa macht 
den rücksichtslosen Umgang des Managements mit der gesamten Belegschaft 
der Traumburgzum Thema. Dafür nutzt er ein bemerkenswertes Bild. Der Chef 
interessiere sich nicht für die konkreten Arbeitsleistungen, „für den sind wir ein 
Auto, und so lange das Auto fährt, ist die Welt in Ordnung.“ Vernünftig wäre 
dementgegen ein nachhaltiger Umgang mit den Beschäftigten, der im Unter- 
nehmen aber unrealistisch ist. „Da ist es cher ein Traktor, ... es wird nur das an 
Sprit reingekippt, was das Ding eben unbedingt zum Fahren braucht, das Ding 
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kommt nicht in die Wäsche, das Ding wird nicht abgeschmiert, das Ding wird 
einfach nur gefahren.“ 

Diese betriebsbezogenen Unzufriedenheiten verbinden sich mit der Prob- 
lematisierung der als wachsend wahrgenommenen sozialen Ungleichheit und 
einer starken Enttäuschungüber PolitikerInnen. Diese Kritiken werden in einer 
eigensinnig ‘gemeinwohlorientierten’ Perspektive vorgetragen. In einer Grup- 
pendiskussion zwischen Betriebsräten wird dies z.B. im Zuge eines Vergangen- 
heitsdiskurses deutlich. Früher, so der Betriebsrat Bela, habe es eine Wirtschaft 
gegeben, die allen Teilen der Bevölkerung genutzt habe, „also man hat gearbeitet 
und hat Geld verdient, man hat es ausgegeben und derjenige, der dann mein Geld 
erhalten hat, der hat es dann wieder genau so gemacht und alle haben im Grunde 
am Wohlstand teilgenommen.“ Dieses Wohlergehen aller wurde durch den Inter- 
essenegoismus weniger gestört. Diese Überlegungführt direkt zur Thematisierung 
der wachsenden Ungleichheit durch einen anderen Betriebsrat: „Die Schneise 
wird alles größer zwischen Arm und Reich. ... Heute gehst Du acht Stunden 
am Tag Keulen und weißt trotzdem am 17ten nicht mehr, wie du mit dem Sprit 
zurecht kommst, während der Chef mit dem Firmenwagen an dir vorbeifährt 
und fett grinst.“ Einige der Beschäftigten, aus deren Interviews oder Diskussionen 
sich das Muster staatsorientierter Sozialpopulismus rekonstruieren ließ, fordern 
darüber hinaus, ‘die Politik’ und ‘unternehmerische Eliten’ sollten zum Wohle 
der wirtschaftlichen Entwicklung die Beschäftigteninteressen (und damit die 
eigenen Ansprüche) berücksichtigen. Dies allein würde dem vorgestellten betrieb- 
lichen bzw. gesellschaftlichen Allgemeinwohl dienen. Im Zentrum der kritischen 
Deutungen steht ‘der kleine Arbeiter‘, ‘das kleine Volk’, ‘der kleine Mann’, der 
ausgenutzt und für seine Leidenserfahrungen nicht angemessen entschädigt wird. 
In der bereits zitierten Diskussion zwischen Betriebsratsmitgliedern wurden 
beispielsweise kurze Zeit vorher politische Akteure zum Ihema gemacht, die sich 
nachsichtig gegenüber Arbeitgebern’ verhalten. Alternativ wird eine Politik im 
Interesse des Volkes eingefordert. Dass es diese - so die Implikation - nicht gibt, 
wird auf finanzielle Abhängigkeiten der PolitikerInnen zurückgeführt: „Peter, 
ich vertrete ja die These, man sollte ihnen vielleicht noch mehr geben, aber im 
Gegenzug muss man dafür verlangen, dass sie keinen Nebenjob mehr annehmen 
(...). Wichtig wäre, dass sie wieder Entscheidungen treffen für die Leute, von 
denen sie eigentlich gewählt worden sind, ja? Und nicht nur... für die Industrie.“ 

Die wahrgenommenen betrieblichen und gesellschaftlichen Probleme werden 
im staatsorientierten Sozialpopulismus in weitere ökonomische und politische 
Zusammenhänge eingeordnet. Dies geschieht etwa, indem ‘die Politik’ und ‘die 
Wirtschaft’ als legitime Akteure der Veränderung adressiert werden (die für 
Verbesserungen sorgen könnten), zugleich aber auch Kritik auf sich ziehen, da 
es nicht zu den erwünschten Verbesserungen kommt. Damit werden in ihrem 
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Handeln zugleich die Ursache und die mögliche Lösung der wahrgenommenen 
Probleme gesehen - wodurch eine starke Erwartungshaltung politischen und 
ökonomischen Eliten gegenüber entsteht, die leicht zu enttäuschen ist. Verbreitet 
sind dabei Deutungen, die ‘die Politik’ als abhängig von ‘der Wirtschaft’ oder 
direkt von dieser gesteuert schen, wie dies z.B. die in der Firma Lieferfix arbeitende 
Festbeschäftigte Dagmar ausdrückt: „Ich finde das eine Schweinerei, dass die sich 
da oben alle gesundstoßen auf unsere Kosten .... Uns nehmen sie das ganze Geld 
weg... und die Lobbyisten da oben, die stecken sich das Geld ein ..... Die Politiker, 
die schmeißen sich doch mit denen zusammen, dass die sich mehr oder weniger 
auf die Seite der Industrie schlagen und nicht auf die Seite der Bevölkerung.“ 

Aufgrund dieser ambivalenten Verantwortungszuschreibungen an ‘die Politik’ 
oder ‘die PolitikerInnen’ wurde das Muster staatsorientierter Sozialpopulismus 
genannt. Einerseits werden ‘die PolitikerInnen’ als scheiternde potenzielle Prob- 
lemlöserInnen zu Zielscheiben der Empörung, auch weil ‘die Politik’ zugleich als 
Instrument wirtschaftlicher Interessengruppen interpretiert wird. Andererseits 
hoffen Beschäftigte, dieselben politischen Akteure würden sich für die gewünsch- 
ten Verbesserungen einsetzen. Aus dieser doppelten Staatsorientierung kann 
sich eine eigentümliche Dynamik entwickeln, die zu Legitimationsproblemen 
“der PolitikerInnen’ bzw. Zweifeln an der Leistungsfähigkeit des politischen 
Systems führen kann. ‘Staatsorientierung’ soll in diesem Zusammenhang also 
nicht über die wichtige Rolle hinwegtäuschen, die die Kritik am Management 
bzw. allgemeiner an wirtschaftlichen Eliten in diesem Deutungsmuster spielt, 
sondern die ambivalente Funktion und Wirkung der Politikkritik hervorheben. 

Die Handlungsorientierungen, die angesichts dieser Problemwahrnehmungen 
und Verantwortungszuschreibungen verbreitet sind, sind ausgesprochen dualis- 
tisch. Eine Haltungdes ‘Man müsste sich gemeinsam wehren’ kombiniert sich mit 
einem alltagsbezogenen Pessimismus, sobald es um die konkreten Möglichkeiten 
der Gegenwehr geht. Dies lässt sich anhand eines Interviews verdeutlichen, das 
mit dem Leiharbeiter Lars geführt wurde. Lars’ direkte Handlungsorientie- 
rung ist durch eine Exitoption geprägt - er hegt den Wunsch, sich in abschba- 
rer Zukunft selbstständig zu machen. Bis dahin habe er noch ‘durchzuhalten‘. 
Insbesondere bezogen auf die Möglichkeiten konkreter Gegenwehr zeigt er sich 
skeptisch, sicht keine Alternative zum Mitmachen. Hier greift auch die Angst 
vor dem Arbeitsplatzverlust Platz. Allerdings: Diesen konkreten Pessimismus 
kombiniert Lars mit einer Haltung des ‘Eigentlich müsste man sich wehren‘: 
„Was ich tun könnte? Indem ich mich vielleicht cher betrieblich engagiere .... 
Aber wie gesagt, dann dürfte man auch wieder nicht alleine dastehen.“ 
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Exklusiver Sozialpopulismus 


Das zweite Deutungsmuster wurde als exklusiver Sozialpopulismus bezeichnet. Es 
ist ausschließlich in Interviews und Diskussionen zu finden, die mit prekarisierten 
Normalbeschäftigten durchgeführt wurden. Viele der für den staatsorientierten 
Sozialpopulismus typischen Deutungen finden sich auch im exklusiven. In ihm 
werden ebenfalls betriebsbezogene Wahrnehmungen von Ungerechtigkeit ausge- 
drückt, empörend wirkt auch hier ein rein instrumenteller Umgang des Beschäf- 
tigers mit den Arbeitskräften. Geteilt wird zudem die Wahrnehmung, dass feste 
Beschäftigungsverhältnisse betrieblich und gesamtgesellschaftlich durch prekäre 
verdrängt werden. Im Unterschied zum staatsorientierten Sozialpopulismus wird 
jedoch auch die eigene Beschäftigungssicherheit als bedroht geschen. Die Sorge, 
die eigene Festbeschäftigung könnte durch ein prekäres Beschäftigungsverhältnis 
ersetzt werden, ist daher groß. Über die LeiharbeiterInnen im eigenen Betrieb 
heißt es beispielsweise bei Ernst, einem Festbeschäftigten der Firma Traumburg: 
„Im Großen und Ganzen mache ich den Leuten ja keinen Vorwurf, die wollen ja 
auch nur ihr Geld verdienen. Aber was soll ich davon halten? Die machen unsere 
Arbeitsplätze kaputt‘ Gerade osteuropäische Arbeitskräfte, die in der Traumburg 
arbeiten, tun dies zu besonders niedrigen Löhnen. Mit dem staatsorientierten teilt 
der exklusive Sozialpopulismus, dass die betriebsbezogene Kritik verbunden wird 
mit Problematisierungen wachsender sozialer Ungleichheit und der Zuschreibung 
von Verantwortungan unternehmerische Eliten bzw. Gewinnstreben und falsches 
politisches Handeln. Ernst etwa führt die von ihm kritisierten Entwicklungen, 
nicht zuletzt das niedrige betriebliche Lohnniveau, aufunternehmerische Profitin- 
teressen zurück. „Gut, für unseren Arbeitgeber, da rentiert sich das. ... Aber weder 
der Arbeiter ... noch für die Regierung beziehungsweise für den ganzen sozialen 
Plan mit Arbeitslosengeld, das rentiert sich doch nicht“ In eine ähnliche Richtung 
argumentiert auch der Ersatzbetriebsrat Peter, der gleichzeitig die wachsende Un- 
gleichheit und deren Ursachen diskutiert: „Gibt nur zwei Klassen, Arm und Reich. 
Die Reichen tun sich auf Kosten des kleinen Mannes weiter bereichern. Zurzeit 
gibt es noch einen Mittelstand. Aber das dauert vielleicht noch fünf, höchstens 
zehn Jahre und dann ist der kleine Mann ... ganz unten. Später im Interview greift 
er das Thema wieder auf und erörtert die Ursachen dieser Entwicklung, wobei er 
das Zusammenwirken von politischen und ökonomischen Akteuren herausstellt: 
„Unsere Politiker sind daran schuld, die lassen immer mehr zu, dass die Firmen 
mehr und mehr Vater Staat unter Druck setzen können. Damit die Firmen in 
Deutschland bleiben, kriegen die Firmen immer mehr Rechte zugesprochen, 
immer mehr Sparpotenzial zugeschoben“ 

Der zentrale Unterschied gegenüber dem staatsorientierten Sozialpopulismus 
besteht hinsichtlich des “Wir’ der möglichen Solidargemeinschaft. Innerhalb des 
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exklusiven Sozialpopulismus ist sie deutlich begrenzter. Beispielsweise werden 
Leih- oder ausländische Arbeitskräfte als Bedrohung.der eigenen Beschäftigungs- 
sicherheit gedeutet. Dennoch richtet sich ihre Empörung nicht zuvorderst gegen 
diese Konkurrenz, sondern gegen unternehmerische Eliten und falsch handelnde 
PolitikerInnen. Von Bedeutung sind in diesem Zusammenhang auch Perso- 
nalisierungen, die z.B. die Verdrängung von Festbeschäftigten durch Prekäre 
auf den Interessenegoismus von ManagerInnen und das unternehmerische Ziel 
der Lohnkostensenkung zurückführen. „Der Müller (der leitende Manager vor 
Ort; Anm.: T.G.), das ist so ein Schwein, ... das juckt den überhaupt nicht, wie 
viele Jahre du im Betrieb bist. .... Fakt ist, du bist ein Festangestellter, du bist zu 
teuer und für dich könnte man auch drei HVC-Mitarbeiter kriegen, und dann 
versuchen die dich gnadenlos abzusägen.“ Insgesamt werden Problemdeutungen, 
Ursachendiagnosen und Grenzziehungen entwickelt, die klar ‘Fluchtlinien’ ei- 
ner exklusiven Solidargemeinschaft der Festbeschäftigten aufscheinen lassen. 
Dabei soll der Begriff ‘Fluchtlinie’ einen möglichen (interessen-)politischen 
Ausdruck dieser Deutungen aufzeigen, der sich allerdings nicht zwangsläufig 
durchsetzen muss. Denn die exklusiven Grenzziehungen sind nicht hermetisch, 
sondern ambivalent. Sie können von relativierenden Gegentendenzen begleitet 
werden. In den Deutungen von Friedrich enthalten die Grenzen, die im Lichte 
der beschäftigungspolitischen Bedrohung gezogen werden, z.B. nationalistische 
Untertöne: „Das Problem bei der ganzen Sache, die hohe Zahl der Arbeitslosen 
erklärt sich nun mal teilweise auch durch Leiharbeitsfirmen, die schlicht und 
einfach nicht aus Deutschland kommen.“ Diese Problembeschreibung verbindet 
sich bei Friedrich mit einem mal expliziten, mal nur angedeuteten Plädoyer für 
“Arbeit zuerst für Deutsche’, wobei ‘deutsch’ nicht klar ethnisch definiert wird, 
sondern gedeutet wird als ‘Menschen, die hier leben’. Nicht nur im konkreten 
Fallwerden an einen Populärkeynesianismus erinnernde ökonomische Nützlich- 
keitsauffassungen herangezogen, um die eigene Sichtweise zu begründen: Zahlen 
“fremde Arbeitskräfte’ vor Ort Steuern? Konsumieren sie ‘hier’ und halten so 
den lokalen Wirtschaftskreislauf in Gang? Nutzt ihre Beschäftigung so in der 
Konsequenz der Gemeinschaft vor Ort? „Das ... Geld, was sie hier verdienen, 
nehmen sie ja mit rüber. Zum Beispiel die Stadt Meyersbach hier, das ist eine tote 
Stadt. Die Leute von der HVC (einer Leiharbeitsfirma; Anm.: T.G.) nehmen ihr 
Geld mit in ihr Heimatland, die geben hier auch nichts aus.“ Das Motiv einer 
national argumentierenden - nicht: nationalistischen - Kapitalismuskritik tritt 
vorsichtig hervor. Nicht nur die Kaufkraft, auch Arbeitsplätze in der Region 
gingen so verloren. 
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Politische Ambivalenzen der Brücken zum Linkspopulismus 


Die beiden dargestellten Deutungsmuster wurden aus zwei Gründen 'sozial-popu- 
listisch’ genannt. Erstens soll hervorgehoben werden, dass in ihrem Mittelpunkt 
nicht verwirklichte soziale Interessen und soziale Missachtungserfahrungen 
stehen; zweitens soll die Namensgebung unterstreichen, dass sich beide Muster 
nicht eindeutig einem politischen Lager entlang der Links-Rechts-Typologie 
zuordnen lassen. Wie einleitend argumentiert wurde, ist die jeweilige politische 
Bedeutung populistischer Diskurse davon abhängig, wie die zentralen ideologi- 
schen Elemente des Populismus Volksbezug, Eliten- und Politikkritik sowie die 
idealisierende Bezugnahme auf‘ das Früher’ in ein Verhältnis zueinander gebracht 
und dabei in komplexere ideologische Deutungsangebote eingebunden werden 
(Laclau 1981: 139£.). Dies geschieht nicht automatisch, sondern kann nur ein 
Ergebnis umkämpfter politischer Interventionen sein, beispielsweise seitens der 
antagonistischen Linken und von GewerkschafterInnen - nicht zuletzt durch 
das Angebot plausibler Deutungsmuster betrieblicher und gesellschaftlicher 
Umbruch- und Konfliktsituationen (AK SU 2013: 361f.). Die beiden rekonst- 
ruierten Deutungsmuster bieten Anknüpfungspunkte dafür - insofern muss es 
als politisch offen gelten, in welche Richtung sie sich entwickeln. Grundsätzlich 
enthalten beide Brücken zu einem linken Populismus. In beiden Mustern werden 
klassenpopulistische Deutungen entfaltet, die zwischen dem ‘einfachen Volk’ 
und Eliten polarisieren - Klassengegensätze stehen in ihnen direkt zwar nicht 
im Vordergrund, das Volksmoment ist diskursiv aber eng verbunden mit Erfah- 
rungen der Lohnabhängigkeit und entsprechender Benachteiligungen. Diese 
Art Klassenpopulismus kann sowohl in autoritäre als auch in emanzipatorische 
Ideologien und Bewegungen eingebunden werden (Gamson 2002: 90). 
Während dem rechten Populismus deutlich eine fremdenfeindliche, anti- 
demokratische und gegen nicht-leistende Gesellschaftsmitglieder gerichtete 
Stoßrichtung innewohnt, fehlen diese im linken Populismus. Linkspopulismus 
unterscheidet sich m.E. durch vier Eigenschaften von rechten Populismusvarian- 
ten. Erstens richten sich Empörungen und Kritiken, die sich aus sozialen Leider- 
fahrungen speisen, gerade nicht zuvörderst an andere subalterne Menschen (z.B. 
Erwerbslose oder MigrantInnen), sondern treffen in erster Linie - wenngleich 
nicht: ausschließlich - ökonomische und politische Eliten. Zweitens ist linker 
Populismus Klassenpopulismus in zweifacher Hinsicht. ‘Das Volk’ wird deut- 
lich mit Lohnabhängigkeit identifiziert (D’Alessio 1982: 9), während ethnische 
Definitionen marginal sind oder keine Rolle spielen. Darüber hinaus werden 
sozialökonomische Interessengegensätze nicht durch ethnische oder religiöse 
ersetzt oder überlagert, wie es im rechten Populismus üblich ist (Brinkmann et al. 
2006: 77). Vielmehr werden sie im Rahmen eines Antagonismus zwischen Volk 
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und Eliten, unten und oben artikuliert. Drittens ist Leistungsgerechtigkeit zwar 
auch im linken Populismus ein wichtiger normativer Bezugspunkt. Erwerbslose, 
andere Lohnabhängige oder sogenannte imaginierte Leistungsunwillige, Unflexi- 
ble und Immobile werden aufihrer Grundlage aber nicht abgewertet. Viertens ist 
die linkspopulistische Staats- und PolitikerInnenkritik mitnichten grundlegend 
antidemokratisch. Sie mündet nicht in einer Orientierung an einem starken 
Staat oder charismatischen FührerInnen, sondern in Appellen an PolitikerInnen, 
ihr Handeln dem Ideal einer sozialen und demokratischen Gesellschaft zu ver- 
schreiben, in der den Interessen ‘der kleinen Leute’ gegenüber denen der Eliten 
Gehör verschafft wird. Linkspopulistische PolitikerInnenkritik ist volksdemo- 
kratisch motiviert (D’ Alessio 1982: 9-10) und zeigt, wie wenigsich Beschäftigte 
durch ökonomische Eliten anerkannt und durch PolitikerInnen vertreten fühlen 
(Priester 2012: 99f.). Ein solcher linker Populismus ist innerhalb der Linken 
keineswegs unbekannt, wie ein Blick auch nach Lateinamerikazeigt (ebd.: 114ff.; 
207). In volks- oder populär-demokratischen Momenten werden ‘das Volk’ 
und dessen (demokratische) Kämpfe mit Klasse identifiziert (D’Alessio 1982: 9). 
Ein Beispiel für linken Populismus sicht Karin Priester in der antifaschistischen 
Volksfront- und Bündnispolitik der Kommunistischen Partei Italiens während 
des Mussolini-Faschismus (Priester 2012: 212). Priester verdeutlicht diesanhand 
der Propaganda der Zeitschrift Voce, dem Organ der Italienischen Volksunion, 
einer Vorfeld- oder Massenorganisation der KP: „Mal ist von den magischen 
200 Familien die Rede, mal von 500 Familien, die das Land fest im Griffhätten, 
oder von einer Handvoll Parasiten’, die sich auf Kosten des Volkes bereicherten. 
Das ‘gute Volk der Italiener’ ... steht gegen die wenigen Blutsauger.“ (ebd. 2012: 
211) Nicht soziale Verhältnisse, sondern konkrete Personengruppen, nicht die 
Produktionsweise, sondern die Plutokratie wurden zum Adressaten der Kritik 
gemacht, die Menschen ideologisch nicht als ArbeiterInnen oder Arbeiterklasse, 
sondern als Volk ideologisch angerufen (ebd. 2012: 212). 

In beiden rekonstruierten Deutungsmustern lassen sich Brückenelemente 
finden, die zu einem derartigen Linkspopulismus führen könnten, wenngleich 
der exklusive Sozialpopulismus durch exklusive und ambivalente Grenzziehun- 
gen gegenüber anderen Lohnabhängigen charakterisiert ist. Erstens: In beiden 
Mustern wurden enttäuschte Interessen und Erfahrungen der Missachtung 
sowie ein Selbstverständnis als ‘einfaches Volk’ oder ‘kleine Leute’ ausgedrückt. 
Die eigenen Ansprüche wurden gerechtfertigt, indem sie in eine Gemeinwohl- 
orientierung eingebunden wurden, die auch von Eliten eingefordert wird. In 
beiden Deutungsmustern dient eine idealisierte Vergangenheit als Kontrastfolie, 
vor der die eigene Kritik formuliert wird: In diesem Gestern erscheinen die 
eigenen Wünsche als bereits einmal realisiert. Diese Gemeinwohlorientierung 
zumindest, in deren Horizont kritisiert wird, macht inklusive Formen der So- 
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lidarität zwischen Lohnabhängigen denkbar. Denn Bezugspunkt ist nicht nur 
das individuelle, sondern das vorgestellte Gesamtinteresse. Zweitens: ‘Volk’ 
wird in beiden Deutungsmustern sozial gedeutet, nicht in erster Linie über 
eine nationale Wesenheit definiert, sondern teilweise synonym für ‘arbeitende 
Menschen’ verwendet. Interessengegensätze werden dabei nicht verdrängt - in 
keiner Variante des Sozialpopulismus geht die Selbstidentifizierung als ‘kleines 
Volk’ oder ‘kleiner Mann’ mit dem Tausch von Interessenpolitik gegen Iden- 
titätspolitik einher, den Flecker u.a. als ein Merkmal des Rechtspopulismus 
ausweisen (Flecker et al. 2005: 4). Allerdings wohnen dem exklusiven Sozial- 
populismus deutliche ideologische Fluchtlinien inne, die rechtspopulistische 
Einbindungen ermöglichen. Der Begriff ‘Fluchtlinie’ soll auf die Möglichkeit 
hinweisen — automatisch wird diese Entwicklung vermutlich nicht eintreten. 
Deutlicher noch als beim staatsorientierten Sozialpopulismus dürfte es auf die 
(gewerkschafts-)politischen Interventionen und Projekte ankommen, die sich 
mit dieser Variante des Sozialpopulismus auseinandersetzen. Die zentrale Rolle, 
die Schuldzuschreibungen an ökonomische und politische Eliten auch in diesem 
Muster spielen, bietet zumindest die Gelegenheit, Wut und Empörung für herr- 
schafts- und ausbeutungskritische Lernprozesse nutzbar zu machen. Gerade die 
eigensinnigen Problembeschreibungen, die in kostengünstigeren (ausländischen) 
Leiharbeitskräften eine Bedrohung schen, stehen dem entgegen. Rechtspopulis- 
tInnen bedienen sich in der Regel solcher Deutungen." Beispielsweise erklären 
sie „die Abschwächung des Wirtschaftswachstums, die finanziellen Probleme in 
den Sozialkassen und selbst die desaströse Situation in den öffentlichen Haus- 
halten mit den Ansprüchen von Arbeitsmigranten und Flüchtlingen.“ (Bischoff/ 
Müller 2004: 17) Wenngleich derartige Deutungen für das Muster exklusiver 
Sozialpopulismus nicht typisch sind, bestehen doch Ähnlichkeiten zur Sorge 
über die mögliche Verdrängung durch ausländische Leiharbeitskräfte bzw. über 
die negativen Folgen für die regionale Wirtschaft und Gemeinschaft, die oben 
dargestellt wurden. Diese Ambivalenzen lassen sich nicht auflösen. Sie rufen 
in Erinnerung, dass weder Interessen noch subjektive Alltagstheorien, die die 
Verarbeitung menschlicher Erfahrung unterstützen, stabil und widerspruchslos 
sind. Aufdiese Facette der Konfliktverarbeitung wurde bereits in älteren kritisch- 
soziologischen Debatten hingewiesen. So erinnert Oskar Negt daran, „daß es 


1 Dies festzustellen bedeutet nicht, die objektiv gegebene und durch die Firma Traum- 
burg machtstrategisch eingesetzte Arbeitsmarktkonkurrenz zu bestreiten - tatsächlich 
existiert ein Lohngefälle, das es in Deutschland lebenden und an das hiesige Preisniveau 
gebundenen Lohnabhängigen schwer macht, in der Arbeitskräftekonkurrenz zu bestehen. 
Die dargestellte Problembeschreibung ist insofern nicht schlicht ‘falsches Bewusstsein), 
sondern reflektiert ein objektives Handlungsproblem. 
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Faschismus und Sozialismus nicht mit ganz verschiedenen, sondern mit ein und 
denselben Menschen zu tun haben, deren Bedürfnisse ... nach der rechten oder 
nach der linken Seite hin organisierbar sind. So konnten die Faschisten schr leicht 
Solidaritätsbedürfnisse in Kameradschaftsbedürfnisse umorganisieren, und zwar 
stabil [...]. Bedürfnisse sind eben nicht fest, es gibt keine proletarischen Eigen- 
schaften und antikapitalistischen Einstellungen, auf die man bauen könnte und 
die unter allen Bedingungen bleiben, was sie sind: sie sind vielmehr ambivalent, 
doppelwertig, also jederzeit umorganisierbar, wenn man sie liegenläßt und so 
tut, als ob sie unwichtigwären [Hervorhebungen durch Negt]“ (Negt 1987: 69). 
Damit sollen die aus emanzipatorischer Perspektive problematischen Ambiva- 
lenzen gerade nicht verharmlost werden, sondern dafür plädiert werden, sie nicht 
“liegen zu lassen’, wie es bei Negt heißt. Drittens: Sowohl im staatsorientierten 
wie auch im exklusiven Sozialpopulismus werden politische Eliten insbesondere 
dafür kritisiert, dass sie den Schutz der ‘kleinen Leute’ nicht gewährleisten bzw. 
sich nicht gemeinwohlorientiert verhalten. Beides wird auch auf die Macht von 
Lobbyisten’ zurückgeführt, womit die Käuflichkeit ‘der PolitikerInnen’ und 
somit die Abhängigkeit politischer Akteure von ‘der Wirtschaft’ oder gar ein 
Zusammenhalt von Politik und Wirtschaft unterstellt wird. Für die Konturie- 
rung einer Selbstbeschreibung als ‘kleines Volk’ oder ‘kleine Leute’ ist das ein 
wichtiger Abgrenzungspunkt. In beiden Deutungsmustern wurzelt diese Kritik 
an politischen Akteuren daher nicht in antidemokratischen Ressentiments, son- 
dern in einer frustrierten Adressierung der politischen Eliten als ‘Sorgeinstanz’ 
für das politische und soziale Gemeinwohl. 


Politische Perspektiven: „Gewerkschaften als Bewegung“ und 
„neue soziale Demokratie" 


Wie emanzipatorische Projekte an diese Deutungsmuster anknüpfen können, 
wie die Brücken zum Linkspopulismus befestigt, ausgebaut und genutzt werden 
können, ist letztlich nur im Rahmen kollektiver politischer Arbeit zu beantwor- 
ten. Abschließend möchte ich als Anregungund Ausblick dennoch einige Thesen 
formulieren, die sich auf gewerkschaftliche und politische Strategien bezichen. 

Die erste Ihese lautet, dass eine konfliktorientierte und an inklusiver Solida- 
rität der Lohnabhängigen ausgerichtete gewerkschaftliche Strategie notwendig 
ist, die auf die Organisierung der Unorganisierten setzt. Da Ohnmachtsgefühle 
die Tendenz zu exklusiven Grenzziehungen anderen Lohnabhängigen gegenüber 
verstärken, müssen gewerkschaftliche Handlungsstrategien entwickelt werden, 
die auf die Befähigung zur politischen Selbsttätigkeit setzen und schrittweise 
Erfahrungen des Mächtigseins im betrieblichen Alltag vermitteln - ob nun in 


Linkspopulismus und Prekarisierung 447 


sogenannten Organizingprojekten (Dörre 2012) oder in der alltäglichen Betriebs- 
politik. Das bedeutet, die Beschäftigten selbst als Akteure zu stärken. 

Eine solche „Gewerkschaft als Bewegung‘ sollte, so die zweite These, in ihrer 
Kampagnenarbeit, in der alltäglichen Überzeugungsarbeit undin der politischen 
Bildung Orientierungswissen über die politökonomischen Ursachen vermitteln, 
das die komplexeren Ursachen von Prekarisierungsprozessen offen legt. Wett- 
bewerbsorientierungen, wie sie sich im Co-Managementansatz einflussreicher 
BetriebsrätInnen und Gewerkschaftsfunktionärlnnen finden, befeuern hingegen 
Klassenfragmentierungen, verkürzte Krisendeutungen und exklusiv-solidarische 
Orientierungen. Aber auch die Fallstricke popularisierter keynesianischer Argu- 
mentationsmuster wurden am Beispiel des exklusiven Sozialpopulismus bereits 
angedeutet. Die vorhandenen personalisierenden Kritiken am Management und 
die romantisierenden Vergangenheitsdeutungen, in denen Utopien eines guten 
Lebens enthalten sind, wären dementgegen exemplarisch als Ausgangspunkte für 
die Vermittlung soziologischer Fantasie zu nehmen, die dazu befähigt, jene gesell- 
schaftlichen Bedingungen und Zusammenhänge zu entschlüsseln, die die eigene 
Situation beeinflussen. In diesem Zusammenhang wäre an ältere Diskussionen 
über betriebsnahe Bildungsarbeit anzuknüpfen. Diese stellt eine Vermittlung 
her zwischen Konflikten um die Verbesserung der konkreten Bedingungen in 
den Betrieben und notwendigen Auseinandersetzungen um die Zentralen der 
wirtschaftlichen und politischen Macht. Sie geht dabei von konkreten Erfah- 
rungen und Problemen aus und schafft ein Bewusstsein ihrer gesellschaftlichen 
Zusammenhänge, um Lösungswege sichtbar zu machen (Schmidt 1975: 180). 

Die dritte gewerkschaftsbezogene These lautet, dass inklusiv-solidarische Stra- 
tegien der Interessenpolitik - ausgehend von den herausgearbeiteten eigensinni- 
gen Gemeinwohlorientierungen der Beschäftigten - dazu in der Lage sind, exklu- 
sive Grenzziehungen anderen Beschäftigten gegenüber zu marginalisieren und so 
die Gefahr einer rechtspopulistischen Einbindung zu bannen. Klassensolidarität 
wird dabei als bewusstes Ziel formuliert. Dies bedeutet nicht die machtstrategisch 
gewollte Konkurrenz zwischen Festbeschäftigten und Prekären, Lohnabhän- 
gigen, die in Deutschland wohnen, und WanderarbeiterInnen zu leugnen. Die 
Orientierungan einer umfassenden Solidarität aller Lohnabhängigen ist zudem 
nichts, was der Gewerkschaftsarbeit grundsätzlich bereits eigen ist, sondern ein 
besonderes Programm, für das gestritten werden muss. Gewerkschaften wären in 
diesem Ansatz von „Gewerkschaft als Bewegung“ (Moody 1997; 2007) als Teil 
einer breiteren Klassenbewegung der Lohnabhängigen zu denken und Interes- 
senpolitik in einer Allgemeinwohlperspektive zu entwickeln, die nicht nur den 
in Lohn und Brot stehenden Beschäftigten nützt, die über vergleichsweise gute 
Löhne und sichere Arbeitsverträge verfügen, sondern auch den Erwerbslosen, 
den prekär Beschäftigten und den Schwächsten der Gesellschaft. Hierfür ist 
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eine Orientierung auf Bündnisse mit anderen Initiativen und Organisationen 
von Lohnabhängigen elementar, beispielsweise Erwerbslosenorganisationen 
oder MieterInneninitiativen. Gerade im gewerkschaftlichen Kerngeschäft, der 
Tarifpolitik, ist es möglich, eine Klassenperspektive zu entwickeln bzw. die ge- 
werkschaftlichen Interessen mit breiteren Klasseninteressen zu harmonisieren 
(Moody 1997: 60), wie Kim Moody anhand der kanadischen Automobilarbeite- 
ıInnengewerkschaft (CAW) erläutert. „Ein gutes Beispiel dafür Tarifforderungen 
in einen weiteren sozialen Zusammenhang zu stellen, gaben die Canadian Auto 
Workers (CAW) mit ihren Tarifforderungen von 1996 für die wichtigsten Au- 
tokonzerne. Anders als die United Auto Workers in den USA im selben Jahr, hat 
die CAW ein aggressives Verhandlungsprogramm vertreten, das aufdie Schaffung 
von Arbeitsplätzen in der Industrie und im Land setzte. Kürzere Arbeitszeiten, 
die Beschränkung von Outsourcing und garantierte Arbeitsplatzquoten für die 
einzelnen Gemeinden, in denen die einzelnen Fabriken angesiedelt waren, wa- 
ren das Herz des Programms. Mit einem Verhandlungsprogramm, das darauf 
abzielte Beschäftigung zu schützen und neue Beschäftigungsmöglichkeiten in 
den betroffenen Gemeinden zu schaffen, war es einfach Unterstützung in der 
Lohnabhängigenklasse der Region zu finden.“ (ebd.: 61) 

Gewerkschaftliche Antworten sind notwendig, reichen allerdings nicht aus. 
Ein populistisches Projekt der „antagonistischen Linken“ müsste, so die vierte 
These, gleichzeitig in der Lage sein, verschiedene Milieus der abhängig Beschäf- 
tigten allgemeinpolitisch anzusprechen, dabei von den oben skizzierten, zuweilen 
verdinglichten Alltagskritiken auszugehen ohne bei diesen stehen zu bleiben, 
und Forderungen nach einer „neuen sozialen Demokratie“ in antipatriarchale 
und antirassistische Grundhaltungen einzubetten. Ein linker Populismus, der 
radikal sozial und volksdemokratisch (siehe oben) auf Kosten emanzipatorischer 
Kritik dieser Herrschaftsverhältnisse agiert, droht zivilgesellschaftlich vielmehr 
den Boden zu bereiten für die rechtspopulistischen Parteien und Bewegungen, 
die er eigentlich bekämpfen möchte. 

Ausgehend von oben rekonstruierten Kritiken an PolitikerInnen, die sich 
mit Wirtschaftseliten gemeinmachen, so die fünfte Annahme, wäre ein linker 
Populismus um das Aktionsprogramm einer tief greifenden Demokratisierung 
der Gesellschaft zu entwickeln, das die Frage aufwirft und beantwortet, wann 
und unter welchen Umständen lohnabhängige Menschen in demokratischen 
kapitalistischen Gesellschaften politisch tatsächlich herrschen können. Dabei 
ist es notwendig, den Bogen zu schlagen von wichtigen und zu fördernden 
personalisierenden Kritiken an politischen und ökonomischen Eliten, wie sie 
in den skizzierten Deutungsmustern zu finden sind, über die systemkritische 
Weiterentwicklung dieser Zuschreibungen hin zu einem Programm der ‘demo- 
kratischen Vertiefung), das sich nicht scheut, die etablierte politische Klasse und 
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ökonomischen Eliten als ‘antagonistisches außen in Fleisch und Blut’ politisch 
anzugreifen. Eine solche demokratische Vertiefung verlangt nach neuen Institu- 
tionen der direkten Demokratie, die Parlamente ergänzen, plädiert für demokra- 
tische Wirtschaftsgestaltung und eine radikale Verkürzung.der Arbeitszeiten, die 
wirkliche Demokratie im Alltagsleben überhaupt erst möglich machen würde. 

Dieses Programm einer ‘neuen Demokratie’ wäre, so die sechste These, mit 
einem Politikansatz zu verbinden, der die Linke lebensweltlich als Teil der “Welt 
jenseits des Establishments’ erfahrbar macht. Anregungen dafür bietet etwa 
die Praxis der niederländischen post-maoistischen Sozialistischen Partei (SP) in 
den 1990er und frühen 2000er Jahren (Wirries 2010). SP-Aktive unterstützten 
etwa sozial Benachteiligte beispielsweise beim Ausfüllen von Antragsformula- 
ren, entwickelten aber auch sonst soziales Engagement vor Ort. Die zugespitzte 
Kampagnenarbeit der Partei zielte nicht zuletzt darauf Klassenkonflikten, wie 
sie inden Gemeinden und Stadtteilen erlebbar waren, einen populären Ausdruck 
zu verleihen, der den Antagonismus zwischen Herrschenden und Beherrschten, 
Privilegierten und Benachteiligten deutlich sichtbarer machte. Abgeordnete der 
Partei wurden dabei darauffestgelegt, vor Ort Gesicht zu zeigen. All dies machte 
einen linken Populismus im Alltag erfahrbar. 

Die siebte und abschließende These lautet, dass die Arbeit an einer ‘neuen 
Demokratie’ und der Aufbau einer sich gesellschaftlich verankernden, sich 
engagierenden Linken organisch, mit einem sozialen Programm zu verbinden 
wäre, das ein radikalgemeinwohlorientiertes sozialökonomisches Entwicklungs- 
modell ausbuchstabiert. Im Kern ginge es um eine “Wirtschaftsdemokratie für 
das 21. Jahrhundert’, deren Leitideen etwa gemeinsam von GewerkschafterIn- 
nen, BetriebsrätInnen, MieterInnen- und KonsumentInnenintitiativen sowie 
KleinstunternehmerInnen, WissenschaftlerInnen und Umweltbewegten zu 
entwickeln wären. Wirtschaftsdemokratie setzt partizipative Politikmodelle 
in Betrieben, Wirtschaftszweigen sowie Städten und Gemeinden voraus, durch 
die Lohnabhängige direkt Einfluss nehmen können - und verbindet diese mit 
einer politischen Rahmenplanungder Wirtschaftsentwicklung (Naphtali 1969; 
Sik 1979) Eine solche Bewegung kann anknüpfen an die oben rekonstruierten 
popular-keynesianischen Vorstellungen, wonach Wirtschaftserfolge der Region 
und der Gemeinschaft nützen sollten. Auf diese Art kann der linke Populismus 
seine volksdemokratische Ausrichtung durch ein radikales Reformprojekt kon- 
kret ausbuchstabieren und sozial unterfüttern — etwa mit Diskussionen um die 
Etablierung kostenloser sozialer Infrastruktur (Kindererziehung, Schwimmbä- 
der, Nahverkehr etc.), dekommodifizierender Sozialpolitik, einem Ausbau des 
sozialen Wohnungsbaus und der Schaffung eines neuen Normalarbeitsverhält- 
nisses jenseits der Prekarität. 
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